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Liebe Leserinnen und Leser, 

der Ausbruch der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020 
hat massive Einschnitte für Gesellschaft und Wirtschaft 
nach sich gezogen. Kontaktbeschränkungen, Schul-
schließungen, Homeoffice und Maskenpflicht verän-
derten unser aller Alltag. Auch am Ende des Jahres 2022 
ist die Pandemie noch nicht überwunden. Die wissen-
schaftlichen und öffentlichen Debatten über Pandemie-
Folgen und die Wirkungen staatlicher Maßnahmen hal-
ten berechtigter Weise an – wenngleich dies durch den 
russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine und seine 
Folgen vielfach aus den Schlagzeilen verdrängt wird. 

Die Pandemie hat Gewissheiten in Frage gestellt, aber 
auch den Blick auf Herausforderungen in Gesellschaft, 
Wirtschaft und Verwaltung geschärft: Sie hat den Weg 
geöffnet für neue Formen der mobilen Arbeit. Sie hat 
Debatten um soziale Ungleichheit und unterschiedliche 

Bildungschancen befeuert. Die Pandemie hat gezeigt, 
wie staatliche Instrumente wie das Kurzarbeitergeld die 
Arbeitsmärkte wirksam gestützt haben. Sie hat den Blick 
auf die Zukunft der Innenstädte gelenkt und Impulse 
für die Verkehrswende gesetzt. Und sie hat deutlich ge-
macht, dass die Digitalisierung noch schneller vorange-
hen muss als bisher – und das in allen Bereichen. 

Diese und viele weitere Themen greift der vorliegende 
Atlas in einer regional vergleichenden Perspektive auf. 
Die Forschenden werteten Statistiken für die Jahre 2020 
und 2021 aus und bereiteten die Resultate in Karten, 
Grafiken und erläuternden Texten auf. Die Analysen 
zeigen: Auf einige der untersuchten Bereiche hat sich 
die Pandemie deutlich ausgewirkt, in anderen Feldern 
hat sie langfristige Entwicklungen lediglich verstärkt 
oder auch nur kurzfristig beeinflusst. 

Foto: Picturemakers/Düsseldorf

Der vorliegende Atlas ist eine Momentaufnahme, er 
kann als räumlicher Sensor für die Auswirkungen der 
Pandemie verstanden werden. In einer Zeit, in der sich 
Krisen überlagern und Veränderungen unseren Alltag 
auch weiterhin stark beeinflussen, wird das BBSR auch 
künftig versuchen, als räumlicher Sensor zu arbeiten.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.

Dr. Peter Jakubowski
Leiter der Abteilung Raum- und Stadtentwicklung im  
Bundes institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
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Während der ersten Wochen der COVID-19-Pandemie, 
inklusive erster Eindrücke der damit verbundenen Ein-
schränkungen des öffentlichen und privaten Alltags, 
veröffentlichte das österreichische zukunftsInstitut am 
15. März 2020 vier Szenarien der gesellschaftlichen 
Entwicklung. Zwei dieser Szenarien beschreiben dys-
topische Zustände. Die beiden optimistischeren Vari-
anten entwerfen dagegen Zukunftsbilder, in denen die 
Erfahrungen der Lockdowns zu einem neuen, ökolo-
gisch nachhaltigeren Verhalten führen und damit viele 
der gegenwärtigen Umweltprobleme lösen. Eine solche 
Überzeichnung ist ein gebräuchliches Werkzeug der 
Zukunftsforschung. 

Zwei Jahre später ist bekannt, dass zum Beispiel die 
Sehnsucht nach der „alten Normalität“ nicht zur „De-
Touristification“ (zukunftsInstitut 2020: 6) führt. So-
wohl die Erholungs- und Freizeitsuche der Menschen 
als auch die Spezialisierung einiger Regionen auf den 
Tourismussektor beleben das Fernweh nach dem Weg-
fall der Reisebeschränkungen wieder. Auch die Abkehr 
von „Massenkonsum und Wegwerf-Mentalität“ (zu-
kunftsInstitut 2020: 7) stellt sich nicht automatisch ein. 
Erwartbar sind eher moderate Veränderungen, indem 
sich einige Menschen verstärkt auf heimische Urlaubs-
ziele besinnen. 

Dennoch werden in den Szenarien Trendverände-
rungen angesprochen, die auch die Forschung zur 
Stadt- und Regionalentwicklung bewegen: Inwieweit 
werden die Erfahrungen des ausgeweiteten Homeof-
fice die Wohnwünsche beeinflussen? In welchem Maß 
begünstigt die Zuwanderung auch kleinere Städte und 

Gemeinden? Wird der Online-Konsum den lokalen 
Einzelhandel nachhaltig verdrängen und was bedeutet 
das für die Innenstädte? Wird die „urbane Renaissance“ 
(Siedentop 2022) durch die Pandemie gebremst oder 
kommt sie sogar zum Erliegen?

Mithilfe des Atlas der Stadt- und Regionalentwicklung 
skizziert das Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raum-
forschung (BBSR) die unterschiedlichen Entwicklungen 
in den Teilräumen Deutschlands zwischen 2019 und 
den Pandemiejahren 2020 bzw. 2021 und illustriert die 
jeweiligen Veränderungen in zahlreichen Abbildungen 
und Karten. Aus diesem Vergleich ergeben sich eine 
Reihe zentraler Fragen: Lassen sich die vermuteten 
Veränderungen durch die Pandemie überhaupt in den 
Kennzahlen und Entwicklungsverläufen der Regionen 
ablesen? Welche Veränderungen zur „vorpandemischen 
Normalität“ sind bereits heute zu beobachten? Welche 
regionalen Unterschiede werden durch die Pandemie 
verstärkt? Wie groß sind die regionalen Unterschiede 
hinsichtlich der demografischen, sozialen, ökologi-
schen, Wirtschafts- und Siedlungsstruktur? 

Die datengestützten Einschätzungen zum COVID-
19-Effekt auf die regionalen Entwicklungen wird über 
Forschungsergebnisse und Literatur untermauert. In 
vielen Fällen wirkt sich die Pandemie beschleunigend 
auf Entwicklungen aus, die sich bereits vor der Pande-
mie abzeichneten: 

 ■ Die Zuwanderung nach Deutschland brach in ho-
hem Maße ein. Reisebeschränkungen führten zu 
einem Rückgang der Bildungs- und Erwerbsmigra-

tion sowie der Europäischen Binnenmigration. Dies 
beeinflusst vor allem das Städtewachstum, welches 
sich bereits seit 2014 verlangsamt und sich spätestens 
seit 2017 für einige Großstädte in eine Schrumpfung 
umwandelte. Der demografische Wandel wird also 
je nach Ausgangssituation der Städte und Regionen 
kurzfristig gebremst oder verstärkt.

 ■ Die Entwicklungen der Wohnimmobilienpreise 
wurden bisher nicht durch die Pandemie beeinflusst. 
Hohe Preise in wachsenden Städten sorgen insbe-
sondere bei Familienhaushalten für zunehmende 
Wanderungen in das gut erreichbare Umland. Aber 
auch dort äußern sich die Nachfragezuwächse seit 
einigen Jahren in steigenden Immobilienpreisen 
und Neubauzahlen. Mögliche Folgen der Pandemie 
wie die Verstetigung der Telearbeit und des mobilen 
Arbeitens könnten die existierenden preisbeding-
ten Wanderungsbewegungen in Zukunft noch ver-
stärken.

 ■ Bereits vor der COVID-19-Pandemie zählte der ste-
tig wachsende Onlinehandel zu den zentralen Ein-
flussfaktoren auf die Handelslandschaft in Deutsch-
land. Die Pandemie hat diese Prozesse intensiviert: 
Aufgrund temporärer Geschäftsschließungen, Kon-
taktverboten oder Einschränkungen im Zugang zum 
stationären Handel stellte der Onlinehandel eine zu-
nehmend frequentierte Alternative dar.

Die Auswahl der Kapitel und Indikatoren des vorliegen-
den Atlas richtet sich nach ihrer Bedeutung für die Stadt- 
und Regionalentwicklung und wird – soweit möglich 

EINFÜHRUNG
ANTONIA MILBERT
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– auf die Beschreibung der  COVID-19-Auswirkungen 
fokussiert. Folgende Kapitel geben einen Überblick auf 
die Stadt- und Raumentwicklung unter besonderer Be-
rücksichtigung der Pandemie:

1. Raumstruktur: Dieses Kapitel führt in die gängigen 
Strukturtypen ein, mit denen das BBSR regionale 
Entwicklungen analysiert. Vor allem die siedlungs-
strukturellen Kreistypen dienen in diesem Atlas viel-
fach als Vergleichskategorien.

2. Raumzeitliche Entwicklung der COVID-19-Pan-
demie: Die Ausbreitung des Virus und die medizini-
sche Auslastung werden anhand von sieben Phasen 
der Pandemie nachgezeichnet und unter anderem 
auf mögliche Stadt-Land-Unterschiede untersucht.

3. Wirtschaft und Arbeitsmarkt: Die Kontaktbeschrän-
kungen erschütterten vielfach die Arbeitsmärkte und 
die regionale Wirtschaft. Im Gegenzug wirkten die 
finanziellen Unterstützungsmaßnahmen des Staates 
stabilisierend. In diesem Kapitel werden die unter-
schiedlichen regionalen Auswirkungen untersucht.

4. Vielfalt der Bevölkerungsstrukturen: Die demo-
grafischen Strukturen in Deutschland sind regional 
sehr unterschiedlich. In diesem Kapitel wird analy-
siert, welchen Einfluss die COVID-19-Pandemie auf 
die regionalen demografischen Entwicklungen aus-
übt.

5. Sozialstrukturelle Unterschiede: Sowohl zwischen 
als auch innerhalb von Städten und Regionen gibt es 

zum Teil große sozialstrukturelle Unterschiede. Die 
Anzahl von Menschen, die aufgrund ihrer schwieri-
gen sozialen Lage durch die Pandemie und die Kon-
taktbeschränkungsmaßnahmen besonders betroffen 
waren und sind, unterscheidet sich in den Teilräu-
men Deutschlands.

6. Wohnen: Die Bedeutung von (bezahlbarem) Wohn-
raum wurde während der Pandemie deutlich. In 
diesem Kapitel werden zentrale Kennzahlen des 
Wohn- und Immobilienmarktes vorgestellt und auf 
die möglichen Effekte der Pandemie analysiert.

7. Gleichstellung von Frauen und Männern in den 
Regionen: Homeschooling und Homeoffice verän-
derten den Alltag der Menschen stark und wirken 
auch auf sich verändernde Geschlechterrollen. Es 
wird geprüft, welche regionalen Lebensverhältnisse 
für Frauen und Männer in welchem Maße pande-
miebedingt beeinflusst werden.

8. Verkehr und digitale Infrastruktur: Der öffentliche 
und private Verkehr brach durch die Kontaktbe-
schränkungen zeitweilig nahezu vollständig zusam-
men. In diesem Kapitel werden die zeitlichen Effekte 
und regionalen Perspektiven nachgezeichnet. Zu-
dem wird erörtert, welche Veränderungen durch die 
zunehmende Digitalisierung zu erwarten sind.

9. Umwelt und Klima – die andere Krise neben 
 COVID-19: Die Umwelt steht durch Klimaverände-
rungen und Landschaftstransformationen regional 
sehr unterschiedlich unter Druck. Dieses abschlie-

ßende Kapitel diskutiert die Wechselwirkungen mit 
der Pandemie.

Die weltweite Pandemie führte zu einer enormen 
wissenschaftlichen Aktivität zur Erforschung von 
 COVID-19, insbesondere mit Blick auf medizinische 
Aspekte. Städtische und regionale Fragen im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Pandemie werden in we-
niger als 5 % aller Forschungsartikel behandelt. Themen 
dieser Forschung sind unter anderem Mobilität, städti-
sche Gebiete, nachhaltige Stadtentwicklung, städtische 
Luftqualität. Einen Gesamteinblick in die Folgen von 
COVID-19 für Städte und Regionen fehlt. Die digitale 
Suche nach den Stichworten „COVID-19“, „Atlas“ und 
„Deutschland“ führt allenfalls zu Kartenmaterial zur 
regionalen Ausbreitung des Virus und Hinweisen auf 
verschiedene Dashboards. 

Dieser Atlas zur Stadt- und Regionalentwicklung füllt 
daher eine Lücke: In keinem anderen Werk werden 
die aktuellen Entwicklungen in Stadt und Land unter 
dem Einfluss der Pandemie so differenziert dargestellt. 
Parallel zur nachlassenden Aufmerksamkeit – 2022 
wurden nur noch halb so viele Artikel zu COVID-19 
veröffentlicht wie 2021 (Stand: Oktober 2022) – stellt 
er eine Rückschau auf die Zukunftsfragen dar, die sich 
die Stadt- und Regionalforschung während zwei Pande-
miejahren stellte. Ein Teil der Fragen bleibt zu diesem 
Zeitpunkt weiter offen.
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1.1  Stadt- und Landkreise als Beobachtungsebene –  
das Beispiel der Bevölkerungsdichte

1.2 Raumtypen für die Analyse regionaler Entwicklungen

1.3 Herausforderungen im Raum und spezifische Raum abgrenzungen
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1



ATLAS DER STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG 2022 11

Naturräumliche Gegebenheiten sind seit jeher eines der, 
wenn nicht sogar das prägende Element des Raums. 
Infolge historischer Wechselwirkungen mit der natür-
lichen Beschaffenheit des Raums bildeten sich Sied-
lungsgebiete zuerst entlang wichtiger Handelswege und 
konnten dort wachsen. Heute sind nicht mehr reine 
Handelswege, sondern große Verkehrsachsen ein wich-
tiger Faktor für Siedlungsstrukturen. Die menschliche 
Bevölkerung verteilt sich somit nicht zufällig im Raum, 
sondern gliedert sich vor allem anhand von Mustern 
der Arbeitsteilung und entlang planerischer Leitvorstel-
lungen. 

Heute lassen moderne Transport- und Kommunikati-
onsmittel bisherige Raumbezüge überflüssig erschei-
nen. „Globalisierung“ und „transnationale Vergesell-
schaftung“ (Mau 2007) sind zwei Stichworte, welche die 
Entgrenzung menschlichen Handelns auch über nati-
onalstaatliche Grenzen hinaus beschreiben. Trotzdem 
heben diese Prozesse die Bedeutung des Raumes nicht 
auf: Denn so wie Menschen (mehrheitlich) einen festen 
Wohnsitz pflegen, haben auch Unternehmen und Insti-
tutionen einen Stammsitz. Allesamt sind sie damit regi-
onal und lokal fest verortet. Weiterhin vollziehen sich 
für viele Menschen auch soziale und ökonomische Aus-
tauschbeziehungen über physische Kontakte und Inter-
aktionen – trotz vielfältiger digitaler Möglichkeiten. 

Zur Analyse räumlicher Zusammenhänge und Ent-
wicklungen finden Raumtypisierungen Anwendung. 
Die Unterscheidung in städtische und ländliche Räume 
trägt zum Beispiel dazu bei, die Komplexität im Denken 

und Handeln der Menschen, im politisch-medialen Dis-
kurs und in der fachlichen Praxis nach den geläufigsten 
Raumbildern zu ordnen. Die Siedlungsstruktur hat in 
vielen Fällen einen hohen Erklärungsgehalt bezüglich 
räumlicher Disparitäten und Entwicklungsverläufe. Sie 
wird daher an erster Stelle zur Typisierung von Kom-
munen und Regionen genutzt. Lagebeziehungen zu 
großen Agglomerationsräumen oder Zentren sind eine 
wichtige Determinante wirtschaftlicher und demografi-
scher Unterschiede zwischen stärker und weniger stark 
aufstrebender Regionen. Raumtypen nach Lagekriteri-
en gewinnen daher zunehmend an Bedeutung. Weitere 
Raumtypen orientieren sich an thematischen oder pro-
blembezogenen Kriterien. In der laufenden Raumbe-
obachtung des BBSR stellt das Indikatorenkonzept der 
wachsenden und schrumpfenden Städte und Gemein-
den sowie der Kreise im bundesweiten Vergleich eine 
wichtige Raumtypologie dar.

Auch in der derzeitigen Diskussion zur COVID-
19-Pandemie spielt der Raum eine wichtige Rolle. Nicht 
nur die Ausbreitung von COVID-19, sondern auch 
die zur Eindämmung verordneten Kontaktbeschrän-
kungsmaßnahmen zeigen räumliche Wirkungen. Dabei 
taucht die Frage nach der Bedeutung unterschiedlicher 
Raumstrukturen auf, beispielsweise hinsichtlich der 
Ausbreitung des Infektionsgeschehens (vgl. Siedentop/
Zimmer-Hegmann 2020: 2; Blätgen/Milbert 2020). Von 
hohem Interesse sind die Auswirkungen der Kontaktbe-
schränkungen auf mögliche geänderte Wohnpräferen-
zen in der Stadt oder auf dem Land (vgl. Oßenbrügge 
2021). 

Gleichzeitig weckt eine solche Krisenzeit die Kritik an 
der Globalisierung. Die starken internationalen Abhän-
gigkeiten wurden während der COVID-19-Pandemie 
sichtbar, infolge unterbrochener Lieferketten kam es 
zu Produktionsverzögerungen und Umsatzeinbrüchen 
(vgl. Menzel 2021). Als Reaktion auf diese Entwicklun-
gen wurden unter anderem Produktionsketten zurück 
nach Deutschland verlagert, wodurch wirtschaftliche 
Entwicklungen und Beziehungen innerhalb und zwi-
schen den Regionen neu justiert werden könnten. Je 
nach unterstellter Wirkung sind für diese Analysen un-
terschiedliche Raumkategorien hilfreich. Die zentralen 
Raumtypisierungen des BBSR, die auch zur Analyse 
der möglichen räumlichen Wirkungen der COVID-
19-Pandemie angewendet werden, werden in den Kapi-
teln 1.2 und 1.3 vorgestellt.

Die Fragen zum Einfluss der COVID-19-Pandemie 
auf die räumlichen Entwicklungen hängen jedoch – 
wie alle raumrelevanten Fragen – auch vom gewählten 
Raumschnitt ab. Ein Wechsel der Maßstabsebene – von 
Gemeinden über Stadt- und Landkreise zu den Raum-
ordnungsregionen – wirkt sich darauf aus, ob und in 
welcher Stärke Wirkungszusammenhänge gefunden 
werden können. Jede Raumanalyse muss diesen Effekt 
berücksichtigen. Dieses Problem erklärt, warum zum 
Beispiel Zusammenhänge auf der städtischen Ebene auf 
einer großräumigen regionalen Ebene nicht zwangs-
läufig reproduziert werden können. Am Beispiel der 
Bevölkerungsdichte wird dieses Problem in Kapitel 1.1 
kurz erörtert.

RAUMSTRUKTUR
ANNA GRÜNE | GESINE KRISCHAUSKY | ANTONIA MILBERT
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Stadt- und Landkreise sind in der bundesdeutschen 
Raumforschung die am häufigsten gewählte Beobach-
tungs- und Analyseebene. Das liegt nicht zuletzt an der 
Datenverfügbarkeit: Weniger als 20 % der statistischen 
Daten auf Kreisebene sind auch auf Gemeindeebene 
verfügbar. 

Die gute Verfügbarkeit der Kreisdaten bedeutet je-
doch, dass regionale Situationen und Entwicklungen 
auch dann auf Kreisebene analysiert werden, wenn 
eine kleinräumigere Betrachtung angemessener wäre. 
Des Weiteren unterscheiden sich Stadt- und Landkrei-
se zum Teil deutlich, beispielsweise bereits in Bezug 
auf Fläche und Bevölkerung. Der flächenkleinste Kreis 
Deutschlands ist die kreisfreie Stadt Schweinfurt mit 
knapp 36 km², der flächengrößte die Mecklenburgische 
Seenplatte mit rund 5.495 km². 

Die Diskrepanz in der Fläche resultiert unter anderem 
aus den Territorialreformen der letzten Jahrzehnte, die 
insbesondere in Ostdeutschland zu immer größeren 
Landkreisen führten. Hinsichtlich der Bevölkerung be-
heimatet die kreisfreie Stadt Zweibrücken die wenigsten 
Menschen (34.000), die kreisfreie Stadt Berlin hingegen 
mehr als das Hundertfache (3,67 Mio.). Die Spannweite 
an unterschiedlichen Regionszuschnitten führt in der 
Folge zu Schwierigkeiten in der regionalen Vergleich-
barkeit. Die intraregionale Heterogenität der flächen-
größten Kreise kann nur selten abgebildet werden.

Der Begriff „modifiable area unit problem“ (MAUP –
Problem der veränderlichen Gebietseinheiten) greift 
zwei Probleme beim Umgang mit unterschiedlichen 

Regionszuschnitten auf: Zum einen ändern sich die 
Beo bachtungswerte, wenn einzelne Gebietseinheiten 
einer Änderung des Gebietszuschnitts unterliegen (z. B. 
über Territorialreformen). Zum anderen ist es möglich, 
dass Zusammenhänge und Aussagen beim Wechsel der 
Gebietseinheiten nicht mehr vorhanden sind oder we-
niger eindeutig sein können. 

Der Indikator „Bevölkerungsdichte“ eignet sich dafür, 
diese Probleme aufzuzeigen: Eine Basiskarte auf Ebene 
der Kreise zeigt nicht nur, wo höher verdichtete kreis-
freie Städte liegen, sondern verdeutlicht auch den Un-
terschied zwischen peripheren Landkreisen und jenen 
im Umkreis größerer Städte. Auf der kleinräumigeren 
Ebene der Gemeinden und Gemeindeverbände treten 
aufgrund ihrer höheren Bevölkerungsdichte auch klei-
nere Städte gegenüber ihrem Umland hervor. Analog 
sind zu großen Städten wie Berlin „Speckgürtel“ zu 
erkennen, die auf Kreisebene nicht abgebildet werden. 
Höhere Maßstabsebenen, wie zum Beispiel die der Bun-
desländer oder Raumordnungsregionen, heben diese 
Unterschiede zwischen Städten und ihrem Umland auf. 
Hier erfolgt eine Abstraktion in Form von Großregio-
nen und ihren großräumigen Unterschieden. Je nach 
Thema kann es daher durchaus sinnvoll sein, eine hö-
here Aggregationsebene zur Analyse zu verwenden, als 
durch vorhandene Daten theoretisch möglich wäre.

Der Zusammenhang zwischen Dichte und der Aus-
breitung von hochansteckenden Infektionskrankheiten 
ist ein wiederkehrender Aspekt in der Anthropolo-
gie. Die Korrelation von Bevölkerungsdichte, Urba-
nisierung und der Verbreitung von Epidemien und 

Pandemien leitet sich aus historischen Berichten und 
Erfahrungen in anderen Weltregionen ab. Eine hohe 
Siedlungs- bzw. Bevölkerungsdichte führt in der Theo-
rie zu engeren Kontakten und mehr Interaktionen 
zwischen den Einwohnerinnen und Einwohnern, was 
die Ausbreitung einer Infektionskrankheit begünstigt. 
Insbesondere (Mega-)Städte und dicht besiedelte Orte 
können somit zu Hotspots von Epidemien werden (vgl. 
OECD 2020: 4). 

Auch der Einfluss der Siedlungsdichte auf die Anste-
ckungsgefahr mit COVID-19 ist vom betrachteten 
Raumzuschnitt abhängig. Die Wirkungen unterschei-
den sich je nach räumlicher Betrachtungsebene: Städte 
und Stadtquartiere (vgl. Mariné-Barjoan et al. 2020 am 
Beispiel Nizza), Gebiete fortschreitender Urbanisierung 
bzw. suburbaner Räume (vgl. Silvestro 2020 am Beispiel 
Norditalien) oder Kreise bzw. Regionen (vgl. Blätgen/
Milbert 2020 am Beispiel Deutschland). Erste Analysen 
über die Ausbreitung von COVID-19 in den Stadt- und 
Landkreisen im Zeitraum von März bis Oktober 2020 
können keinen eindeutigen Effekt der Dichte nachwei-
sen (vgl. Blätgen/Milbert 2020; Kap. 2.1). Besonders in 
der frühen Phase der Infektionskette hängt jedoch die 
der Verbreitungsgeschwindigkeit durchaus mit der Be-
völkerungsdichte des Kreises zusammen (vgl. Mense/
Michelsen 2020; Blätgen/Milbert 2020). Auch auf einer 
kleinräumigen Ebene (z. B. innerhalb von Großstädten) 
trägt die Dichte zur beschleunigten Erstverbreitung des 
Virus bei, spielt bezüglich Infektions- und Todesraten 
jedoch eine untergeordnete Rolle (vgl. Carozzi/Proven-
zano/Roth 2020).

1.1 Stadt- und Landkreise als Beobachtungsebene – das Beispiel der Bevölkerungsdichte
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Bevölkerungsdichte 2020 – Gemeindeverbände, Kreise, Raumordnungsregionen
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Kategorisierungen helfen, die Vielfalt der unterschied-
lichen Kommunen und Regionen zu strukturieren. 
Sogenannte Gebiets- oder Raumtypisierungen ordnen 
eine große Zahl von Städten, Gemeinden oder Krei-
sen in wenige, vorab definierte Kategorien. Sie sind 
ein Mittel, um den Einfluss ausgeprägter Strukturen 
auf die Entwicklung der Kommunen und Regionen zu 
untersuchen. Die Raumtypisierungen des BBSR wer-
den ausschließlich für die Raumanalyse entwickelt und 
stellen keine planerischen Festlegungen dar. Sie werden 
stattdessen über bundesweit vergleichbare statistische 
Kenngrößen gebildet. 

Die gebildeten Kategorien sind für den bundeswei-
ten Vergleich ausgelegt und können die landesspezifi-
schen Besonderheiten nicht vollständig integrieren. Die 
Selbstwahrnehmung der einzelnen Städte und Regio-
nen kann dabei von ihrer wissenschaftlichen Einord-
nung abweichen. Ein als städtisch klassifizierter Kreis 
würde sich beispielsweise aufgrund seiner weiträumi-
gen Landschaften womöglich eher als ländlich klassifi-
zieren. Die BBSR-Raumtypen ordnen dagegen nach den 
überwiegenden Strukturbedingungen, unter denen die 
Menschen leben.

Auf gemeindlicher Ebene stellen der „Stadt- und Ge-
meindetyp“ die zentrale Raumtypologie des BBSR dar. 
Anhand der Bevölkerungsgröße der Gemeinden und 
ihrer von der Landesplanung zugewiesenen zentralört-
lichen Funktion werden die Kommunen in Groß-, Mit-
tel- und Kleinstädte sowie Landgemeinden gruppiert. 

Der Stadt- und Gemeindetyp ist ein Analyseinstru-
ment, das bundesweite Kommunalvergleiche erlaubt, 
selbst wenn Unterschiede in der Kommunalgliederung 
zwischen den Bundesländern nicht ganz extrahiert 
werden können. Der Stadt- und Gemeindetyp wird für 
den bundesweiten Vergleich auf Ebene der Einheitsge-
meinden und Gemeindeverbände erstellt und verwen-
det. Während sich die Stadtforschung überwiegend auf 
Großstädte konzentriert, kann das BBSR mit dieser Ty-
pisierung die Bedeutung der Mittel- und Kleinstädte im 
polyzentralen Städtenetz sowie für die ländlichen und 
peripheren Regionen erfassen und dokumentieren. Im 
Zusammenhang mit den Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie stehen bei diesem Raumtyp die Verschie-
bungen der Wohnortpräferenzen zwischen Großstädten 
und kleineren Städten und Landgemeinden im Vorder-
grund (siehe u. a. Kap. 4). 

Für die Kreise dient der „siedlungsstrukturelle Kreis-
typ“ als zentrale Raumtypisierung. Auf dieser Ebe-
ne definiert das BBSR die Abgrenzung von Stadt und 
Land. Kriterien sind dabei der Anteil der Bevölkerung 
in Groß- und Mittelstädten und die Bevölkerungsdich-
te der Kreise. Ein groß- bzw. mittelstädtisches Wohn-
umfeld für die Mehrheit der Bevölkerung und eine 
überdurchschnittliche Bevölkerungsdichte als Maß für 
starke Besiedelung sprechen für einen eher städtischen 
Charakter eines Kreises. Als ländliche Kreise werden 
solche zusammengefasst, die sich vorwiegend durch 
kleinere Städte und Gemeinden und eine niedrigere 
Bevölkerungsdichte kennzeichnen. Da die Infektions-

zahlen des Robert-Koch-Instituts (RKI) auf Ebene der 
Kreise veröffentlicht werden, dient diese Raumebene 
auch als Grundlage für die Analyse der raumzeitlichen 
Ausbreitung des Sars-CoV2-Virus (siehe Kap. 2).

Neben der Siedlungsstruktur werden Polarisierun-
gen entlang einer Zentralitäts-Peripherie-Achse in der 
Raum entwicklung immer deutlicher. Die Typisierung 
der großräumlichen Lage beinhaltet die räumliche 
Konzentration von Bevölkerung und Arbeitsplätzen. 
Die Nähe zu Räumen mit einem großen Angebot an 
Beschäftigungsmöglichkeiten und Versorgungseinrich-
tungen wirkt positiv auf die Einschätzung der Lage-
qualität und damit auch für die Wettbewerbsfähigkeit 
von Regionen. Mithilfe von Gravitationsmodellen wird 
dies messbar. Das Zentralitätsmaß im BBSR-Lagetyp 
bildet sich aus der Summe der Tagesbevölkerung (Ein-
wohner plus Einpendler minus Auspendler) einer 
Gemeinde bzw. eines Gemeindeverbandes und – mit 
abnehmender  Gewichtung – der Nachbargemeinden, 
deren Siedlungsschwerpunkte innerhalb von zwei Stun-
den Fahrzeit erreichbar sind. Über den bundesweiten 
Mittelwert und die Streuung werden die Gemeinden als 
zentral oder peripher klassifiziert. Für die Kreise wird 
die überwiegende Struktur der zugehörigen Gemeinden 
als Kategorie gewählt. Im Vergleich zu den Siedlungs-
strukturtypen lassen sich über die Lage andere Schlüsse 
zur raumzeitlichen Verbreitung von COVID-19 (siehe 
Kap. 2) sowie den Auswirkungen der Kontaktbeschrän-
kungen auf den Arbeitsmarkt (siehe Kap. 3) ziehen.

1.2 Raumtypen für die Analyse regionaler Entwicklungen
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Stadt- und Gemeindetyp

Stadt- und Gemeindetyp

Großstädte: 100.000 Einwohner und mehr

Mittelstädte: 20.000 bis unter 100.000 Einwohner oder
mindestens oberzentrale Funktion

Siedlungsstruktureller Kreistyp

kreisfreie Großstädte

Raumtypen 2010 – Bezug Lage

größere Kleinstädte: 10.000 bis unter 20.000 Einwohner

kleine Kleinstädte: 5.000 bis unter 10.000 Einwohner
oder mindestens mittelzentrale Teilfunktion

Landgemeinden: unter 5.000 Einwohner und 
keine höherwertige Funktion

1

1 Für bundesweite Vergleichbarkeit wird der Stadt- und Gemeindetyp 
auf Ebene der Gemeindeverbände abgegrenzt.

städtische Kreise: mind. 50 % der Einwohner leben in Groß- 
und Mittelstädten bei einer Dichte von mind. 150 Einwohner/km² 
oder die Dichte ohne Groß- und Mittelstädte beträgt mind. 
150 Einwohner/km²

ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen: mind. 50 % der 
Einwohner leben in Groß- und Mittelstädten bei einer Dichte 
unter 150 Einwohner/km² oder weniger als 50 % leben in Groß- 
und Mittelstädten bei einer Dichte ohne Groß- und Mittelstädte 
von mind. 100 Einwohner/km²

dünn besiedelte ländliche Kreise: weniger als 50 % der Einwohner 
leben in Groß- und Mittelstädten bei einer Dichte ohne Groß- und 
Mittelstädte von weniger als 100 Einwohner/km²

2 Für bundesweite Vergleichbarkeit werden kreisfreie Städte unter 100.000 
Einwohner mit ihrem umgebenden oder angrenzenden Landkreis zu einer 
„Kreisregion“ zusammengefasst.

2

sehr zentral: potenziell erreichbare Tagesbevölkerung 
weit über dem Durchschnitt

zentral: potenziell erreichbare Tagesbevölkerung 
über dem Durchschnitt

peripher: potenziell erreichbare Tagesbevölkerung 
unter dem Durchschnitt

sehr peripher: potenziell erreichbare Tagesbevölkerung 
weit unter dem Durchschnitt

sehr peripher gelegene Gemeinden

3 Die potenziell erreichbare Tagesbevölkerung (Einwohner plus Einpendler minus 
Auspendler) steht für die Konzentration von Bevölkerung und Arbeitsplätzen. 
Im Raumtyp wird für jede Gemeinde mit abnehmender Gewichtung die innerhalb 
von zwei Stunden erreichbare Tagesbevölkerung (einschließlich im grenznahen 
Ausland) dazu addiert. Die Eingruppierung erfolgt am Bundesdurchschnitt. 
Durch den Zuschnitt der Kreise werden teilweise sehr peripher gelegene 
Gemeinden untererfasst.

3

© BBSR Bonn 2022

Standard-Raumtypisierungen des BBSR 2020 
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Oft lassen sich regionale Unterschiede nicht hinreichend 
über die Siedlungsstruktur oder Lage erklären. Ländli-
che Räume entwickeln sich grundsätzlich nicht schlech-
ter als städtische. Stattdessen gibt es innerhalb der Ka-
tegorien „Stadt“ und „Land“ erhebliche Variationen der 
zugehörigen Gemeinden und Kreise. Manche Trends, 
wie zum Beispiel die demografische Entwicklung, sind 
für zukünftige Entwicklungen derart prägend, dass sie 
zur weiteren Regionalanalyse verwendet werden kön-
nen. Die demographische Entwicklung als struktur-
verändernde Kraft ist in der Typisierung „Wachsen und 
Schrumpfen“ erfasst. Wirtschaftliche und soziostruktu-
relle Faktoren können die Unterscheidung von Stadt- 
und Landkreisen verfeinern, indem die Typisierung 
grundlegende Rahmenbedingungen und Herausforde-
rungen strukturiert, um die Lebensverhältnisse im Hin-
blick auf betroffene Bevölkerungsgruppen zu bewerten.

Insgesamt dauerte das stetige Bevölkerungswachstum in 
der westlichen Hemisphäre zwei Jahrhunderte an. Zuvor 
gab es immer wieder periodische Bevölkerungsrückgän-
ge. Lokal oder regional betrachtet gab es dagegen nie 
ausschließlich Bevölkerungszuwächse, sondern immer 
auch eine Parallelität von Wachstum und Schrumpfung. 
Hierbei ist jedoch zwischen temporären Bevölkerungs-
abnahmen als Ausdruck konjunktureller Migration und 
stetigen, strukturverändernden Bevölkerungsverlus-
ten als Reaktion auf permanente Strukturprobleme zu 
unterscheiden (siehe Kap. 4). In letzterem Fall kommt 
Schrumpfung einer Negativspirale gleich: Die Bevölke-
rung nimmt ab, weil Menschen fortziehen – vor allem, 
weil Arbeitsplätze fehlen. Weniger Einwohnerinnen und 
Einwohner und ein mangelhaftes Arbeitsplatzangebot 
bedeuten eine sinkende Kaufkraft und zurückgehende 
Steuereinnahmen. Mangelnde Investitionen verstärken 
den negativen Trend. In Form eines solchen mehrdi-
mensionalen Prozesses fasst die Typisierung „Wachsen-
de und schrumpfende Städte und Gemeinden 2014 bis 
2019 im bundesweiten Vergleich“ die Entwicklungen 

von jeweils drei demografischen und wirtschaftsorien-
tierten Indikatoren innerhalb der letzten fünf Jahre zu-
sammen. Die Karte zeigt sowohl die großräumigen Po-
larisierungen als auch das kleinräumige Nebeneinander 
zwischen wachsenden und schrumpfenden Gebieten.

In einer empirischen Analyse konnten die Wirtschafts-
intensität, die soziale Lage und die demografische Al-
terung als jene Kernbereiche identifiziert werden, die 
die unterschiedlichen Konstellationen regionaler He-
rausforderungen am besten umreißen. Die Stärkung 
der Wirtschaftskraft soll die Zukunftsfähigkeit und den 
Wohlstand sichern. Somit profitieren Regionen mit 
überdurchschnittlicher Wirtschaftsintensität am stärks-
ten von arbeitsbedingter Zuwanderung. Die Prozesse 
des demografischen Wandels werden dadurch verlang-
samt, aber nicht alle Menschen haben hier gleicherma-
ßen eine Chance auf Teilhabe in allen Lebensbereichen. 
Nicht nur in schrumpfenden Regionen sehen Menschen 
ihre Teilhabemöglichkeiten gefährdet, auch in einigen 
wachsenden Städten und Regionen fehlt es einem be-
trächtlichen Teil der Bevölkerung an den notwendigen 
finanziellen Ressourcen, um dort wohnen und leben 
zu können, und/oder an partizipativen Ressourcen zur 
Mitgestaltung der Stadtentwicklung. Auf diesen Be-
funden aufbauend klassifiziert die Typisierung grund-
legende Rahmenbedingungen und Herausforderungen, 
wo Regionen bestimmte Schwellen des BIP pro Kopf 
über- oder unterschreiten, ein über- oder unterdurch-
schnittlicher Anteil an Erwerbspersonen keine Arbeit 
hat und wo die Alterung der Bevölkerung (nicht) weit 
vorangeschritten ist. So ergeben sich drei unterschied-
liche Gruppen von Städten und vier unterschiedliche 
Gruppen von Landkreisen. 

Um wirtschaftlich rückständige Regionen gezielt zu un-
terstützen, bestimmt die Bundesregierung förderfähige 
Regionen. Das zentralste und wohl älteste Förderinstru-
ment in der Bundesrepublik ist die Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW). Ziel der GRW ist es, Standortnachteile bei In-
vestitionen in strukturschwachen Regionen auszuglei-
chen, um dort Anreize zur Schaffung von Einkommen 
und Beschäftigung zu erreichen. Die strukturschwa-
chen Gebiete werden über Indikatoren identifiziert und 
nach strukturellen Voraussetzungen in C- und D-För-
dergebiete mit entsprechender Unterscheidung der Art 
und Höhe der möglichen Förderung eingeteilt. Zur Un-
terstützung der Transformationsprozesse in den Braun-
kohlerevieren und ihrem Ausstieg aus der Kohleförde-
rung sieht das Strukturstärkungsgesetz vom 8. August 
2020 Milliardenhilfen für die betroffenen Regio nen vor. 
Diese regionalen Kulissen sind in erster Linie politische 
Abgrenzungen, innerhalb deren Grenzen Unternehmen 
und Kommunen förderberechtigt sind. Die Laufende 
Raumbeobachtung des BBSR nutzt diese Kulissen je-
doch auch dafür, Entwicklungen und mögliche Verbes-
serungen der lokalen bzw. regionalen Lebensverhältnis-
se und Wirtschaft zu beobachten. 

Mit dem Inkrafttreten des Schengener Abkommens 
1999 und dem Beitritt der ostdeutschen Nachbarstaa-
ten zum Schengen-Raum 2007 besteht ein einheitli-
cher und freier Personen- und Warenverkehr zwischen 
Deutschland und allen Nachbarstaaten. Unterschiedli-
che Sprachen, Kulturen, Rechts-, Sozial- und Verwal-
tungsvorschriften beiderseits dieser Grenzen wirken 
dennoch als natürliche Barrieren (vgl. BMVI 2018). 
Eine Beobachtung der Grenzregionen hilft, zu verste-
hen, wie sich diese Gebiete im Vergleich zu grenzfernen 
Regionen entwickeln und welche Rolle Sprach-, Kul-
tur- und institutionelle Barrieren dabei spielen. Zur Be-
wältigung der COVID-19-Pandemie wurden die abge-
schafften Grenzkontrollen temporär wiedereingeführt 
und der freie Personenverkehr unterbunden. Über die 
Ausbreitung des Sars-CoV2-Virus in den Grenzregio-
nen jenseits und diesseits der deutschen Staatsgrenzen 
informiert Kapitel 2.2.

1.3 Herausforderungen im Raum und spezifische Raumabgrenzungen
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Wachstum und Schrumpfung Stadt- und Landkreise spezi�scher Herausforderungen

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: VG5000 (Gemeinden, 
Gemeindeverbände, Kreise), Stand 31.12.2020 
und GE5000 (Kreisregionen), Stand 31.12.2021 
© GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: A. Grüne, A. Milbert

C-Fördergebiet

C+-Fördergebiet mit Grenzzulage

D-Fördergebiet

Fördergebiete und Grenzlagen

Wachsende und schrumpfende Städte und Gemeinden 
2014 bis 2019 im bundesweiten Vergleich

Typen spezi�scher Rahmenbedingungen und Herausforderungen

überdurchschnittlich wachsend 

wachsend 

keine eindeutige Entwicklungsrichtung

schrumpfend 

überdurchschnittlich schrumpfend 

gemeindefreie Gebiete 

durchschnittlich in Wirtschaftsintensität, Sozial- und Altersstruktur
soziale Herausforderungen und 
unterdurchschnittliche Wirtschaftsintensität
günstige soziale Lage und 
herausragende Wirtschaftsintensität

durchschnittlich in Wirtschaftsintensität und Sozialstruktur, 
teilweise Herausforderungen in der Altersstruktur
sehr günstige soziale Lage und teilweise überdurchschnittliche 
Wirtschhaftsintensität
günstige Altersstruktur und teilweise überdurchschnittliche 
Wirtschhaftsintensität
soziale Herausforderungen und vorangeschrittene 
Alterung der Bevölkerung

Kreisfreie Großtädte und hochverdichtete Kreise

Landkreise und Kreisregionen Fördergebiete gemäß Strukturstärkungsgesetz vom 8. August 2020
Kapitel 1 „Finanzhilfen zum Ausgleich unterschiedlicher Wirt-
schaftskraft und zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums 
in den Braunkohlerevieren nach Artikel 104b des Grundgesetzes“

Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ im Zeitraum 2022 bis 2027

teils C-, D- und kein
Fördergebiet

kein Fördergebiet

Grenzregionen

© BBSR Bonn 2022

Raumtypen und Raumabgrenzungen spezifischer Herausforderungen 2020 
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Zum Redaktionsschluss dieser Publikation steht 
Deutsch land vor dem dritten „Coronaherbst“. Der 
Krieg gegen die Ukraine und die damit verbundene 
Energiekrise in Deutschland haben die Informations-
dichte über die Infektionen durch SARS-CoV2 zwar 
abgelöst, eine Entwarnung hinsichtlich der pandemi-
schen Lage gibt es jedoch noch nicht (vgl. tagesschau.
de 04.07.2022). 

Im Fokus von Analysen des BBSR stehen räumliche 
Zusammenhänge, die auch im Hinblick auf die Pan-
demie und ihre Auswirkungen untersucht werden. Die 
Verknüpfung der tagesaktuellen Informationen des RKI 
mit Kreisstatistiken zur Bevölkerungs- und Siedlungs-
struktur ermöglicht dabei unter anderem den Vergleich 
von Stadt und Land. Auch regionale Zusammenhänge 
zwischen dem Infektionsgeschehen und der Alters-
struktur der Bevölkerung oder dem Anteil pflegebe-
dürftiger Menschen werden geprüft. 

Die Anwendung „Corona-Regional“ schafft das damit 
verbundene, erforderliche Informationsangebot für 
raumstrukturelle Analysen zu COVID-19. Sie zeigt seit 
Beginn des ersten Infektionsfalls in Deutschland am 
2. Februar 2020, welche Räume in welchem Ausmaß 
von der Pandemie betroffen sind, welche Regionen zu 
welchem Zeitpunkt als Hotspot galten und wie sich die 
Infektionen in allen 401 Stadt- und Landkreisen über 
den gesamten Zeitraum entwickeln. Für Analysen über 
räumliche Zusammenhänge wird hier die Hauptpha-
seneinteilung durch das RKI genutzt (vgl. Schilling/
Bud/Tolksdorf 2022). 

In diesem Kapitel werden Daten der COVID-19-Fall-
zahlen bis Ende März 2022 ausgewertet: Mit dem Weg-
fall verpflichtender Tests in Schulen und Kitas sowie 
dem Wechsel von kostenfreien auf kostenpflichtige Bür-
gertests sind die tagesaktuellen Daten des RKI danach 
mit größeren Unsicherheiten behaftet. Vertiefend wer-

den die Auslastungsgrade der Intensivbetten und die re-
gionalen Unterschiede in den politischen Maßnahmen 
zur Eindämmung der Infektionen in den Bundeslän-
dern und Kreisen beobachtet und verglichen. Zudem 
wird in diesem Kapitel die Situation in der häuslichen, 
ambulanten und stationären Pflege aufgegriffen, da be-
sonders im ersten Pandemiejahr der Schutz vulnerabler 
Bevölkerungsgruppen höchste Priorität hatte. Die vor-
liegenden Ergebnisse sind nicht nur als Replik auf das 
aktuelle Geschehen relevant, sondern bieten auch Lern-
potenzial für zukünftige Epidemien und Pandemien.

RAUMZEITLICHE ENTWICKLUNG  
DER COVID-19-PANDEMIE
NADINE BLÄTGEN | DR. PHILIPP GAREIS | ANTONIA MILBERT

http://tagesschau.de
http://tagesschau.de
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Wie breitete sich das Sars-CoV-2-Virus in Deutschland 
aus? Wann waren welche Regionen während der Pan-
demie besonders betroffen? Im zentralen Forschungs-
interesse steht kontinuierlich die Frage nach einer 
unterschiedlichen Betroffenheit von Stadt und Land 
hinsichtlich des Infektionsgeschehens. Da die Inziden-
zen während der fünf retrospektiv vom RKI eingeteilten 
Wellen (vgl. Schilling/Bud/Tolksdorf 2022) höchst un-
terschiedlich ausfallen – ca. vierzigfache Inzidenz in der 
vierten gegenüber der ersten Welle – werden im Folgen-
den nicht die absoluten Werte, sondern eine Einteilung 
in je zehn gleichgroße Klassen, sogenannte Perzentile, 
vorgenommen.  

Die erste Corona-Welle traf Deutschland Mitte März 
2020 vor allem in den Kreisen Süddeutschlands. Trotz 
der im Rückblick insgesamt niedrigen Inzidenzen waren 
die Fallzahlen im städtischen gegenüber dem ländlichen 
Raum deutlich höher. Das darauffolgende Sommerpla-
teau wurde von einzelnen Hotspots geprägt. Die großen 
Ausbrüche in Schlachthöfen, bei Erntehelferinnen und 
Erntehelfern in eher ländlich strukturierten Kreisen so-

wie in Pflegeheimen oder bei (familiären) Großveran-
staltungen in städtischen Kreisen sind ein Indiz, dass es 
insbesondere zu Beginn der Pandemie keine siedlungs-
strukturellen Abhängigkeiten gab (vgl. Blätgen/Milbert 
2020: 35). In den darauffolgenden Phasen wechselten 
sich Perioden ab, in denen entweder städtische oder 
ländliche Regionen stärker betroffen waren. Zum Teil 
lassen sich diese Stadt-Land-Unterschiede auch durch 
die großräumigen Verbreitungsmuster erklären, indem 
es eher städtisch oder ländlich geprägte Bundesländer 
waren, die in den einzelnen Phasen am stärksten unter 
den Infektionen litten. Auffällig ist lediglich der frühere 
Wiederanstieg der Infektionen in städtischen Regionen 
und der einer Welle folgende spätere Rückgang der In-
fektionszahlen im ländlichen Raum.  

Klare Ursachen für die räumlichen Muster der Aus-
breitung lassen sich nur schwer benennen, da die Po-
litik rasch mit Kontaktbeschränkungen reagierte (vgl. 
Kap. 2.3). Der begünstigende Einfluss hoher Mobilität 
auf die Virusausbreitung, zum Beispiel durch Pendler-
verflechtungen, schwächte mit den Kontaktbeschrän-

kungen schnell ab (vgl. Mense/Michelsen 2020). 
Entscheidend wirkten auch die Altersstruktur und 
sozioökonomische Faktoren der regionalen Bevölke-
rung (vgl. Blätgen/Milbert 2020: 41). Das Infektionsge-
schehen zwischen den Altersgruppen änderte sich mit 
Beginn der Impfungen, die zwischen Dezember 2020 
und Juni 2021 zunächst hauptsächlich für Risikogrup-
pen, darunter vor allem die Bevölkerung ab 60 Jahren, 
vorbehalten waren. Während sich in den ersten beiden 
Wellen besonders ältere Menschen infizierten, traf es 
in der dritten Welle vornehmlich die jüngere, berufs-
tätige Bevölkerung und in der vierten und fünften Welle 
mehrheitlich Schulkinder, auf die die Impfempfehlung 
zuletzt ausgeweitet wurde. Die hohen Infektionszahlen 
unter Kindern bis 15 Jahren spiegeln allerdings auch 
die verpflichtenden Testungen in Schulen und Kinder-
tagesstätten während Welle vier und fünf wider. Der In-
fektionsschutz durch Impfung zeigt sich insbesondere 
über den verschwindenden statistischen Zusammen-
hang zwischen der Höhe der regionalen Fallzahlen und 
Todesfälle im Zusammenhang mit COVID-19 ab der 
dritten Welle.

2.1 Corona regional: Räumliche Verbreitung von COVID-19

Retrospektive Phaseneinteilung der COVID-19- 
Pandemie in Deutschland
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2.000

städtischer Raum
ländlicher Raum

Fälle je 100.000 Einwohner

1. Welle Sommer-
plateau 2020 2. Welle 3. Welle Sommer-

plateau 2021 4. Welle 5. Welle

Name der Phase Beginn (KW) Ende (KW) Datum ca.

Auftreten  
sporadischer Fälle 5/2020 9/2020 27.01.20–01.03.20

1. Welle 10/2020 20/2020 02.03.20–17.05.20

Sommer plateau 2020 21/2020 39/2020 18.05.20–27.09.20

2. Welle 40/2020 8/2021 28.09.20–28.02.21

3. Welle 9/2021 23/2021 01.03.21–13.06.21

Sommer plateau 2021 24/2021 30/2021 14.06.21–01.08.21 

4. Welle 31/2021 51/2021 02.08.21–26.12.21

5. Welle* 52/2021 16/2022 27.12.21–24.04.22
*  Ende noch nicht bestätigt; hier: Ende der Kita- und Schultestungen und damit 

verlässlicher Infektionszahlen

Quelle: Schilling/Buda/Tolksdorf 2022: 4 Quelle: RKI, BBSR – Corona regional © BBSR Bonn 2022

7-Tage-Inzidenzen von Februar 2020 bis Mai 2022 nach städtischem und ländlichem Raum
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Summe aller COVID-19-Fälle je Beobach-
tungszeitraum je 100.000 Einwohner
(eingeteilt in 10er-Perzentile)

1. Perzentil

2. Perzentil

3. Perzentil

4. Perzentil

5. Perzentil

6. Perzentil

7. Perzentil

8. Perzentil

9. Perzentil

10. Perzentil

Datenbasis: RKI, Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: VG5000 (Kreise),
Stand 31.12.2021 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: A. Grüne, N. Blätgen© BBSR Bonn 2022

1. Welle 2. WelleSommerplateau 2020 3. Welle

4. WelleSommerplateau 2021 5. Welle

COVID-19-Fallzahlen in den Stadt- und Landkreisen während sieben Phasen der Pandemie
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1. Welle Sommerplateau 2020 2. Welle 3. Welle 4. WelleSommer-
plateau 2021 5. Welle

städtischer
Raum

ländlicher 
Raum

10

unter 5

5 bis unter 15

15 bis unter 35

35 bis unter 60

60 bis unter 80

80 und älter

Anmerkung: Um die Betro�enheit der einzelnen Teilräume während der unterschiedlichen Pandemiephasen unabhängig von der absoluten Höhe der Inzidenz vergleichen 
zu können, wird pro Beobachtungszeitraum die Summe aller COVID-19-Fälle je 100.000 Einwohner in 10er-Perzentilen dargestellt.

Summe aller COVID-19-Fälle je 100.000 Einwohner  und je Beobachtungszeitraum 
(eingeteilt in 10er-Perzentile)

Inzidenzen nach Altersgruppen (Alter in Jahren)

Inzidenzen nach städtischem und ländlichem Raum insgesamt

01.03.20–17.05.20 18.05.20–27.09.20 28.09.20–28.02.21 01.03.21–13.06.21 14.06.21–01.08.21 02.08.21–26.12.21 27.12.21–24.04.22

1. Welle Sommerplateau 2020 2. Welle 3. Welle 4. Welle 5. WelleSommer-
plateau 2021

2 3 4 5 6 7 8 91

Inzidenzen nach städtischem und ländlichem Raum und nach Altersgruppen während der sieben Phasen der Pandemie

Quelle: RKI, Laufende Raumbeobachtung des BBSR © BBSR Bonn 2022
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Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, RKI, Geometrische Grundlage: VG5000 (Kreise), Stand 31.12.2021 © GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: N. Blätgen, A. Grüne

Zusammenhang zwischen regionalen Inzidenzen und Todesfällen
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2.2 Räumliche Verbreitung von COVID-19 in den Grenzregionen Deutschlands

Die Verbreitung des Sars-CoV-2-Virus in den Grenzre-
gionen Deutschlands und seiner Nachbarstaaten folgt 
anderen Mustern als die bundesdeutsche Verbreitung 
des Virus. Im Rahmen der grenzüberschreitenden 
Raumbeobachtung hat das BBSR die Inzidenzen von 
März 2020 bis Dezember 2021 auf NUTS 3 (einheitli-
che Systematik der Gebietseinheiten für die europäische 
Statistik; Ebene 3 entspricht in Deutschland den Stadt- 
und Landkreisen) und vergleichbaren Ebenen zusam-
mengetragen und vor dem Hintergrund der getroffe-
nen Maßnahmen analysiert. Bisher existiert weder eine 
europäische Datenbank, noch sind die angegebenen 
Verzeichnisse der regionalen Daten nationaler offiziel-
ler Statistikämter korrekt bzw. aktuell und vollständig, 
systematisch und vergleichbar bezüglich der erhobenen 
Kennwerte (ECDC 2020, ECDC 2021). Somit wird eine 
länderübergreifende Vergleichbarkeit der Inzidenzen 
stark erschwert bzw. unmöglich gemacht (vgl. Barto-
szek et al. 2020). Für den Vergleich werden die Inziden-
zen daher pro Land in Quartile eingeteilt

Zu Beginn der ersten Welle wurden in Deutschland 
und den meisten Nachbarstaaten Einschränkungen be-
schlossen, um die Mobilität über Staatsgrenzen hinweg 
zu reduzieren. Dies erfolgte im Regelfall als Reaktion 
auf höhere Inzidenzen auf der jeweils anderen Seite der 
Grenze. Die Reaktionen reichten von der Schließung 
von Grenzübergängen über Einreisebeschränkungen 
bei Fehlen triftiger Gründe bis zu einer Quarantäne-
pflicht bei Einreise aus den Nachbarstaaten. Sie unter-
schieden sich dabei für jeden Nachbarstaat, für jedes 
Bundesland und auch nach Richtung des Grenzüber-
tritts (vgl. Peyrony/Rubio/Viaggi 2021; Kauber/Un-
fried/Ulrich 2021). Hierbei wurden je nach Regierungs-
form neben nationalen Maßnahmen wie Lockdowns 
(z. B. in Belgien und Frankreich) auch regionale und 
lokale Maßnahmen wie nächtliche Ausgangssperren 
oder Mobilitätseinschränkungen beschlossen (z. B. in 
Deutschland und den Niederlanden), um die Pande-

mie einzudämmen. Wohl auch aufgrund dieser unter-
schiedlichen Strategien waren die Fallzahlen in den ers-
ten beiden Wellen der Pandemie auf beiden Seiten der 
Grenzen sehr unterschiedlich. Erst am 21. Januar 2021 
bekräftigte der Europäische Rat die Notwendigkeit offe-
ner Grenzen, damit der Binnenmarkt, insbesondere die 
Versorgung mit lebenswichtigen Gütern und Dienst-
leistungen, weiter funktionieren könne (vgl. Europäi-
scher Rat 2021).

Während der dänische Grenzraum stets unter den deut-
schen Durchschnittsinzidenzen lag, fallen insbesonde-
re die deutlich höheren Inzidenzen in den polnischen 
und tschechischen Grenzgebieten auf. Deutliche Un-
terschiede sind in der zweiten Welle zu erkennen. Hier 
stechen vor allem Luxemburg sowie die Grenzregionen 
in Österreich, der Schweiz, Belgien und Tschechien her-
vor, wohingegen die polnischen und dänischen Regio-
nen eher geringe Inzidenzen aufweisen. In Summe ist 
jedoch die höhere Inzidenz im Vergleich zu Deutsch-
land und den deutschen Grenzregionen sichtbar.

Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt lässt sich able-
sen, zu welchem Zeitpunkt die Regionen in den Grenz-
abschnitten über- oder unterdurchschnittliche Inziden-
zen aufwiesen. In der ersten und zweiten Welle sind im 
Vergleich zum Bundesdurchschnitt höhere Werte an 
den süd- (Schweiz und Österreich) und westdeutschen 
(Belgien, Niederlande) Grenzen festzustellen. In der 
dritten Welle fallen insbesondere die hohen Quartils-
werte an der tschechischen Grenze und erhöhte Wer-
te an der polnischen Grenze auf. Diese wiederholen 
sich in der vierten Welle, in welcher zudem erhöhte 
Quartilswerte an den Grenzen zu Österreich und der 
Schweiz zu beobachten sind. Insgesamt zeigt sich in 
den deutschen Grenzregionen jedoch kein konstantes 
Bild höherer bzw. überdurchschnittlicher Inzidenzen 
in den verschiedenen Wellen der Pandemie. Vielmehr 
sind erhöhte Inzidenzen nur partiell in bestimmten 

Grenzregio nen zu bestimmten Zeitpunkten zu erken-
nen. Häufig sind an den westdeutschen Grenzen sogar 
niedrigere Inzidenzen als im bundesdeutschen Durch-
schnitt vorzufinden.

In den Grenzregionen der Nachbarstaaten zu Deutsch-
land zeigen sich deutlich andere Muster. Während der 
ersten und zweiten Welle sind im Vergleich zu den je-
weiligen nationalen Durchschnittswerten überdurch-
schnittliche Inzidenzen insbesondere in den belgischen 
und französischen Grenzregionen zu erkennen. Dage-
gen fallen in den meisten anderen Ländern die Inzi-
denzen an den Grenzen tendenziell niedriger aus als 
im nationalen Durchschnitt, zumeist sogar über den 
gesamten Zeitraum der Pandemie. Allein im Sommer 
2021 zeigen sich in den dänischen Grenzregionen eini-
ge Ausschläge, wobei jedoch die insgesamt sehr niedri-
gen Inzidenzen in Dänemark zu beachten sind. Ob die 
beobachteten Auffälligkeiten im französisch-deutschen 
Grenzraum durch eine höhere Mobilität bedingt sind, 
kann in diesem Fall nur gemutmaßt werden.

Das MORO-Projekt „Auswirkungen der COVID-
19-Krise in den Grenzregionen“ liefert weitergehende 
Erkenntnisse aus den Grenzregionen. Die Maßnahmen 
zur Kontrolle der Grenzübertritte scheinen vor allem 
zu Beginn der Pandemie als ein einfaches und zügig 
umsetzbares Instrument, die Ausbreitung des Virus zu 
verlangsamen. Die erheblichen zusätzlichen Kosten, die 
durch die kurzfristigen und nicht abgestimmten Maß-
nahmen in den Verflechtungsräumen verursacht wur-
den, waren Anlass für im weiteren Verlauf besser an-
gepasste Lösungen. Diese regional differenzierten und 
evidenzbasierten Maßnahmen sind sinnvoll, um eine 
Pandemie unter allen Gesichtspunkten in Zukunft bes-
ser managen zu können.
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7-Tage-Inzidenzen in den Grenzregionen Deutschlands und der Nachbarstaaten
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Die ersten nicht-klinischen bzw. nicht-pharmakologi-
schen Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung 
des Virus SARS-CoV2 wurden Anfang März 2020 mit 
der Empfehlung, Großveranstaltungen abzusagen, und 
der Bitte, private Kontakte zu reduzieren, ergriffen. Mitte 
März folgten Einreisebeschränkungen aus Drittstaaten 
und am 22. März 2020 erließen Bund und Länder den ers-
ten Beschluss zur generellen Kontaktsperre. Wie streng 
die Regelungen im Verlauf der Pandemie in den Bundes-
ländern und in den Stadt- und Landkreisen gehandhabt 
wurden, erfasste infas360 (2022a) in einem Index nach 
dem Vorbild des stringency index  (Strenge-Index) aus 
Oxford (vgl. Hale et al. 2022). Ab März 2020 wurden 
täglich alle getroffenen Maßnahmen aus 23 Maßnah-
mengruppen zusammengetragen, nach der Schwere der 
Eingriffe klassifiziert und für Vergleichsmöglichkeiten in 
Prozentwerte übersetzt (vgl. infas 360 2022b). 

Spätestens seit der „Bundesnotbremse“ sollten sich die 
Maßnahmen an bundesweiten Inzidenzschwellen ori-
entieren. Damit erhielten die Bundesländer und die 
Kreise die Möglichkeit, Maßnahmen je nach Infektions-
lage zu ver- bzw. entschärfen. In der Regel orientierten 
sich die Kreise jedoch eng an den Landesvorgaben, nur 
in Ausnahmefällen reagierten sie mit schärferen Maß-
nahmen auf lokale Infektionsausbrüche (vgl. Markert 
2020; Friedmann 2020; Metzner/Schickedanz 2020). 
Jenseits der öffentlich thematisierten Beispiele lässt sich 
zwischen den Abweichungen der lokalen Maßnahmen 
vom Landesdurchschnitt und der lokalen Infektionslage 
kein Zusammenhang nachweisen. Wie Wieland (2020) 
darlegt, sind eindeutige Zusammenhänge auch deshalb 
schwierig zu belegen, da die Meldung von Infektionen 
stark von Testkapazitäten und dem Testverhalten der 
Bevölkerung abhängt. Zudem finden Infektion und 
Meldung zeitlich versetzt statt. Oft war daher bereits 
eine abnehmende Infektionswelle zu beobachten, bevor 
die Maßnahmen griffen. Dennoch sind sich Fachleute 
einig (vgl. Grote et al. 2021), dass nicht-pharmakolo-

gische Maßnahmen, die vor allem die Kontakte zwi-
schen Menschen auf das Notwendigste minimieren 
und vulnerable Gruppen schützen, zur Kontrolle einer 
Pandemie notwendig und als komplementär zu einzel-
therapeutischen Maßnahmen (Impfung, klinische Be-
treuung, Medikation) zu sehen sind.

2.3 COVID-19-Maßnahmen in den Bundesländern und Kreisen

Da der Strenge-Index von infas360 auch für einzelne 
Maßnahmengruppen zur Verfügung steht, bietet er gro-
ßes Potenzial, die Wirkungen der COVID-19-Maßnah-
men in anderen Bereichen zu untersuchen, beispielswei-
se die regionalen Effekte auf die Wirtschaft (vgl. Kap. 3) 
oder die sozialen Folgen der Pandemie (vgl. Kap. 5).
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In seinem viel zitierten Twitter-Post vom 28. Febru-
ar 2020 zeichnete Drew A. Harris (2020) die Kapazi-
tätsgrenze des Gesundheitssystems in die „flatten the 
curve“-Grafik des Centers for Disease Control and Pre-
vention (vgl. CDC 2007) ein. Der Schutz der Gesund-
heitssysteme vor Überlastung wurde durch diese Visua-
lisierung weltweit begründet und führte in Deutschland 
frühzeitig sowohl zur verpflichtenden Meldung aller 
freien und belegten Intensivbetten durch COVID-
19-Patienten als auch zur Einführung und Begrün-
dung nicht-medizinischer Maßnahmen zur Kontakt-
beschränkung und Eindämmung der Virusverbreitung 
(siehe Kap. 2.3). Nach dem Start der Impfkampagne im 
Dezember 2020 und der Entspannung auf den Inten-
sivstationen nach der zweiten Welle im Frühjahr 2021 
wurden neben den aktuellen Inzidenzen daher ver-
mehrt Kennzahlen zur Auslastung der Gesundheitssys-
teme dazu herangezogen, Maßnahmen zu lockern oder 
zu verschärfen.

Spätestens während der zweiten und dritten Welle wa-
ren die Intensivbetten durchschnittlich zu 80 % mit 
COVID-19-Patienten belegt. Der Anstieg der Bele-
gungsquote ging mit einer Reduzierung der Intensiv-
bettenanzahl einher. Seit November 2020 wird daher 
für alle Bundesländer eine 20-Tage-Steuerungsprogno-
se von intensivmedizinischen COVID-19-Kapazitäten 
(SPoCK) erstellt (vgl. RKI 2021), sodass von einer ef-
fizienteren Belegung von Intensivbetten auszugehen 
ist. Allerdings resultierten die Engpässe zunehmend 
nicht aus der technischen Ausstattung mit Betten und 
Beatmungsgeräten, sondern aus einem Mangel an Pfle-
gepersonal (vgl. Heintze 2022; Simon 2022), da Betten 
für die Intensivpflege gesperrt werden, sobald die Min-
destbesetzung von Pflegepersonal nicht gewährleistet 
werden kann. 

Simon (2022: 88) schätzt, dass zur Erfüllung der Pflege-
personaluntergrenzen-Verordnung (PpUGV) für die 

Betreuung der rund 21.000 belegten Intensivbetten 
50.800 Pflegevollzeitkräfte benötigt werden. Das ent-
spricht fast dem doppelten Wert der 2020 beschäftigten 
Arbeitskräfte. Unter Beachtung der höheren Standards 
der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für In-
tensiv- und Notfallmedizin (DIVI e.V.) stellt sich der 
Notstand noch eklatanter dar. Dieser Pflegenotstand 
ist in Expertenkreisen seit Jahren bekannt, wurde aber 
erst durch die COVID-19-Pandemie in seiner Schärfe 
öffentlich.

Die Intensivbetten sind im gesamten Verlauf der Pande-
mie in größeren Städten und städtischen Kreisen stärker 
ausgelastet als in ländlichen Kreisen. Erstere verfügen in 
der Regel über größere Krankenhäuser, mehr Kranken-
häuser der Spezial- und Maximalversorgung und damit 
auch über mehr Intensivbetten pro Einwohner. Weni-

ger als 10 bis 15 % freie Kapazitäten über einen längeren 
Zeitraum werden als kritisch angesehen, da in diesen 
Fällen nicht das erforderliche Bett pro Intensivstation 
für Notfallpatienten bereitsteht. Kommt es zu solchen 
Engpässen, kann über das zwischen Bund und Ländern 
entwickelte Kleeblatt-System – freie Kapazitäten wer-
den erst in benachbarten Bundesländern geprüft, bevor 
eine bundesweite Verfügbarkeit in Betracht gezogen 
wird – eine schnelle Verlegung von Patienten in weni-
ger belastete Regionen erfolgen (vgl. RKI/DIVI 2021).

Unter den COVID-19-Patienten müssen zunehmend 
weniger Menschen intensiv beatmet werden. Dies ist 
unter anderem damit zu erklären, dass in der vierten 
und fünften Welle verstärkt (ungeimpfte) Kinder und 
Jugendliche erkrankten (vgl. Kap. 2.1), die seltener an 
schweren Verläufen leiden.

2.4 Intensivmedizinische COVID-19-Versorgung: Kapazitäten und Belegung

Entwicklung der Intensivbetten, Belegung und intensiv beatmeter Patienten im Laufe der Pandemie
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Mit zunehmendem Alter steigt das Pflegerisiko. Der 
Pflegebedarf stieg in der Vergangenheit aufgrund der 
Alterung der Bevölkerung und wird nach Szenarien des 
BBSR weiter zunehmen (vgl. BBSR 2017: 90 f.). 2019 
waren über 4,1 Mio. Menschen in Deutschland pflege-
bedürftig. 56 % davon werden zu Hause durch Angehö-
rige gepflegt, weitere 24 % erhalten zu Hause Unterstüt-
zung durch ambulante Pflege und Betreuungsdienste. 
20 % der pflegebedürftigen Menschen befindet sich in 
stationärer Pflege (vgl. Destatis 2022). 72 % der aus-
schließlich durch Angehörige, 88 % der durch ambu-
lante Dienste und 92 % der vollstationär Gepflegten 
sind dabei 65 Jahre alt oder älter. Daher werden hier die 
Pflegequoten auf alle Einwohnerinnen und Einwohner 
ab 65 Jahren bezogen. 

Seit 2015 ist insbesondere eine deutliche Zunahme der 
Pflegequote in der häuslichen Pflege festzustellen, was 
auch auf die neuen Pflegestärkungsgesetze 2015 und 
2016 und die Erweiterung des Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs 2017 zurückzuführen ist. Regional unterscheiden 
sich die Pflegequoten deutlich. In Teilen Nordost- und 
Mitteldeutschlands sowie in grenznahen Gebieten Bay-
erns, Hessens, Niedersachsens und Nordrhein-West-
falens werden viele Pflegebedürftige von Angehörigen 
oder ambulanten Pflegediensten zu Hause versorgt. 
Bei der stationären Pflegeversorgung sind regionale 
Schwerpunkte in Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-
sachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein zu finden. 

Grundsätzlich nimmt die Pflegequote mit steigender 
durchschnittlicher Lebenserwartung der Regionen ab 
(Korrelation = -0,539). Die durchschnittliche Lebens-
erwartung einer Region hängt ihrerseits erheblich vom 
durchschnittlichen Lebensstandard bzw. dem verfügba-
ren Haushaltseinkommen der Bevölkerung in der Regi-
on ab (Korrelation = 0,659). Daher ist der Pflegebedarf 
in den wohlhabenderen Regionen Süddeutschlands so-

wohl für die häusliche als auch für die stationäre Pfle-
ge unterdurchschnittlich. Der auf individueller Ebene 
nachweisbare Zusammenhang von Pflegebedürftigkeit 
und sozialer Stellung (vgl. Geyer et al. 2021) zeigt sich 
somit auch auf der regionalen Ebene.

Trotz einiger Hotspots in Pflegeeinrichtungen in den 
ersten Phasen der Pandemie und einer stärkeren Vul-
nerabilität der älteren Bevölkerung für eine Erkrankung 
an COVID-19 – insbesondere vor Einsetzen der Impf-
kampagne – sind statistische Zusammenhänge der Pfle-
gequote mit dem Infektionsgeschehen auf der Ebene 
der Stadt- und Landkreise für alle Phasen der Pandemie 
lediglich schwach oder nicht vorhanden. Das gilt so-
wohl für die Inzidenzen als auch für Todesfälle an oder 
mit COVID-19. 

Die Qualität der Pflege hängt von der Verfügbarkeit 
von Pflegekräften ab, sowohl von nicht-professionellen 
pflegenden Angehörigen als auch professionellen Pfle-
gekräften im ambulanten und stationären Pflegedienst. 
Durch die Alterung der Bevölkerung verschlechtert sich 
in Zukunft das Verhältnis der potenziell unterstützen-
den Kindergeneration in der häuslichen privaten Pfle-
ge zu den potenziell zu pflegenden Älteren (vgl. BBSR 
2017: 90). Insgesamt wird der Bedarf an Altenpflege-
kräften im professionellen Bereich allein durch die fort-
schreitende Alterung der Bevölkerung bis 2035 um ca. 
38 bis 44 % steigen (vgl. Hüther/Kochskämper 2018: 8).

Sowohl pflegende Angehörige als auch Pflegekräfte 
wurden und werden während der Pandemie vor gro-
ße Herausforderungen gestellt. Pflegende Angehörige 
sind häufig selbst in einem fortgeschrittenen Alter. Ihre 
Situation als Pflegende verschlechterte sich durch das 
Wegbrechen sozialer Netze und Pflegeunterstützung in 
Phasen strikter Kontaktbeschränkungen. So stieg bei-
spielsweise bei 32 bis 39 % der Angehörigen, die Men-
schen mit Demenzerkrankung pflegen, das Gefühl der 

Hilflosigkeit und Verzweiflung (vgl. Eggert et al. 2020). 
Für professionelle Pflegekräfte stellten sich nicht nur 
die besonderen Umstände in den Pflegeeinrichtungen 
und die fehlende Entlastung durch Besuche von An-
gehörigen, sondern auch die eigene Vereinbarkeit der 
systemrelevanten Tätigkeit mit dem Privatleben als pro-
blematisch heraus. Pflegekräfte in ihrer Rolle als Eltern, 
insbesondere der Mütter (vgl. Kap. 7.4) wurden mit der 
Doppelbelastung der häuslichen Kinderbetreuung und 
Beschulung sowie ihrer systemrelevanten Arbeit kon-
frontiert (vgl. Weber 2022).

2.5 Regionale Unterschiede der Pflegebedürftigkeit

Entwicklung der Pflegequoten von 2009 bis 2019 
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Wirtschafts- und Arbeitsmärkte unterliegen einem 
stetigen Wandel. Zwei Haupttrends mit folgenreichen 
Wirkungen auf Wirtschaftsprozesse, Produkte und 
Fachkräfte sind die Digitalisierung und das Streben 
nach Klimaneutralität. Mitten in den Transformations-
prozess verlangt die COVID-19-Pandemie der Wirt-
schaft und Gesellschaft eine neue Dynamik der Anpas-
sungsprozesse ab. Sie verdeutlicht jedoch auch die Rolle 
des Staates für die wirtschaftliche Entwicklung in Form 
fiskalischer Stabilisierungsmaßnahmen (vgl. Feld/
Grimm/Reuter 2021). 

Die COVID-19-Pandemie und die zur Eindämmung 
der Virusverbreitung kontaktbeschränkenden Maß-
nahmen beeinträchtigen die Wirtschaft und den Ar-
beitsmarkt in vielfältiger Weise. Durch die Lockdown-
Maßnahmen fiel in einigen Wirtschaftsbereichen 
zumindest zeitweilig die Geschäftsgrundlage komplett 
aus (u. a. Luftverkehr, Gastronomie, Tourismus, Kul-
tur- und Veranstaltungsbranche). Industrie und Han-
del erlebten Einbrüche durch gestörte Lieferketten und 
fehlende Nachfrage. Insgesamt sank die wirtschaftliche 
Leistung im zweiten Quartal 2020 stärker als während 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09, erholte sich 
allerdings auch schneller wieder (vgl. BMWK 2022). 
Auch die Effekte der Pandemie auf dem Arbeitsmarkt 

waren im zweiten Quartal 2020 am stärksten. Die von 
der Bundesregierung geschnürten Hilfspakete, die vor 
allem auf die Sicherung von Arbeitsplätzen und Ein-
kommen zielten, halfen, tiefere Einschnitte abzufedern. 

Trotz der raschen Erholung und der Rückkehr zu 
vorpandemischen Verhältnissen in vielen Bereichen 
stehen Unternehmen und Beschäftigte vor größeren 
Umwälzungen: Die Pandemie hat die Digitalisierung in 
Unternehmen stark vorangetrieben. Das betrifft nicht 
nur Produktionsprozesse, sondern auch die Art der 
Arbeitsabläufe und Kommunikation. Die verstärkte 
Nutzung von Homeoffice konnte zum Beispiel Perso-
nalausfälle wegen Erkrankung oder der Betreuung von 
Angehörigen minimieren. Erhöhte Fehlzeiten von Ar-
beitskräften, die es trotz Homeofficelösungen dennoch 
gibt, stören die Geschäftsabläufe weniger stark als die 
Unsicherheiten bezüglich der Lockdown-Maßnahmen 
und unklarer Öffnungsperspektiven (vgl. Grömling/
Bardt/Niendorf 2021). 

Je nach wirtschaftsstruktureller Ausgangslage wirken 
sich die Transformationskräfte der Megatrends sehr un-
terschiedlich auf die Regionen aus. Diese Trends kön-
nen bestehende Unterschiede zwischen Stadt und Land 
verschärfen, sich jedoch auch positiv auf jene Regionen 

auswirken, die in der Vergangenheit noch unter starkem 
Nachholbedarf standen (vgl. Kruse/Nitt-Drießelmann/
Wedemeier 2022). Auch die pandemischen Auswirkun-
gen und Anpassungserfordernisse trafen die Regionen 
in unterschiedlichem Maße. Hierfür dienen die regio-
nalen Strukturunterschiede als erklärender Faktor (vgl. 
IAB 2021). 

Noch gibt es kein umfassendes und klares Bild über alle 
Stör- und Beschleunigungseffekte der Pandemie auf 
die wirtschaftlichen Transformationsprozesse, weder 
über die bundesdeutsche Wirtschaft insgesamt noch 
über die regionalen Auswirkungen im Besonderen. Im 
Folgenden werden daher einige Schlaglichter auf regio-
nale Disparitäten der Wirtschaft und des Arbeitsmark-
tes geworfen, um erste regionale Effekte der COVID-
19-Pandemie zu beschreiben. Nachdem die regionalen 
Wirkungen der erweiterten Kurzarbeiterregelungen auf 
die kurzfristige Entwicklung der Arbeitslosigkeit beur-
teilt wurden, werden die Auswirkungen der Lockdowns 
vor dem Hintergrund der regionalen Branchenstruk-
turen beleuchtet. Die Digitalisierungsprozesse in der 
Industrie lassen auf Standortvorteile und -nachteile der 
Regionen schließen, die auch vor dem Hintergrund der 
Pandemie interessante Rückschlüsse zulassen.

RONJA BERRISCH | NADINE BLÄTGEN | ANNA GRÜNE | DR. ANDREA JONAS | ANTONIA MILBERT | TIM PIRSIG | VOLKER SCHMIDT-SEIWERT

WIRTSCHAFT UND ARBEITSMARKT



ATLAS DER STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG 202234

Kurzarbeit ist ein Instrument, um bei einem vorüber-
gehenden Arbeits- bzw. Auftragsausfall Kündigungen 
zu vermeiden. Der mit der Verringerung der regelmä-
ßigen Arbeitszeit einhergehende Verdienstausfall wird 
dabei teilweise als sogenanntes Kurzarbeitergeld aus der 
Arbeitslosenversicherung an Arbeitnehmer ausgezahlt. 
Im Zuge des ausgerufenen Lockdowns zu Beginn der 
COVID-19-Pandemie erleichterte die Bundesregierung 
im März 2020 den Zugang zur Kurzarbeit in ihrem 
„Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung 
der Regelungen für das Kurzarbeitergeld“. Diese Son-
derregelungen umfassten während dieser Phase einen 
vereinfachten Zugang zum Kurzarbeitergeld für Unter-
nehmen, Entlastungen durch Erstattungen der Sozial-
versicherungsbeiträge, eine verlängerte Bezugsdauer, 
eine Erhöhung des Kurzarbeitergeldes, die Ermögli-
chung eines Hinzuverdienstes für Beschäftige sowie die 
Förderung der beruflichen Weiterbildung. Die Sonder-
regelungen gelten aufgrund mehrmaliger Verlängerun-
gen größtenteils bis mindestens Ende 2022. Als Folge 
dieser konjunkturpolitischen Maßnahme stieg die 
Kurzarbeiterquote bereits im März 2020 sprunghaft von 
0,4 auf 7,7 % an. Damit überstieg sie die Höchstwer-
te von 5,2 % während der Finanzkrise 2009. Der neue 
Höchstwert zwischen Januar 2020 und Januar 2021 lag 
im April 2020 bei 17,9 %. Während der zweiten Welle 
ab Herbst 2020 stieg die Kurzarbeiterquote noch einmal 
auf knapp 10 %, bevor sie im Verlaufe des Jahres 2021 
wieder deutlich sank.

Die COVID-19-Pandemie und die damit einhergehen-
den wirtschaftlichen Probleme betrafen Unternehmen 
einzelner Branchen unterschiedlich stark. Insbeson-
dere das verarbeitende Gewerbe, der Handel sowie 
das Gastgewerbe nahmen Kurzarbeit in Anspruch. 
Im verarbeitenden Gewerbe waren im Sommer 2020 

insbesondere die Metallbranche, der Maschinenbau 
und die Automobilindustrie aufgrund von massiven 
Lieferkettenproblemen betroffen (vgl. BA 2020). Die 
mittlere Kurzarbeiterquote im Jahr 2020 variiert regio-
nal stark. Ein Anstieg der Kurzarbeit konnte vor allem 
in jenen Regionen beobachtet werden, in denen von 
der COVID-19-Pandemie besonders betroffene Wirt-
schaftszweige überdurchschnittlich stark vertreten sind. 
Während eher industriell geprägte Kreise in Süd- und 

Westdeutschland eine mittlere Kurzarbeiterquote von 
häufig über 10 % aufwiesen, lag sie in ostdeutschen Re-
gionen meist deutlich niedriger. Auch stark vom Tou-
rismus bzw. dem Gastgewerbe abhängige Regionen wie 
beispielsweise an Nord- und Ostsee wiesen eine erhöhte 
mittlere Kurzarbeiterquote auf. Die regional vorherr-
schende Wirtschaftsstruktur bestimmt die konjunk-
turelle Kurzarbeit, siedlungsstrukturelle Unterschiede 
sind daher kaum auszumachen.

3.1 Kurzarbeit – zwischen Strukturhilfe und Konjunkturpolitik in der COVID-19-Krise
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Mittlere Kurzarbeiterquote 2020

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Bundesagentur für Arbeit
Geometrische Grundlage: VG5000 (Kreise), Stand 31.12.2021 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: A. Grüne, T. Pirsig
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Die stärksten Effekte der COVID-19-Pandemie auf die 
Arbeitsmärkte zeigten sich trotz der erleichterten Kurz-
arbeiterregelung (vgl. Kap. 3.1) von April bis August 
2020. Die regional unterschiedliche Betroffenheit resul-
tiert zum Großteil aus der regional unterschiedlichen 
Wirtschaftszweigstruktur. So stieg die Arbeitslosenquo-
te im April 2020 besonders in den von den Lockdown-
Maßnahmen am stärksten betroffenen Zeitarbeits-, 
Gastronomie-, Beherbergungs- und Reisebranchen 
(siehe auch Kap. 3.4). Für Regionen mit einer Spezia-
lisierung auf die Gastronomie war der Arbeitsmarktef-
fekt besonders stark. Dagegen konnten mache Regionen 
mit einer Spezialisierung auf Zeitarbeit den branchen-
typischen Effekt durch Arbeitnehmerüberlassungen an 
die Branchen mit einem gestiegenen Arbeitskräftebe-
darf, wie das produzierende Gewerbe, Lagerwirtschaft, 
Post- und Kurierdienste, abmildern. Darüber hinaus 
entwickelten sich große urbane Arbeitsmärkte während 
dieser Phase schlechter als die Arbeitsmärkte anderer 
Regionen (vgl. IAB 2021).

In ca. 85 % aller Stadt- und Landkreise waren das zweite 
und/oder dritte Quartal 2020 die schwierigsten Mona-
te auf dem Arbeitsmarkt. In fast allen diesen Regionen 
lag die durchschnittliche Arbeitslosenquote dagegen im 
zweiten pandemischen Jahr 2021 auf demselben oder 
sogar unter dem vorpandemischen Niveau von 2019. 
Besonders erfreulich ist dabei der Trend bei den unter 
25-Jährigen, deren Arbeitslosenquote im Jahr 2021 in 
vielen Regionen sank, in der Spitze sogar mit Rückgän-
gen von bis zu 2,5 Prozentpunkten. Im Gegensatz dazu 
waren für die Beschäftigten mit ausländischer Staats-
bürgershaft die Schwankungen des Arbeitsmarktes 
vor und nach den Lockdown-Maßnahmen am stärks-
ten. Hier wiesen 2021 noch ein Drittel aller Stadt- und 
Landkreise eine Arbeitslosigkeit über dem vorpan-

demischen Niveau auf, wobei die Quote teilweise um 
mehr als 3 Prozentpunkte zulegte. In anderen Regionen 
sank die Arbeitslosigkeit bei dieser Gruppe um über 4, 
im Extremfall um bis zu 10 Prozentpunkte. Im Mittel 
konnte jedoch auch Knuth (2022) keine besondere Be-
troffenheit von Menschen mit Migrations- und Flucht-
hintergrund feststellen. 

Über alle Personengruppen hinweg sind annähernd 
die gleichen Regionen von einer ausbleibenden Erho-
lung des Arbeitsmarktes betroffen: Großstädte, ansons-
ten wirtschaftsstarke Regionen in Süddeutschland und 
Küstenregionen an der Nord- und Ostsee. Der Anteil 
Arbeitsloser mit Helferqualifikation stieg über die Pan-
demiezeit kontinuierlich. Es ist daher zu vermuten, dass 
geringfügig entlohnte Jobs in den Branchen, die den 
Betrieb während der Pandemie mehrfach oder über 
lange Zeit einstellen oder runterfahren mussten, nicht 
adäquat wiederaufgebaut werden konnten. Inzwischen 
stellen sich auf dem Arbeitsmarkt zusätzliche Probleme 
durch gestörte Lieferketten und Lieferengpässe in be-
stimmten Segmenten der Rohstoff- und Zulieferindus-
trie ein.

Auch ein möglicher Arbeitsplatzverlust bereitete vie-
len Menschen Sorge. Im Vergleich zur Referenzgruppe 
sorgten sich hierüber insbesondere Menschen mit eige-
ner Zuwanderungsbiographie, einem niedrigen Haus-
haltseinkommen und Beschäftigte in den Branchen 
Produktion, Handel, Gastgewerbe, Lagerei, Verkehr 
und Information und Kommunikation deutlich mehr 
als zu „normalen“ Zeiten (vgl. Bünning/Hipp/Munnes 
2020: 12). Die beschleunigte Digitalisierung in vielen 
Branchen verdoppelte während der Corona-Pandemie 
auch die Angst vor einem Jobverlust auf 33 % der Be-
fragten (vgl. Hinz/Heinen 2021).

3.2 Raumzeitliche Entwicklung der Arbeitslosigkeit während der COVID-19-Pandemie

Entwicklung der Arbeitslosenquote von Januar 2019 
bis Januar 2022 nach siedlungsstrukturellem Kreistyp
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Entwicklung der Arbeitslosenquote von Januar 2019 bis Januar 2022 nach Personengruppen und siedlungsstrukturellem Kreistyp
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Veränderung der Arbeitslosenquote 2021 gegenüber 2019 nach Personengruppen
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Zahlenmäßig erscheinen die Erwerbstätigen, die im 
Ausland arbeiten, im europäischen Durchschnitt eher 
von geringer Bedeutung. Von den im Durchschnitt der 
Jahre 2019 bis 2021 rund 198 Mio. Beschäftigten sind es 
lediglich zwei Mio. Erwerbstätige (ca. 1 %). Zusammen 
mit weiteren zwölf Mio. Beschäftigten auf der NUTS-
2-Ebene – in Deutschland die Ebene der Regierungs-
bezirke – bilden sie die Gruppe der nicht in der eigenen 
Region arbeitenden Pendler. In einigen Regionen bilden 
sie allerdings einen durchaus bedeutenden Anteil an der 
Beschäftigung. 

Hohe Anteile der Beschäftigten im Ausland finden sich 
definitionsgemäß in den Grenzregionen. Der deutsch-
luxemburgisch-französische Grenzraum zeigt die in-
tensivsten Anteile mit Blick auf beide Seiten der Gren-
zen. Im Elsass und in Lothringen arbeiten rund 70 % 
der Erwerbstätigen, die in den Regionen leben, aber 
außerhalb der Regionen arbeiten, im Ausland. In die-
sen Regionen arbeitet somit jeder zehnte Erwerbstäti-

ge jenseits der nationalen Grenze. In der Region Trier 
pendeln ebenfalls rund 70 % der außerhalb der Region 
arbeitenden Erwerbstätigen ins Ausland. Ihr Anteil an 
der Gesamtbeschäftigung beträgt hier sogar 15 %. 

Eher auf eine Grenzseite beschränkt ist die Bedeutung 
der Beschäftigung im Ausland im deutsch-polnischen, 
deutsch-österreichischen und deutsch-schweizerischen 
Grenzraum. Auch rund um die Schweiz als Zielregion 
konzentrieren sich hohe Anteile von Grenzpendlern. Im 
Vorarlberg (Österreich) fahren 90 % der Berufspendler in 
die Nachbarstaaten und auch im französischen Franche-
Comté stellen die Pendler ins Ausland zwei Drittel der 
außerhalb der Region tätigen Personen. Dies entspricht 
wiederum 10 % der Gesamtbeschäftigung. In der Re-
gion Freiburg arbeitet die Hälfte der Berufspendler im 
Ausland. Das entspricht 5 % der Gesamtbeschäftigten. 
In den deutsch-polnischen und deutsch-tschechischen 
Grenzregionen sind die Pendleranteile vergleichbar 
hoch, die Anteile an der Gesamtbeschäftigung fallen mit 

3.3 Grenzüberschreitende Erwerbstätigkeit

Erwerbstätigkeit im Ausland
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3 bis 5 % aber geringer aus. In Ländern wie Polen, Rumä-
nien und Bulgarien beschränkt sich die Bedeutung der 
Beschäftigung aber nicht nur auf die Grenzregionen. Die 
hohen Anteile in den Regionen im Landesinneren lassen 
vermuten, dass es sich hier um grundsätzlich längerfris-
tig im Ausland tätige Personen handelt. 

Der untersuchte Zeitraum von 2019 bis 2021 beinhaltet 
auch die Zeit der Grenzschließungen und der nationa-
len Lockdowns. Die Entwicklung der Beschäftigten im 
Ausland zwischen 2019 und 2020 und auch zwischen 
2019 und 2021 zeigt keinen grundsätzlichen Rückgang, 
insbesondere nicht in den Grenzregionen und benach-
barten Regionen im Westen und im Süden Deutsch-
lands. Spürbare Rückgänge gab es allerdings etwa in 
Österreich, Polen, Bulgarien und Rumänien, aber auch 
in Dänemark und Irland. Dieser Rückgang erklärt sich 
eher durch Lockdowns bzw. den damit verbundenen 
Wegfall von temporären und periodischen Arbeitsmög-
lichkeiten im Ausland.

Quelle: Eurostat, Laufende Raumbeobachtung Europa © BBSR Bonn 2022

Anteil der im Ausland arbeitenden Erwerbstätigen an den Erwerbstätigen, die nicht in der Region des Wohnortes arbeiten, im Durchschnitt der Jahre 2019 bis 2021 (UK 2019)
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Als einer der Hauptgründe für die unterschiedliche 
Wirkung externer Schocks auf die regionale Wirt-
schaft und die Arbeitsmärkte gilt die Branchenstruktur 
(vgl. IAB 2021: 2). Die COVID-19-Pandemie und die 
Lockdowns führten zu mehreren Angebots- und Nach-
frageeinbrüchen (vgl. Grömlin/Hentze/Schäfer 2022: 
45). Besondere Nachfrageeinbrüche erlebten perso-
nennahe Dienstleistungen, Arbeitnehmerüberlassung, 
Reisebüros, Werbung, Marktforschung, Gastgewerbe, 
Sport und Unterhaltung, Kunst, Kultur, Film, Handel 
und Unternehmensdienstleistungen (vgl. IAB 2021: 5; 
Grömling/Hentze/Schäfer 2022: 52). Mehrere Engpässe 
in der Zulieferindustrie und bei Vorprodukten führten 
im Verarbeitenden Gewerbe zu verschiedenen Ange-
botsschocks (vgl. Grömling/Hentze/Schäfer 2022: 45).

Einen hohen Anteil an Arbeitsplätzen in den Wirt-
schaftszweigen Handel, Verkehr, Gastgewerbe, unter-
nehmensorientierte und sonstige Dienstleistungen 
sowie Kunst und Kultur weisen Metropolen und ihr 
Umland sowie touristisch attraktive Regionen auf. Das 
verarbeitende Gewerbe ist dagegen in ländlichen Re-
gionen, vor allem in Süddeutschland, ein bedeutender 
Wirtschaftszweig. In all diesen Regionen ist zu erwar-
ten, dass sich die Einschnitte in Wirtschaft und Arbeits-
markt stärker auswirken als in anderen Regionen. Vor 
allem in industriell stärker geprägten Regionen wurde 
das Instrument der Kurzarbeit zur Abfederung über-
durchschnittlich häufig genutzt (vgl. Kap. 3.1). Ebenfalls 
meldeten in Regionen mit einem höheren Besatz an den 
krisengeschüttelten Dienstleistungsberufen überdurch-
schnittlich viele Unternehmen Kurzarbeit an (vgl. Kap. 
3.8). Runst et al. (2021) fanden analog, dass handwerks-
geprägte Regionen in den kritischen Monaten Mai bis 
August (vgl. Kap. 3.2) weniger von steigenden Arbeits-
losenzahlen betroffen waren als andere Regionen. 

Unter Beachtung des üblichen saisonalen Anstiegs an 
den Arbeitslosenzugängen im ersten Quartal und der 

Erholung im Frühjahr und Sommer, lag der stärkste 
Effekt der COVID-19-Pandemie im zweiten Quartal 

3.4 Lockdown-Maßnahmen und Einfluss der regionalen Branchenstruktur

2020. Im gesamten Jahr 2021 waren die Arbeitslosenzu-
gänge unterdurchschnittlich.
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Anteile der von den Corona-Maßnahmen am stärksten betroffenen Branchen 2020
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sonstigen Dienstleitungen, private Haushalte 

M, N:  Erbringung von freiberu�ichen, wissenschaftlichen, 
technischen und sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen

G-I: Handel, Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrtzeugen, Verkehr und Lagerei, Gastgewerbe

Anteil sozialversicherungsp�ichtig Beschäftigter im
verarbeitenden Gewerbe 2020 in %
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Der Tourismus ist für die wirtschaftliche Entwicklung 
in Deutschland wichtig. Die Besucherzahlen steigen seit 
Beginn der Erhebung im Jahr 1995 kontinuierlich und 
auch der Anteil der ausländischen Gäste nimmt stetig 
zu (vgl. Destatis 2021a). Im Jahr 2019, dem letzten Jahr 
vor der Corona-Krise, wurden durch rund 40 Mio. Tou-
risten in Deutschland 124 Mrd. Euro eingenommen, 
was rund 1,5 % der Bruttowertschöpfung entsprach. 
Insgesamt sind mehr als vier Mio. Personen in Deutsch-
land direkt und indirekt im Tourismus beschäftigt, was 
in etwa 9 % aller Beschäftigten ausmacht. 

Die Corona-Krise hat jedoch seit dem Jahr 2020 erheb-
liche Auswirkungen auf die Tourismusbranche. Maß-
nahmen wie Einreisebeschränkungen und ein Verbot 
touristischer Übernachtungen brachten den Tourismus 
in den ersten Lockdowns von März bis Mai sowie ab 
Herbst bis zum Jahresende 2020 nahezu zum Erliegen. 
Gleiches gilt für das Jahr 2021: Übernachtungen waren 
bis in den Mai nur für geschäftliche Zwecke erlaubt. 
Zusätzlich mussten die geöffneten Betriebe für die Be-
herbergung von Gästen auch außerhalb der Lockdown-
Zeiten zahlreiche Auflagen erfüllen. Die Gästeankünfte 
aus dem In- und Ausland je Einwohner beziffern die 
regionale Bedeutung des Tourismus. Die Einschnitte im 
Tourismus infolge der COVID-19-Pandemie lassen sich 
über die prozentuale Veränderung der Besucherzahlen 
der Jahre 2019 und 2020 abschätzen. Sowohl die süd-
lichen als auch westlichen Kreise (v. a. der Südwesten 
Baden-Württembergs oder der Westen von Rheinland-
Pfalz) sind für ausländische Touristen interessant und 
wurden im Jahr 2020 deutlich weniger besucht als 2019. 

Für inländische Touristen sind die Küsten- und Alpen-
regionen sowie Teile Thüringens von hohem Interesse. 
Die Einbrüche in den Besucherzahlen sind bei den Bin-
nentouristen nicht so deutlich erkennbar. Besonders 
die Küstenregionen verzeichneten keine gravierenden 
Rückgänge. Zusätzlich zu den Reisebeschränkungen 
kamen Veränderungen im individuellen Reiseverhalten 

3.5 Tourismus in Deutschland und regionale Auswirkungen der COVID-19-Maßnahmen

aufgrund der pandemiebedingten Unsicherheiten. Für 
2021 lassen sich noch keine Veränderungen erkennen, 
für 2022 vorläufig steigende Zahlen. Die Rückkehr zum 
Vorkrisenniveau wird erst für 2023 erwartet (vgl. DE-
HOGA o. J.).

Entwicklung des Tourismus in Deutschland
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Gästeankünfte aus dem In- und Ausland
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Eine Insolvenz liegt vor, wenn ein Schuldner seinen 
Zahlungsverpflichtungen aufgrund einer aktuellen oder 
drohenden Zahlungsunfähigkeit bzw. einer Überschul-
dung nicht mehr nachkommen kann. In solchen Fällen 
besteht die Möglichkeit einen Insolvenzantrag zu stel-
len. Im Fall von juristischen Personen, beispielsweise 
Kapitalgesellschaften, besteht hierzu sogar die Insol-
venzanzeigepflicht. Insolvente Unternehmen durch-
laufen anschließend ein sogenanntes Regelverfahren, 
in dessen Zuge die Gläubiger des Unternehmens ge-
meinschaftlich aus dem verbliebenem Restvermögen 
befriedigt werden oder Regelungen zum Erhalt des 
Unternehmens beschlossen werden. Privatpersonen 
durchlaufen ein vereinfachtes Verfahren und sind zu-
dem nicht verpflichtet, einen Insolvenzantrag zu stellen 
(vgl. Kap. 5.3). Ehemals Selbstständige können je nach 
vorliegenden Vermögensverhältnissen eines der beiden 
genannten Insolvenzverfahren durchlaufen, werden je-
doch vom Statistischen Bundesamt außerhalb der Insol-
venzstatistik für Unternehmen erfasst.

Deutschlandweit betrachtet hat die Häufigkeit von Un-
ternehmensinsolvenzen nach einem Hoch während der 
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise kontinuierlich 
abgenommen. Kamen im Jahr 2009 noch 8,6 Insolven-
zen auf 1.000 Betriebe, waren es 2020 nur noch 4,3. Den 
Großteil der Unternehmensinsolvenzen machen dabei 
Kleinstunternehmen mit nur wenigen Mitarbeitenden 
aus (vgl. IfM Bonn 2022). Für 2021 liegen zwar noch 
nicht alle Daten vor, absolut sanken die beantragten 
Unternehmensinsolvenzen im Vergleich zum Vorjahr 
jedoch von rund 15.800 auf rund 14.000 (−11,7 %). Dies 
ist der niedrigste Wert seit Einführung der neuen Insol-
venzordnung aus dem Jahr 1999. 

Zwei Faktoren müssen bei der Einordnung der Daten 
berücksichtigt werden. Zum einen stellen Unterneh-
mensinsolvenzen eine vergleichsweise seltene Form der 
Unternehmensschließung dar. Laut dem Institut für 
Mittelstandsforschung (IfM) Bonn werden über 90 % 
der Unternehmensschließungen aus eigenem Antrieb 
vorgenommen (vgl. IfM Bonn 2022). Zusätzlich sind 
Selbstständige sowie die freien Berufe in dieser Statistik 
nicht berücksichtigt. Auf der anderen Seite wurde die 
gesetzlich geltende Insolvenzantragspflicht zu Beginn 
der Corona-Pandemie im März 2020 zumindest in Tei-
len ausgesetzt. Erst seit dem 1. Mai 2022 gilt sie wie-
der vollumfänglich. Ergänzt wurde die Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht um weitere Hilfsmaßnahmen 
zur Stabilisierung der Wirtschaft wie die Zahlung von 
Unternehmenshilfen, steuerliche Erleichterungen so-
wie die Ausweitung von Kurzarbeitsregelungen. Da die 
Corona-Pandemie, wie auch frühere Konjunkturkrisen, 
trotz dieser politischen Maßnahmen zu einem Anstieg 
des Insolvenzrisikos von Unternehmen geführt haben 
dürfte, gehen Prognosen von ansteigenden Insolvenz-
zahlen nach der Beendigung dieser Sondermaßnahmen 
aus (vgl. Sandqvist/Wollmershäuser 2021).

Während die Zahl der Unternehmensinsolvenzen über 
die letzten Jahre kontinuierlich sinkt, weist die durch-
schnittliche Höhe der Gläubigerforderungen eine stär-
kere Fluktuation auf. 2020 stieg sie sprunghaft an und 
liegt mit durchschnittlich über 2,6 Mio. Euro je Insol-
venzantrag über dem Niveau von 2009. Allerdings wird 
dieser Wert sehr stark von der im Juni 2020 unabhängig 
von der Corona-Pandemie angemeldeten Insolvenz der 
Wirecard AG verzerrt.

3.6 Raumzeitliche Entwicklungen der Insolvenzen
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Regionale Unterschiede bei den Unternehmensinsol-
venzen gibt es vor allem zwischen städtischen und länd-
lichen Regionen. Kreisfreie Großstädte und städtische 
Kreise weisen im Vergleich zu ländlicheren Kreisen ten-
denziell eine höhere Unternehmensinsolvenzquote auf. 
Des Weiteren ist ein Nord-Süd- jedoch kein Ost-West-
Gefälle festzustellen.

Quelle: Insolvenzstatistik des Bundes und der Länder,   
Laufende Raumbeobachtung des BBSR © BBSR Bonn 2022
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Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2020
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Die wirtschaftliche Produktivität eines Landes wird über 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) je erwerbstätige Person 
gemessen. Regionale Unterschiede in der Produktivi-
tät zeigen sich zwischen Standorten großer Chemie-, 
Pharma- und Automobilunternehmen (Spitzenwerte 
von über 75.000 bis über 100.000 Euro je erwerbstäti-
ger Person) einerseits und eher kleinbetrieblich struk-
turierten, dienstleistungsorientierten Regionen ande-
rerseits, vor allem in peripheren Lagen (unter 60.000 
Euro je erwerbsfähiger Person). Allerdings wiesen 2019 
insbesondere auch ländliche Regionen Steigerungsraten 
des BIP von über 4 bis 5 % gegenüber 2018 auf.

Aufgrund der Schließungen, Kontaktbeschränkungen 
sowie Lieferengpässe in Folge der COVID-19-Pande-
mie brach die wirtschaftliche Produktivität in Deutsch-
land deutlich ein, sodass es im Jahr 2020 erstmals seit 
2008/09 (globale Finanz- und Wirtschaftskrise) wie-
der zu einer negativen Entwicklung des BIP kam. Der 
Einbruch der Wirtschaft in der COVID-19-Krise war 
zwar stärker als während der Finanzkrise, jedoch stell-
te sich bereits im zweiten Quartal nach dem Einbruch 
wieder eine Erholung ein (vgl. BMWK 2022). Insge-
samt verläuft die wirtschaftliche Erholung in Deutsch-
land allerdings schleppender als erwartet (vgl. Cle-
mens et al. 2021; Michelsen et al. 2021a, Michelsen et 
al. 2021b). Die wirtschaftlichen Einbrüche in Ost- und 
Westdeutschland sind dabei vergleichbar. Wiederholte 
Schließungen von Handel, Gastronomie und Kulturver-
anstaltungen bremsten die private Konsumnachfrage. 
Für die schwächere Erholung in der Industrie sind die 
verschiedenen Lieferengpässe maßgeblich.

Besonders betroffen von den wirtschaftlichen Folgen 
der COVID-19-Pandemie sind regionale Standorte mit 
wirtschaftlich bedeutenden Umschlagsplätzen sowie 

Standorte großer Automobilindustrien. In diesen Bun-
desländern erreichte die Veränderungsrate des BIP ne-
gative Werte von −4 bis unter −5 %. Wirtschaftlich be-
reits geschwächte Bundesländer wie das Saarland und 
Hessen verzeichneten bei der Veränderungsrate des 
BIP ebenfalls Abnahmen unterhalb des Bundesdurch-
schnitts von −3 %. 

Im internationalen Vergleich orientierten sich die Hilfs-
pakete der Bundesregierung vor allem auf die Sicherung 
von Einkommen und Arbeitsplätzen und sind als eher 
strukturkonservativ einzuordnen. In etwas geringerem 
Maße wurden jedoch auch Pakete für einen zukunfts-
fähigen Umbau der Wirtschaft aufgelegt, zum Beispiel 
zur Förderung von Start-ups und im Rahmen der Digi-
talisierungs-, KI- und Wasserstoffstrategien (vgl. Dau-
derstädt 2021: 365).

3.7 Lang- und kurzfristige Entwicklungen des Bruttoinlandsprodukts
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BIP 2020 und jährliche Veränderungsraten seit 2015
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Forschung und Entwicklung (FuE) in der Produktion 
sowie wissensintensive Dienstleistungen und kreati-
ve Tätigkeiten zeichnen sich durch humankapitalin-
tensive und nicht standardisierbare Leistungen aus. 
Entscheidend ist somit die Mitarbeiterkompetenz der 
Unternehmen. Daher gibt es in diesen Bereichen re-
lativ gesehen überdurchschnittlich viele Akademike-
rinnen und Akademiker. In der Statistik werden die 
Unternehmen mit allen ihren sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten den FuE- und Kreativbranchen 
zugeordnet. Regional kann somit der Prozentsatz der 
Beschäftigten in den forschungs-, wissensintensiven 
und kreativen Branchen dargestellt werden. Er liegt im 
Vergleich aller Regionen zwischen 12 und 70 % aller 
Beschäftigten. 

Vor allem im Bereich der wissensintensiven, unterneh-
mensbezogenen Dienstleistungen sind seit 2010 viele 
neue Arbeitsplätze entstanden. Diese Dienstleistungen 
werden von Unternehmen und öffentlichen Institutio-
nen nachgefragt, vor allem in den Bereichen Forschung 
und Entwicklung, Daten- und Informationstechnologie 

sowie Werbung und Medien. In der Bundesrepublik 
waren 2020 rund 3,9 Mio. sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte (ca. 12 %) in unternehmensbezogenen 
Dienstleistungen tätig. Das sind etwa 488.000 Perso-
nen (ca. 14 %) mehr als im Jahr 2015. Das dynamische 
Wachstum von wissensintensiven, unternehmensori-
entierten Dienstleistungen im Speziellen und der Zahl 
der Akademikerinnen und Akademiker im Allgemei-
nen beschreibt, wie tiefgreifend sich der Wandel in den 
Produktionsstrukturen und Wirtschaftssektoren voll-
zieht. Durch die zunehmende Verflechtung und Ver-
netzung von ökonomischen Aktivitäten – insbesondere 
aufgrund der Globalisierung – hat sich dieser Dienst-
leistungsbereich zu einem Schlüsselsektor entwickelt. 
Dadurch verschieben sich die Beschäftigungsstruktu-
ren zunehmend in Richtung eines höheren Qualifikati-
onsniveaus. Für die entsprechenden Unternehmen sind 
Standorte in Agglomerationsräumen vorteilhaft, um 
von der dortigen Infrastruktur oder der Erreichbarkeit 
von Kunden zu profitieren. Daher ist ihr Anteil in städ-
tischen Räumen mit 13,9 % mehr als doppelt so hoch 
wie in ländlichen Regionen (6,4 %).

Auch die Kreativ- und Kulturbranchen sind stärker in 
Großstädten und städtischen Regionen vertreten als 
in ländlichen Regionen. Gerade in Großstädten wuch-
sen sie zwischen 2010 und 2020 stark, wobei die Sta-
tistik der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
im Kreativbereich die selbständigen, freischaffenden 
Künstlerinnen und Künstler nicht miterfasst. Dagegen 
sitzen die Industrien mit einem hohen FuE-Anteil an 
Forschung und Entwicklung sowie die sonstigen wis-
sensintensiven Dienstleistungen eher in städtischen, 
suburbanen und ländlichen Regionen.

Die FuE-zugehörigen Branchen verzeichneten keine er-
kennbaren Einbrüche ihrer Beschäftigtenzahlen durch 
die Kontaktbeschränkungsmaßnahmen im Zuge der 
COVID-19-Pandemie. Die regionalen Veränderungen 
von 2019 zu 2020 liegen im statistischen Schwankungsbe-
reich der jährlichen vorpandemischen Entwicklungsra-
ten. Innovative Unternehmen bauen somit in Krisenzei-
ten durchschnittlich weniger Personal ab und investieren 
antizyklisch stärker in FuE-Maßnahmen als weniger in-
novative Unternehmen (vgl. Dachs/Peters 2020).

3.8 Forschung und Entwicklung – Motor für Innovation und Wettbewerbsfähigkeit
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100 km

bis unter  –1,5

–1,5 bis unter  –0,5

–0,5 bis unter   0,5

0,5 bis unter  1,5

1,5 und mehr

Veränderung der sozialversicherungsp�ichtig Beschäftigten in 
forschungs- und wissensintensiven sowie kreativen Branchen
2020 gegenüber 2019 in %

Datenbasis: Beschäftigtenstatistik der BA, Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: VG5000 (Kreise/Kreisregionen), Stand 31.12.2020 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: A. Milbert

Anteil der sozialversicherungsp�ichtig Beschäftigten in forschungs- 
und wissensintensiven sowie kreativen Branchen 2020 in %

1

forschungs- und wissensintensive Industrien 

wissensintensive, unternehmensorientierte Dienstleistungen

wissensintensive sonstige Dienstleistungen

Kreativ- und Kulturwirtschaft

10
30
70

darunter

1

3

4

2

Herstellung von chemischen, pharmazeutischen, elektronischen, optischen Erzeugnissen,

von Datenverarbeitungsgeräten, elektrischen Ausrüstungen, Kraftwagen und Teilen sowie

Maschinenbau

3 Erbringung von Dienstleistungen der Informationstechnologie, Informations-, Finanz-

dienstleistungen, mit Finanz- und Versicherungsdienstleistungen verbundene Tätigkeiten,

Rechts-, Steuer-, Unternehmensberatung, Wirtschaftsprüfung, Verwaltung und Führung von 

Unternehmen, Architektur-, Ingenieurbüros, technische, physikalische, chemische Untersuchung, 

Forschung und Entwicklung, Werbung und Marktforschung, sonstige freiberu�iche, 

wissenschaftliche und technische Tätigkeiten

4 Telekommunikation, (Rück-)Versicherungen, Pensionskassen (ohne Sozialversicherung), 

Veterinärwesen, Gesundheitswesen

2 Verlagswesen, Filmwirtschaft, Tonträgerindustrie/Musikverlage, Rundfunkwirtschaft, kulturelle 

Wirtschaftszweige, Bibliotheken/Museen, Handel mit Kulturgütern, Architektur, Design, 

Werbung, Softwaregames

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

Ulm

Bonn

Kiel

Köln

Mainz

Essen

Erfurt

Berlin

Kassel

Bremen

Potsdam

Rostock

Cottbus

Dresden

Leipzig

Hamburg

München

Mannheim

Schwerin

Halle/S.

Hannover

Chemnitz

Nürnberg

Magdeburg

Bielefeld

Wiesbaden

Stuttgart

Düsseldorf

Saarbrücken

Freiburg i.Br.

Dortmund

Frankfurt/M.

© BBSR Bonn 2022



ATLAS DER STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG 202252

Die COVID-19-Pandemie wird nach Prognosen des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zu 
langfristigen Verhaltensänderungen wie mehr Home-
office und zu einer Beschleunigung der digitalen Ar-
beitswelt führen (BMAS 2021). Gleichzeitig hängt die 
künftige Digitalisierung der Wirtschafts- und Arbeits-
welt vor allem von der Erholung der gesamtwirtschaft-
lichen Lage ab. So führte die Corona-Pandemie in 2020 
im Bundesdurchschnitt zu Umsatzeinbußen und einem 
Rückgang der Nettoanlageinvestitionen um 27 % ge-
genüber 2019 (vgl. Destatis 2022).

Big Data, Robotik, Künstliche Intelligenz, Sensorik, 
3D-Druck und damit verbundene Prozesse der Digita-
lisierung und Automatisierung verändern bereits heute, 
aber auch in Zukunft, wirtschaftliche Prozessabläufe 
und den Arbeitsmarkt. So wurden 2020 in 6 % aller Un-
ternehmen Industrie- und Service-Roboter und in 7 % 
der Unternehmen 3D-Druck-Verfahren eingesetzt. Dies 
entspricht einer Steigerung um ein bzw. zwei Prozent-
punkte im Vergleich zum Jahr 2018. Im verarbeitenden 
Gewerbe lag der Anteil mit 19 bzw. 11 % deutlich hö-
her, wobei größere Unternehmen neue Technologien 
häufiger nutzen als kleinere Unternehmen. So setzen 
31 % der Unternehmen dieser Branchen mit mehr als 
250 Beschäftigten 3D-Drucker sowie Service- und In-
dustrieroboter ein (vgl. Destatis 2021b). Diese Digitali-
sierungsprozesse der Wirtschaft wirken sich direkt auf 
den Arbeitsmarkt aus. Die Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD, 2019) 
schätzt, dass bereits etwa 40 % der zwischen 2005 und 
2016 in den OECD-Staaten neu entstanden Arbeits-
plätze zu den sogenannten digital intensiven Industri-
en gehören. Das IAB (2019) nimmt für ein Viertel der 
Beschäftigten in Deutschland an, dass ihre Tätigkeiten 
potenziell durch Computer oder computergesteuerte 
Maschinen übernommen werden können. 

Der technologische Wandel verändert die Arbeitswelt 
in mehrfacher Hinsicht:
 ■ neue Arbeitsplätze entstehen
 ■ bestehende Arbeitsplätze verändern sich oder fallen 

weg
 ■ Anforderungen und Tätigkeiten der Beschäftigten 

verändern sich
 ■ neue Produkte und effizientere Produktionsweisen 

entstehen
 ■ das Konsumverhalten (inkl. Onlinehandel) wandelt 

sich (vgl. Degryse 2016; IAB 2018; OECD 2019; 
Schneemann/Zika 2020; Timpf 2017)

Nach Analysen des IAB (2019) werden bis 2040 ca. 
3,6 Mio. neue Arbeitsplätze entstehen und ca. 5,3 Mio. 
bestehende Arbeitsplätze wegfallen. Die demographi-
sche Entwicklung und der damit verbundene Arbeits-
kräfterückgang ist Ursache für etwa ein Drittel der 
zukünftig entfallenen Arbeitsplätze. Durch den Struk-
turwandel entstehen etwa gleich viele Arbeitsplätze wie 
bestehende entfallen (ca. je 3,6 Mio.). Er trifft voraus-
sichtlich vor allem das warenproduzierende Gewerbe. 
Veränderungen im Dienstleistungssektor werden hin-
gegen regional unterschiedlich verlaufen. Insbesondere 
in Ostdeutschland wird das Gesundheits- und Sozial-
wesen zum Arbeitsplatzwachstum beitragen, während 
Unternehmen der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie vor allem in westdeutschen Metropolen 
zu einem Zuwachs an Arbeitsplätzen beitragen. Eine 
hohe Dynamik in der Anzahl wegfallender und neuent-
stehender Arbeitsplätze wird sich in den ostdeutschen 
Bundesländern zeigen. Dort entfallen vielerorts mehr 
Arbeitsplätze als neue entstehen. Neben den relativen 
Veränderungen ergänzt ein Blick auf die absoluten Zu-
wächse bzw. Rückgänge an Arbeitsplätzen das Bild des 
Wandels der Arbeitswelt: Insbesondere die Arbeits-
marktregionen Düsseldorf/Ruhr, München, Frankfurt, 

Hamburg und Stuttgart werden voraussichtlich hohe 
Veränderungen erfahren. Von bundesweit 34 Arbeits-
marktregionen wird für lediglich zwei Regionen mit ei-
nem Zuwachs an Arbeitsplätzen gerechnet (Berlin und 
Münster/Osnabrück) (vgl. BMAS 2021).

3.9 Prozesse der Digitalisierung in der Wirtschaft

Einsatz von 3D-Druckern und Robotern in deutschen 
Unternehmen 2020

Betriebsgröße nach Zahl der Beschäftigten
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mehr
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BMAS-Prognose „Digitalisierte Arbeitswelt“

Datenbasis: QuBe-Projekt, 6. Welle, BMAS-Prognose, BMAS 2021: 39, BIBB (o. J.), Laufende Raumbeobachtung des BBSR, 
Geometrische Grundlage: Kreise/Arbeitsmarktregionen des IAB (generalisiert), Stand 31.12.2020 © GeoBasis-DE/BKG; 
Bearbeitung: A. Milbert
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Demografische Strukturen und Entwicklungen der 
Regionen stehen in einer engen Wechselwirkung mit 
ökonomischen Prozessen. Fehlende Job- und Entwick-
lungspotenziale führen zum Beispiel zu Abwanderung 
vor allem jüngerer Bevölkerungsteile und beschleu-
nigen so den demografischen Wandel. Eine junge Be-
völkerungsstruktur hingegen lässt die Erwartungen auf 
ein hohes Erwerbspersonenpotenzial in Zeiten eines 
breiten Fachkräftemangels steigen, kann positive wirt-
schaftliche Signale senden und durch den Zuzug jünge-
rer Bevölkerung den demografischen Wandel verlang-
samen.

Doch was bedeutet demografischer Wandel? Allgemein 
beschrieben handelt es sich um ein seit Jahrzehnten zu 
beobachtendes Phänomen, bei dem gesamtgesellschaft-
liche Veränderungen zu einer sinkenden Geburten- und 
Sterberate führen. Die Folge ist eine alternde und ohne 
Zuwanderung langfristig schrumpfende Gesellschaft. 
Dieser Prozess wirkt sich auf verschiedene Bereiche der 
Gesellschaft aus, beginnend bei der Rente über die wirt-
schaftliche Innovationsfähigkeit und den Fachkräfte-
mangel bis hin zu massiven Herausforderungen für das 
Gesundheits- und Pflegewesen.

Trotzdem sind Regionen groß- wie auch kleinräumig 
unterschiedlich stark betroffen. In strukturschwachen 

Räumen im Allgemeinen und in Ostdeutschland im 
Speziellen gibt es Regionen, in denen der demografi-
sche Wandel beschleunigt verläuft. Demgegenüber ist 
in Großstadtregionen ein gegenteiliger, verlangsamter 
Effekt zu beobachten. Hintergrund dafür sind demogra-
fische Wechselwirkungen. Beispielsweise verstärkt die 
Abwanderung junger Frauen aus ländlichen Regionen 
in Richtung der Großstädte (s. Kap. 4.4 und Kap. 7.2) 
den Alterungsprozess in den Ursprungsregionen und 
verjüngt sie in den Zielregionen. 

Die Alterung erfordert einen Anpassungsbedarf der 
sozialen Infrastrukturangebote. In Abwanderungsregi-
onen werden Infrastrukturangebote geschlossen, wo-
durch sich die Teilhabechancen der Bevölkerungsgrup-
pen verschlechtern. Das verstärkt den laufenden Prozess 
des demografischen Wandels weiter und erschafft einen 
„Teufelskreis“: Eine ungünstige Ausgangssituation führt 
zur Abwanderung, die Ausgangssituation verschlech-
tert sich weiter und die Abwanderungs- und Alterungs-
tendenzen verstärken sich einmal mehr. Der demogra-
fische Wandel löst eine solche Entwicklung nicht alleine 
aus, da sich die Alterung der Bevölkerung nicht zwangs-
läufig negativ auf die regionale Entwicklung und Wirt-
schaft auswirkt. Manifestiert sich jedoch ein solcher 
Trend, ist er ein wichtiger Faktor, der diesen verstärkt 
oder stabilisiert. 

Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die 
Bevölkerungsentwicklung für Deutschland und seine 
einzelnen Teilräume lassen sich noch nicht umfassend 
abschätzen. Die bisher messbaren Effekte auf die Zahl 
der Geburten (vgl. BiB 2021, Bertelsmann Stiftung 
2021) sind eher gering. Allerdings kann nicht ausge-
schlossen werden, dass die Pandemieerfahrungen einen 
längerfristigen Effekt auf die zukünftige Familienpla-
nung von Paaren haben (vgl. BiB 2021). Auch die Ef-
fekte auf die regionalen Sterblichkeitsmuster sind bisher 
zwar ungewöhnlich, aber voraussichtlich eher temporär 
(vgl. BBSR 2021; Schulten 2021). 

In stärkerem Maße brach hingegen die Zuwanderung 
nach Deutschland ein (vgl. Geis-Thöne 2021). Die Rei-
sebeschränkungen führten auch zu einem Rückgang 
der Bildungsmigration, der Erwerbsmigration und der 
Europäischen Binnenmigration (vgl. BMI 2021). Dies 
beeinflusst vor allem das Städtewachstum, welches sich 
jedoch bereits seit 2014 verlangsamt hat und spätestens 
seit 2017 auch für einige Großstädte eine Trendwende 
abzeichnete (vgl. Wolff et al. 23.07.2021). Der demogra-
fische Wandel wird also durch die Pandemie – je nach 
Ausgangssituation der Städte und Regionen – kurzfris-
tig gebremst oder verstärkt. Die langfristigen Folgen des 
veränderten Verhaltens bezüglich Fertilität und Mobili-
tät unterliegen jedoch noch der Spekulation.

VIELFALT DER BEVÖLKERUNGSSTRUKTUREN 
DR. JANA HOYMANN | DR. STEFFEN MARETZKE | ANTONIA MILBERT
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Die Entwicklung der Gesamtbevölkerung wird als ein 
wichtiger Gradmesser für die allgemeine Entwicklung 
einer Stadt, Landgemeinde oder Region angesehen. 
Eine schrumpfende Bevölkerung kann ebenso Folge 
ungünstiger wirtschaftlicher Entwicklungen sein, wie 
eine wachsende Bevölkerung auf wirtschaftliche Pros-
perität hinweist. Für größere Teilräume ist der Zusam-
menhang zwischen wirtschaftlicher und demografi-
scher Entwicklung signifikanter als für einzelne Städte 
und Gemeinden. In verschiedenen Regionen und Städ-
ten gibt es immer wieder Phasen, in denen sich Bevöl-
kerung und Wirtschaft gegenläufig entwickeln.

Sinkende Bevölkerungszahlen erschweren es jedoch, 
bestehende Infrastrukturen auszulasten und wirtschaft-
lich zu betreiben. Die Probleme sind umso gravieren-
der, je schwieriger und kostenintensiver ein effizientes 
und leistungsfähiges Angebot auf Basis niedriger Bevöl-
kerungsdichten bereitzustellen ist. Eng verbunden mit 
dem Aufgaben- und Ausgabenspektrum öffentlicher In-
stitutionen sind die sinkenden öffentlichen Einnahmen 
infolge von Bevölkerungsverlusten. Das System des ho-
rizontalen und vertikalen Finanzausgleichs stützt sich 
maßgeblich auf die Einwohnerzahlen der Kommunen 
und Regionen.

Insgesamt ist die Bevölkerung in der westlichen He-
misphäre in den vergangenen zwei Jahrhunderten fast 
stetig gewachsen. Dazwischen gab es immer wieder 
 Perioden mit (leicht) schrumpfender Bevölkerung. 
Eine solche Phase gab es für die Bundesrepublik zwi-
schen 2000 und 2010; die Bevölkerung nahm um 
1,2  Mio. Menschen bzw. 1,4 % ab. Von 1990 bis 2000 
betrug das Bevölkerungswachstum 2,4 Mio. Einwoh-
nerinnen und Einwohner (3 %) und von 2010 bis 2020 
2,7 Mio. (3,4 %). Lokal oder regional betrachtet gab 

es da gegen nie ausschließlich Bevölkerungszuwächse, 
sondern immer auch eine Parallelität von Wachstum 
und Schrumpfung. Auch in den Wachstumsphasen 
nach der Jahrtausendwende verloren durchschnittlich 
50 bis 60 % der Gemeinden an Bevölkerung. Entwickel-
te sich die Bevölkerung insgesamt negativ, so betraf der 
Bevölkerungsrückgang 80 % der Städte und Gemein-
den. Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs entwickelte 
sich die Bevölkerung stärker zulasten Ostdeutschlands. 
In den ersten zehn Jahren der deutsch-deutschen Wie-
dervereinigung profitierten westdeutsche Gemeinden 
unabhängig von ihrer Größe von der ostdeutschen Ab-
wanderung. In Ostdeutschland ist dafür die nachholen-
de Suburbanisierung um die Großstädte zu erkennen.

In der aktuellen Wachstumsphase seit 2010 gleichen 
sich die Prozesse der Konzentration von Bevölkerungs-
wachstum zwischen Ost- und Westdeutschland an, 
wenn auch auf unterschiedlichem Niveau. Die Bevölke-
rung wächst aktuell insbesondere in größeren Zentren 
und ihrem Umland sowie in Gemeinden wirtschaftlich 
prosperierender Regionen. 

Der Boom der großen Städte verlangsamte sich bereits 
in den letzten vier bis fünf Jahren. Das Corona-Jahr 
2020 bedeutete für die Mehrheit der Großstädte erst-
mals einen Wachstumsstopp. Dieser Bruch fällt für die 
zehn ostdeutschen Großstädte gravierender aus als für 
die westdeutschen. Sofern überhaupt von Gewinnern 
der Pandemie gesprochen werden kann, sind es vor-
nehmlich die kleineren, zentral gelegenen Städte in 
Ostdeutschland sowie bundesweit die Landgemeinden. 
Nach vielen Jahren des Schrumpfens wuchsen sie im 
Durchschnitt 2020 erstmalig wieder und stabilisierten 
ihre Verluste in Ostdeutschland.

4.1 Bevölkerungsentwicklung

Jährliche Entwicklungsraten nach Stadt- und 
Gemeinde typ im Zeitvergleich
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Die Altersstruktur der Bevölkerung ist ein aussagekräf-
tiger Gradmesser des demografischen Wandels. Ihre 
aktuelle Veränderung wird zum einen über langfristige 
und grundlegende gesellschaftliche Veränderungen ge-
formt: Ein Geburtenniveau, das den Ersatz der Elternge-
neration nicht mehr dauerhaft absichert, und eine stei-
gende Lebenserwartung führen zu einem wachsenden 
Anteil der älteren Generationen. Zum anderen können 
altersstrukturelle Veränderungen auch aus kurzfristigen 
(verstärkten) Zu- und Abwanderungen resultieren, die 
das Ergebnis umweltbedingter Krisen oder tiefgreifen-
der politischer, ökonomischer und sozialer Transforma-
tionen sind. Ein Beispiel mit langfristigen Folgen sind 
die demografischen Prozesse im Kontext der deutsch-
deutschen Wiedervereinigung: Kurzfristig und flächen-
deckend brachen die Geburten in Ostdeutschland ein 
und eine starke Abwanderung nach Westdeutschland 
setzte ein. In den Alterspyramiden der ostdeutschen 
Regionen sind diese Einschnitte noch immer sichtbar. 

Zwei Kennzahlen zur Beschreibung der demografischen 
Alterung werden hier verwendet: das „Durchschnittsal-
ter“ und der „Lastindex“, das Verhältnis bzw. die „Last“ 
der Bevölkerung im nicht erwerbsfähigen (unter 20-Jäh-
rige und 65 Jahre und älter) zu der im erwerbsfähigen 
Alter (20 bis unter 65 Jahre). EU-weit ist die Alterung in 
Deutschland neben Italien am weitesten fortgeschritten 
(vgl. Eatock 2019: 9). In Deutschland lag das Durch-
schnittsalter der Bevölkerung 2020 bei 44,6 Jahren. Frau-
en waren zu diesem Zeitpunkt im Schnitt 2,6 Jahre älter 
als Männer. Neben Nachwirkungen der beiden Weltkrie-
ge ergibt sich dieser Unterschied hauptsächlich aus der 
höheren Lebenserwartung der Frauen, die im Dreijah-
resdurchschnitt von 2017 bis 2019 bei einem weiblichen 
Neugeborenen bei 83,4 Jahren und bei einem männ lichen 
Neugeborenen bei 78,6 Jahren lag (vgl. BBSR 2021: 7). 

Je wachstumsstärker Kreise und Regionen sind, desto we-
niger stark fiel 2020 die demografische Alterung aus. Für 
Unternehmen und Kommunen wachsender Regionen 

bedeuten diese Altersstrukturen ein relativ höheres Ar-
beitskräfteangebot und in der Regel mehr und leistungs-
fähigere Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Gemessen 
am Lastindex fällt hier auch die Nachfrage nach sozialen 
Infrastrukturleistungen deutlich niedriger aus, insbeson-
dere bei den Betreuungsangeboten für ältere Menschen. 
Die höhere Attraktivität dieser Standorte schlägt sich 
offensichtlich in einer günstigeren Altersstruktur der Be-
völkerung nieder. In den Kreisen Cloppenburg, Vechta, 
Freising und Eichstätt sowie in den kreisfreien Städten 
Offenbach und Frankfurt am Main sind mindestens 
55 % der Nichterwerbsfähigen unter 20 Jahre alt. Die 
gegenteilige Entwicklung von Ost- und Westdeutsch-
land wird bei dieser Betrachtung deutlich: 20 Kreise 
mit der günstigsten Altersstruktur der Bevölkerung 
sind westdeutsch, 20 Kreise mit der stärksten Intensität 
der Alterung sind schrumpfende ostdeutsche Kreise. In 
Greiz, Mansfeld-Südharz, im Altenburger Land sowie in 
Dessau-Roßlau und Suhl ist die Bevölkerung im Durch-
schnitt bereits über 50 Jahre alt. Der Lastindex liegt hier 
weit über 85 und damit erheblich über dem Bundeswert 
(70,8). Weit über 60 % der Nichterwerbsfähigen sind in 
diesen Regionen zudem 65 Jahre und älter. 

Die Intensität der demografischen Alterung hat sich in 
Deutschland seit 2011 kontinuierlich erhöht. Der Anstieg 
des Lastindex hängt mit dem steigenden Anteil der Nicht-

erwerbsfähigen im Alter von 65 Jahren oder älter zusam-
men. Seit 2011 stieg das Durchschnittsalter um 1,8 % und 
der Lastindex um 5,4 %. Ostdeutsche Regio nen haben 
dabei mit einem Anstieg von knapp 20 % einen fast zehn-
mal so starken Einfluss auf den steigenden Lastindex wie 
ihre westdeutschen Pendants. Die Entwicklung resultiert 
in den neuen Ländern vor allem daraus, dass die Zahl der 
Erwerbsfähigen stetig abnimmt. Dagegen resultiert der 
Anstieg des Lastindex in den alten Ländern einzig aus 
den steigenden Zahlen der Nichterwerbs fähigen ab 65.

Die Altersstruktur der Bevölkerung spiegelt die soziale 
und wirtschaftsstrukturelle Situation einer Region wider. 
Langfristige und altersselektive demografische Prozesse 
verändern die Altersstruktur, die selbst ein prägender 
Faktor für regionale Unterschiede in der Bevölkerungs-
entwicklung ist. Zum einen unterscheiden sich die Sterb-
lichkeitsmuster durch COVID-19 erheblich von der re-
gulären regionalen Sterblichkeit. Im Jahr 2020 wurden 
zudem nur 4,9 % aller Todesfälle durch COVID-19 
verursacht. In einigen sächsischen Regionen, die nach-
weislich einen hohen Anteil älterer Menschen aufweisen 
(vgl. Kap. 2.1), gingen die COVID-19-Todesfälle auch 
mit einer temporären Übersterblichkeit einher (vgl. 
BBSR 2021: 16 f.). Die kurzfristigen Effekte der COVID-
19-Pademie auf die Sterblichkeit hinterließen daher in 
der Altersstruktur bislang keine wesentlichen Spuren.

4.2 Die Altersstruktur der Bevölkerung in den Regionen Deutschlands

Datenbasis: Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, Laufende Raumbeobachtung des BBSR, eigene Berechnungen 

Regionstyp, 
alte und neue Länder, 
Deutschland

Durchschnittsalter 2020 in Jahren Nichterwerbsfähige 2020 je 100 Erwerbsfähige
Entwicklung

Lastindex
2011 bis 

2020 in %gesamt Frauen Männer gesamt
unter  

20 Jahre
65 Jahre   
und älter

überdurchschnittlich wachsend 43,3 44,5 42,2 66,0 32,9 33,1 2,6

wachsend 44,2 45,5 42,9 70,1 33,8 36,3 2,9

ohne eindeutigen Trend 46,0 47,4 44,5 74,9 32,9 41,9 9,4

schrumpfend 48,0 49,6 46,4 81,4 32,3 49,1 19,5

überdurchschnittlich schrumpfend 48,0 49,5  46,5 79,1 31,3 47,8 17,1

alte Länder 44,2 45,5 43,0 69,7 33,5 36,1 2,1

neue Länder (inkl. Berlin) 46,3 47,8 44,8 75,8 32,2 43,6 19,8

Deutschland 44,6 45,9 43,3 70,8 33,3 37,5 5,4

Alterung der Bevölkerung 2011 bis 2020
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Veränderung der Bevölkerungsanteile 
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© BBSR Bonn 2022
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4.3 Räumliche Mobilität: Katalysator regionaler Entwicklungsunterschiede

Geht es im öffentlichen Diskurs um regionale Wan-
derungsphänomene, fallen meist Begriffe wie „Land-
flucht“, „Dorfsterben“, „Urbanisierung“ und spätestens 
seit dem Beginn der COVID-19-Pandemie auch wieder 
„Stadtflucht“. Idealisierende Vorstellungen dienen als 
Erklärung: Das Häuschen im Grünen ist angeblicher 
Sehnsuchtsort vieler Stadtfamilien. Stadtleben ist jung, 
dynamisch und „hip“, doch teure Immobilien- und 
Mietpreise, mangelnde Grün- und Freiräume sowie 
viel Verkehr sind die Kehrseiten. Wanderungsbewe-
gungen werden dagegen weniger von diesen Vorstel-
lungen getrieben, als von sozialen und ökonomischen 
Zieh- und Fliehkräften: Ein breites Arbeitsplatzangebot, 
gute Mobilitäts- und Entfaltungsmöglichkeiten und ein 
reiches Freizeit- und Kulturprogramm ziehen an. Ein 
beschränktes Arbeitsplatzangebot und eine schlechte 
Infrastruktur treiben dagegen weg. 

Doch Wanderungsbewegungen sind insgesamt deutlich 
komplexer. Sie sind erstens eine Kombination aus Bin-
nenwanderung (innerdeutsche Zu- und Fortzüge) und 
Außenwanderung (Zu- und Fortzüge aus dem und ins 
Ausland). Der Binnenwanderungssaldo zwischen Ost- 
und Westdeutschland ist seit 2013 nahezu ausgeglichen. 
Großstädte erfahren bei der Binnenmigration seit 2014 
wieder stärkere Abwanderung. Zuzüge aus dem Aus-
land konzentrieren sich hingegen auf diese großen Zen-
tren und prosperierende Regionen. Da die Außenwan-
derungsgewinne jedoch während der ersten Phase der 
COVID-19-Pandemie stark zurückgingen, wuchsen die 
Großstädte 2020 in der Summe von Binnen- und Au-
ßenwanderung erstmals nicht mehr. Strukturschwache 
Regionen erhalten wiederum kaum Zuwanderung aus 
dem Ausland und verlieren über Binnenwanderungen 
deutlich an Bevölkerung.

Zweitens unterscheiden sich Wanderungen je nach Al-
tersgruppe erheblich voneinander. Das Wanderungs-
verhalten bleibt – bezogen auf eine Generation – über 

die Zeit jedoch relativ konstant. Leichte Verschiebun-
gen in der Stärke der Wanderungsströme veränderten 
zuletzt aber den Gesamtwanderungssaldo. Junge Er-
wachsene (18 bis 29 Jahre) locken die Ausbildungs-, 
Job- und Freizeitmöglichkeiten der Groß- und Univer-
sitätsstädte. Dementsprechend weisen fast alle anderen 
Regionen in dieser Altersgruppe negative Salden auf. 
Das Wanderungsverhalten von Familien (Kinder bis 
17 Jahre; Erwachsene 30 bis 49 Jahre) weist mehrheit-
lich in die andere Richtung. Die benötigten Wohn- und 
Freiräume, am besten als Eigenheim mit Garten, sind 
in den Großstädten nur schwierig zu realisieren. Daher 
wandert diese Altersgruppe überwiegend ins Umland 
der Großstädte und zu einem geringeren Teil auch in 
ländliche Regionen. Ältere Menschen (ab 50 Jahren) 
sind relativ sesshaft. Sie ziehen seltener aus ihrem 
Wohnort in eine andere Region, und wenn dann in 
landschaftlich sehr attraktive Regionen, Kurbäder sowie 
kleinere Groß- oder Mittelstädte. Die Fortzüge jüngerer 

Menschen wiegen in den betroffenen Regionen schwer, 
besonders dort, wo die Abwanderung seit Jahrzehn-
ten andauert und eine Rückkehr kaum stattfindet. Das 
wirkt sich auf die Altersstruktur (vgl. Kap. 4.1), die wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit und das regenerative 
Verhalten (vgl. Kap. 4.4) in den Regionen aus. 

Während die Wirkung der COVID-19-Pandemie auf 
die Außenwanderungen unmittelbar spürbar ist, sind 
die Folgen für die Binnenwanderung noch nicht sicher 
feststellbar. Die Außenwanderungen brachen während 
der ersten beiden Infektionswellen im Jahr 2020 jeweils 
drastisch ein. Insgesamt lag der Wanderungssaldo 2020 
mit rund 208.000 Menschen knapp 30 % niedriger als 
im Vorjahr. Im Jahr 2021 lag der Außenwanderungssal-
do bereits wieder mehr als 7 % über dem Niveau des 
Vorvorjahreszeitraums und erholte sich demnach rela-
tiv schnell wieder.

Außen- und Binnenwanderungssaldo in wachsenden und schrumpfenden Regionen 1991 bis 2020

wachsend*

schrumpfend*

Außen- Binnen-
Wanderungssaldo Wanderungssaldo Bund insgesamt

–10

–5

0

5

10

15

2020201520102005200019951991

* überdurchschnittlich wachsend und wachsend 
   bzw. überdurchschnittlich schrumpfend und schrumpfend

Wanderungssaldo je 1.000 Einwohner

Quelle: Wanderungsstatistik des 
Bundes und der Länder, Laufende 

Raumbeobachtung des BBSR 
© BBSR Bonn 2022
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Binnenwanderungsströme junger Erwachsener und Familien nach siedlungsstrukturellem Kreistyp und im Zeitvergleich
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Dargestellt sind die Binnenwanderungen im jeweiligen Fünfjahreszeitraum. Die Diagramme wurden erzeugt über sankeyMATIC  
(Web-App unter www.sankeymatic.com), Quelle: Bevölkerungsfortschreibung des Bundes und der Länder, Laufende Raumbeobachtung des BBSR 
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Binnenwanderung nach Altersgruppen
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NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

München

Stuttgart

Saarbrücken

Wiesbaden

Bremen

Hamburg

Berlin

Magdeburg

Dresden

Hannover

Kiel

Erfurt

Potsdam

Schwerin

Düsseldorf

Mainz

Ältere Menschen
(50 Jahre und älter)

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

München

Stuttgart

Saarbrücken

Wiesbaden

Bremen

Hamburg

Berlin

Magdeburg

Dresden

Hannover

Kiel

Erfurt

Potsdam

Schwerin

Düsseldorf

Mainz

Familien
(bis 17 Jahre und  30 bis 49 Jahre)

Binnenwanderungssaldo je 1.000 Einwohner der Altersgruppe
im Durchschnitt der Jahre 2016 bis 2020

bis unter −16

−16 bis unter −12

−12 bis unter −8

−8 bis unter −4

−4 bis unter 0

0 bis unter 4

4 bis unter 8

8 bis unter 12

12 bis unter 16

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

München

Stuttgart

Saarbrücken

Wiesbaden

Bremen

Hamburg

Berlin

Magdeburg

Dresden

Hannover

Kiel

Erfurt

Potsdam

Schwerin

Düsseldorf

Mainz

Junge Erwachsene
(18 bis 29 Jahre)

16 und mehr

© BBSR Bonn 2022



ATLAS DER STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG 202264

Überdurchschnittliche Fertilität, doch weniger Ge-
burten? Dieses Paradox ist einer der interessantes-
ten Aspekte, den der regionale Vergleich der Fertilität 
hervorbringt und führt das komplexe Ineinandergrei-
fen unterschiedlicher demografischer Entwicklungen 
deutlich vor Augen. Es kommt deshalb zustande, weil 
die Zahl der Geburten nicht allein von der Fertilität 
(durchschnittlich geborene Kinder je Frau) abhängt, 
sondern auch vom Anteil der Frauen im gebärfähigen 
Alter (15- bis 49-Jährige). Wanderungsbewegungen vor 
allem junger Frauen beeinflussen die Geschlechter- und 
Altersstruktur einer Region und damit den Anteil po-
tenzieller Mütter.

Durch die überproportionale Abwanderung junger 
Frauen von ländlichen Räumen in Städte und von struk-
turschwachen in prosperierende Regionen sind beson-
ders strukturschwache Regionen in Ostdeutschland 

stark von diesem Aspekt des demografischen Wandels 
betroffen. Trotz der inzwischen höchsten Fertilitätsrate 
führt der niedrige Anteil an Frauen im gebärfähigen Al-
ter hier zu einer unterdurchschnittlichen Geburtenrate. 
Darüber hinaus lässt sich auch der gegenteilige Effekt 
feststellen: Prosperierende Regionen, meist Städte und 
ihr Umland, haben durch den hohen Anteil an Frauen 
im gebärfähigen Alter trotz niedriger Fertilitätsraten 
überdurchschnittliche Geburtenraten. Da sowohl rela-
tiv als auch absolut die meisten Frauen dieser Alters-
gruppe in großen Städten leben, kommen hier die meis-
ten Kinder zur Welt. 

Überdies lässt sich auch ein genereller Trend für 
Deutschland verzeichnen. Seit Mitte der 1970er-Jahre 
schwankt die Fertilität um 1,4 bis 1,5 Kinder je Frau 
(2020: 1,6). Sie liegt damit durchschnittlich ein Drittel 
unter dem Niveau der Bestandserhaltung von 2,1 Kin-

4.4 Fertilität und Geburtenzahlen im Wandel der letzten 30 Jahre

dern. Auch wenn die regionalen Unterschiede teils er-
heblich sind, wird das Niveau der Bestandserhaltung in 
allen Regionen unterschritten. Dementsprechend wird 
jede Kindergeneration um etwa ein Drittel kleiner als 
die Elterngeneration. Ohne entsprechende Zuwande-
rung würde Deutschland langfristig schrumpfen. 

Ob sich die COVID-19-Pandemie, die damit verbunde-
nen Lockdowns und die verstärkte Bindung an das ei-
gene Zuhause auf die Geburtenzahlen auswirken, kann 
bisher nicht eindeutig beantwortet werden. Den vor-
läufigen Zahlen des Statistischen Bundesamts (Destatis 
2021) zufolge ist die Zahl der Geburten nur in den Mo-
naten Januar bis März 2021 um 6 bis 10 % höher als in 
den jeweiligen Vorjahresmonaten. Wahrscheinlich füh-
ren verschiedene, teils gegenläufige Mechanismen dazu, 
dass sich die Pandemie in Deutschland bisher kaum auf 
die Geburtenentwicklung auswirkt (vgl. BiB 2021).
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Geburtenzahlen und Fertilitätsrate im Zeitvergleich
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SOZIALSTRUKTURELLE UNTERSCHIEDE
TERESA GRUNDMANN | ANNA GRÜNE | ANTONIA MILBERT

Die Sozialstruktur einer Gesellschaft bezieht sich auf 
ihre Einteilung in soziale Gruppen. Soziale Ungleich-
heit und ihre Entwicklung sind deshalb ein Grad-
messer für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. In 
hoch entwickelten Staaten wie der Bundesrepublik 
Deutschland umfasst soziale Ungleichheit vor allem 
die Betrachtung relativer Armut, also Armut im Ver-
hältnis zum allgemeinen Lebensstandard, und Ar-
mutsrisiken sowie Möglichkeiten der sozialen Mobili-
tät, also eines Wechsels zwischen Sozialgruppen. Von 
Bedeutung sind hier nicht nur die Zustandsbeschrei-
bungen, sondern auch die Teilhabemöglichkeiten am 
soziokulturellen Leben, die mit der sozialen Schicht-
zugehörigkeit zusammenhängen. Des Weiteren geht es 
um bestehende Armutsrisiken von Personengruppen, 
deren soziale Lebensbedingungen die Teilhabe auf 
dem Arbeitsmarkt erschweren, welcher als zentrale 
Schnittstelle einer eigenständigen und auskömmli-
chen Lebensführung und somit der grundlegenden 
sozialen Teilhabe gilt.

In der regionalen Perspektive steht nicht das Individu-
um, sondern der Umfang der von relativer Armut be-
troffenen Bevölkerung im Vordergrund. Raumbezoge-
ne soziale Ungleichheiten entstehen durch die ungleiche 
Verteilung der Gewinne und Kosten wirtschaftlicher 
Produktion. Das betrifft sowohl den Besitz als auch die 
Fähigkeit zur Allokation von materiellem, psychischem 
und kulturellem Wohlstand (vgl. Redepenning 2013: 7). 
Sozialausgaben belasten die kommunalen Haushalte 
und schmälern die finanziellen Kapazitäten für Inves-
titionen und freiwillige kommunale Aufgaben mitunter 
empfindlich (vgl. Junkernheinrich/Micosatt 2017: 102). 
Zu der individuellen Benachteiligung kommt in diesen 
Fällen eine geographische Beeinträchtigung hinzu. 

„Vor dem Virus sind alle gleich“ lautete in der An-
fangsphase der COVID-19-Pandemie ein vielzitierter 
Satz. Ansteckung und Tod schienen Arme und Reiche 
scheinbar gleichermaßen zu treffen. Die erste Ausbrei-
tungswelle wurde somit auch von einer gut vernetzten, 

sozial und räumlich aktiven Gruppe verbreitet (vgl. 
Holzer 2020). Doch im ersten Pandemieherbst wurde 
deutlich, dass sich sozial schwächere Personengrup-
pen schlechter sozial isolieren können, dadurch einer 
höheren Ansteckungsgefahr unterliegen und als Be-
schäftigte im Niedriglohnsektor am stärksten von den 
kontaktbeschränkenden Schließungen der Gastrono-
mie und anderer Branchen betroffen waren (vgl. But-
terwegge 2020). Seitdem wächst der wissenschaftliche 
und öffentliche Diskurs zur sozialen Ungleichheit in der 
COVID-19-Krise. Während es durchaus verschiedene 
Untersuchungen zur räumlich-sozialen Segregation 
und ihrem Einfluss auf die Ausbreitung des Virus gibt 
(vgl. Schultze-Böing 2022; Dragano et al. 2021; Endt et 
al. 2021), sind die wirtschaftlichen Effekte der Pande-
mie auf soziale Ungleichheiten zwischen den Regionen 
noch nicht absehbar. Die Momentaufnahmen von 2020 
weisen nicht auf neue regionale Ungleichheiten hin, al-
lerdings greifen vielfach auch noch die sozialen Sonder-
regelungen und Unterstützungsmechanismen.
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In diesem Atlas werden strukturelle Unterschiede zwi-
schen Regionen und Städten betrachtet. Um soziale 
Disparitäten zu untersuchen, ist es jedoch sinnvoll, 
eine Betrachtungsebene tiefer zu gehen, da soziale Un-
gleichheiten meist kleinräumig unterhalb der Gemein-
deebene sichtbar werden. Während sich Indikatoren, 
die regelmäßig für die Beschreibung sozialer Benach-
teiligung verwendet werden, wie etwa die Anzahl der 
Transferleistungsbeziehenden, regional weniger stark 
unterscheiden, können innerstädtisch teilweise erheb-
liche Differenzen zwischen Stadtteilen auftreten. Mit 
dem kommunalstatistischen Gemeinschaftsprojekt der 
Innerstädtischen Raumbeobachtung (IRB) liegen für 56 
größere Städte kleinräumige Daten auf Stadtteilebene 
vor, die es ermöglichen, innerstädtische Disparitäten 
darzustellen. Dieses Kapitel zeigt die Spannbreite sozi-
aler Indikatoren und ihrer Entwicklung innerhalb von 
Städten über die letzten Jahre auf. Die Auswertungen 
basieren auf Daten für 50 Städte, für die vollständige 
Datensätze vorliegen.

Vor der Pandemie erlebte Deutschland eine prosperie-
rende konjunkturelle Entwicklung. Insbesondere die 
gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt führte dazu, 
dass Arbeitslosenzahlen und die Zahl der Personen, 
die Transferleistungen beziehen, gesunken ist bzw. sta-
gnierte. Die Zuwanderung von Schutzsuchenden kehrte 
diesen rückläufigen Trend nur kurzzeitig um. Zwischen 
2015 und 2019 ging in den betrachteten Städten der An-
teil der Personen, die SGB-II-Leistungen erhalten von 
10,2 auf 9,7 % zurück, bevor er 2020 wieder leicht auf 
9,9 % anstieg. Bei den unter 18-Jährigen lebte 2020 be-

reits mehr als jedes fünfte Kind in einer Bedarfsgemein-
schaft. Diese Zahlen rücken verstärkt in den Fokus der 
Politik, da eine ungleiche Chancenverteilung schon im 
frühen Kindesalter meist große Auswirkungen auf die 
spätere Lebenslage hat.

Auch wenn sich die gesamtgesellschaftliche Lage ver-
bessert hat, gibt es in Städten kleinräumig erhebliche 
sozialräumliche Disparitäten. Häufig konzentrieren sich 
von Armut gefährdete Personen aufgrund der kleinräu-
mig unterschiedlichen Wohnungsmärkte in einzelnen 
Stadtteilen. Stadtteile ohne Transferleistungsbeziehende 
stehen somit Stadtteilen gegenüber, in denen 70 % der 
Bevölkerung Transferleistungen bezieht. Bei den unter 
18-jährigen Leistungsbeziehenden ist die Spanne noch 
breiter. Süddeutsche Städte weisen hier im gesamtdeut-
schen Vergleich geringere Quoten auf. 

Die sichtbaren Polarisierungstendenzen haben in den 
letzten Jahren weiter zugenommen. Stadtteile, die oh-
nehin schon hohen sozialen Belastungen ausgesetzt 
waren, wurden durch die Fluchtzuwanderung und 
steigende Mietpreisentwicklungen zusätzlich gefordert. 
Soziale Problemlagen überlagern sich häufig mit städ-
tebaulichen, umweltrelevanten und weiteren Problem-
lagen, die zusätzlich auf die Lebensverhältnisse vor Ort 
wirken. 

Während der COVID-19-Pandemie wurden diese Zu-
sammenhänge deutlich. Verschiedene Studien, etwa 
durch das Fraunhofer-Institut für Intelligente Analy-
se- und Informationssysteme in Köln (IAIS, 2022) oder 

ZEIT ONLINE (Endt et al. 2021), zeigen, dass benach-
teiligte Stadtteile stärker von der Pandemie betroffen 
sind. Dort sind die Inzidenzen im Durchschnitt höher 
als in wohlhabenderen Stadtteilen. Dies hat vielfältige 
Gründe: 
 ■ beengte Wohnverhältnisse aufgrund einer hohen Be-

bauungsdichte und größeren Haushaltsgrößen,
 ■ berufliche Tätigkeiten, bei denen kein Homeoffice 

möglich ist,
 ■ Sprachbarrieren bei der Informationsvermittlung zu 

Test- und Impfmöglichkeiten.

Als Resultat haben einige Großstädte ihre Maßnahmen 
zur Eindämmung der Pandemie sozialräumlich ausge-
richtet. Beispielsweise wurden gezielt niedrigschwellige 
Impfkampagnen in benachteiligten Stadtteilen durch-
geführt, um die am stärksten betroffenen Menschen 
besser zu erreichen. Auch in anderen Bereichen wie 
Städtebau, Bildung oder Soziales ist es häufig sinnvoll, 
die Politik auf den Sozialraum auszurichten, um gezielt 
die Menschen zu unterstützen, die die höchsten Bedarfe 
aufweisen, und somit soziale Disparitäten abzubauen.

5.1 Innerstädtische Disparitäten der Sozialstruktur

Sozialstruktur – Kennzahlen für 50 Großstädte 2020

Quelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR © BBSR Bonn 2022

Kennzahlen (2020, 50 Städte) absolut anteilig in %

Personen im Transfer bezug nach SGB II 2.318.945 10,4

Kinder im Transferbezug nach SGB II 761.335 21,2

Personen mit ausländischer 
 Staatsbürgerschaft 4.420.571 19,8
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Sozialstruktur in deutschen Groß- und Mittelstädten 2020
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SGB-II-Transferleistungsbeziehende nach Stadtteil (2020, 50 Städte)
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Innerstädtische Raumbeobachtung
Die Innerstädtische Raumbeobachtung (IRB) ist ein kommunalstatistisches Kooperationsprojekt, an dem sich 
58 (Groß-)Städte beteiligen. Es stehen Daten für über 400 Merkmale aus den Bereichen Demogra�e, Arbeitsmarkt, 
Soziales und Wohnen zur Verfügung. Eine Zeitreihenbildung ist rückblickend bis zum Jahr 2002 möglich. Das BBSR 
übernimmt die Geschäftsstellenfunktion, sammelt und plausibilisiert die Daten jährlich.
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Das Einkommen ist ein Indikator für soziale Unter-
schiede, da es maßgeblich über die Möglichkeiten zur 
Lebensführung und die Teilhabe in allen Lebensfra-
gen entscheidet. Für den regionalen Vergleich sind 
das durchschnittliche Haushaltseinkommen oder das 
Medianeinkommen der Beschäftigten oft die einzigen 
verlässlichen Kennzahlen zur Kartierung regionaler 
sozialer Ungleichheit. Diese lässt sich allerdings nicht 
allein am Merkmal „Einkommen“ manifestieren. Kapi-
talbesitz, berufliche Stellungen und damit verbundene 
Privilegien, soziokulturell vermittelte Abgrenzungen, 
Mentalitäten, Lebensstile und Milieus führen zu einer 
vielschichtigen Gesellschaftsstruktur innerhalb der und 
zwischen den Einkommensschichten (vgl. Hradil 2015). 

In der Debatte um (zunehmende) soziale Ungleichheit 
überwiegen die Untersuchungen zur Armut. Etwa jede 
sechste Person in Deutschland ist von Armut gefährdet. 
Zu den stärksten Treibern von Armut gehören Erwerbs-
losigkeit, dauerhafte Niedrigeinkommen, Kinderreich-
tum oder der Umstand, allein für die Erziehung eines 
Kindes verantwortlich zu sein. Auch Schicksalsschläge 
wie eine Trennung oder der Tod der Lebenspartnerin 
oder des Lebenspartners können Armut begünstigen. 
Das Armutsrisiko eines Menschen wird umso größer, 
je mehr dieser Faktoren eintreten. Der Anteil mehr-
fachbenachteiligter Menschen in einer Region lässt sich 
statistisch jedoch nicht erfassen. Im Kartogramm wird 
versucht, die Vielschichtigkeit von Problemlagen durch 
die Überlagerung verschiedener Indikatoren darzustel-
len. Es vergrößert und verkleinert die Stadt- und Land-
kreise proportional zur Bevölkerung, um den Lebens-
bedingungen der in den Regionen lebenden Menschen 
besser Rechnung zu tragen. Durch die kartografische 
Verschränkung ist erkennbar, in welchen Regionen re-
lativ viele Menschen überproportional von Armut ge-
fährdet sind, weil dort die Einkommen im Durchschnitt 

niedrig sind und/oder überdurchschnittlich viele Haus-
halte mit drei und mehr Kindern leben. Andererseits 
gibt es auch in Süddeutschland viele wohlhabendere 
Landkreise mit einem überdurchschnittlichen Anteil an 
kinderreichen Haushalten. In Kreisen mit einem über-
durchschnittlichen Anteil an Einpersonenhaushalten 
fallen die Durchschnittseinkommen tendenziell nied-
riger aus. Allerdings steigt das Armutsrisiko in dieser 
Konstellation nur in den Städten des Ruhrgebiets und 
den strukturschwachen Regionen im Süden Sachsen-
Anhalts und der angrenzenden sächsischen Stadt und 
dem Landkreis Leipzig. 

Die objektiven Zahlen decken sich nicht zwangsläufig 
mit der subjektiven Schichtzugehörigkeit und der eige-
nen Wahrnehmung der Lebensumstände. Hierzu fehlen 
jedoch regionale Informationen. In der Sozialforschung 
sind die für die Zwecke der Konsum- und Marktfor-
schung konzipierten Sinus-Milieus nicht unumstritten 
(vgl. Ilg 2014). Exemplarisch seien hier dennoch zwei 
Gruppen dargestellt, die auf spezifische Weise neue Ein-
stellungs- und Verhaltensweisen repräsentieren: Vor-
wiegend in westdeutschen Regionen finden sich Milieus 
mit postmaterialistischen Einstellungen, die gesteiger-
ten Wert auf eine ökologisch nachhaltige Lebensweise 
legen. Ein überdurchschnittlicher Anteil dieser Haus-
halte findet sich in Städten und wohlhabenderen Land-
kreisen. Eine stärkere Konsumfreude und Orientierung 
am Lifestyle-Mainstream wird der (unteren) bürger-
lichen Mitte und dem hedonistischen Milieu attestiert. 
Ein überdurchschnittlich hoher Anteil dieser Milieus ist 
in vielen Landkreisen Ostdeutschlands anzutreffen. 

Untersuchungen zum Zusammenhang der sozialen Lage 
und der COVID-19-Pandemie sind zahlreich. Ärmere 
Bevölkerungsschichten tragen ein höheres Risiko einer 
SARS-CoV-2-Infektion durch eine höhere Exposition 

(Arbeits- und Wohnbedingungen), Vulnerabilität (Vor-
erkrankungen) und geringere Versorgung sowie Vor-
sorge (Versicherungsstatus, eigenfinanzierte Therapien) 
(vgl. Heisig 2021). Personen mit niedrigen Einkommen 
konnten die pandemiebedingten Verdienstausfälle we-
niger abfedern (vgl. Schulten 2020). Dauderstädt (2021) 
kommt in einer Querauswertung verschiedener Studien 
zu den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zum 
Schluss, dass die Ungleichheit der Markteinkommen 
2020 wahrscheinlich etwas zugenommen hat, die Un-
gleichheit der verfügbaren Einkommen jedoch annä-
hernd gleichblieb. Stärkere Einkommenseinbußen bei 
Haushalten mit niedrigem Einkommen konnten durch 
die Corona-Hilfspakete abgefedert werden, wenngleich 
diese von einigen Expertinnen und Experten als nicht 
hinreichend eingestuft werden (vgl. Butterwegge 2020; 
Schulten 2020). Zumindest zu Beginn der Pandemie 
betrug der Bevölkerungsanteil mit rückläufigen Haus-
haltseinkommen im untersten Einkommensquintil 
etwa 35 % und in den mittleren bis oberen Quintilen 
gut 40 % (vgl. Goebel/Krause 2021: 493).

5.2 Haushaltseinkommen und Statusunterschiede

Durchschnittswerte der ausgewählten Indikatoren in 
Deutschland 2019

* Schätzung

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung des Bundes und der Länder, nexiga, 
Mikrozensus, MB-Micromarketing GmbH, Laufende Raumbeobachtung des BBSR

Indikator Ø

Durchschnittliches verfügbares Einkommen pro Haushalt 
und Monat in Euro 3.957

Anteil der von Armut gefährdeten Bevölkerung in % 16,2

Anteil der Einpersonenhaushalte in % 41,5

Anteil der Haushalte mit drei und mehr Kindern in % 3,5

Anteil der Haushalte im liberal-intellektuellen und sozial-
ökologischen Milieu in %* 14,4

Anteil der Haushalte der bürgerlichen Mitte und im 
hedonistischen Milieu in %* 27,9
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Haushalts- und Sozialstruktur 2019/2020

bis unter 3.400

3.400 bis unter 3.800

3.800 bis unter 4.200

4.200 bis unter 4.600

4.600 und mehr

Durchschnittliches verfügbares Einkommen 
pro Haushalt und Monat 2019 in Euro

Datenbasis: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung des Bundes und der Länder, nexiga
Mikrozensus, MB-Micromarketing GmbH, Laufende Raumbeobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: Kreise und Raumordnungsregionen (generalisiert), 
Stand 31.12.2019 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: A. Milbert

Die Größe der Waben im bevölkerungsproportionalen Kartogramm
verhält sich proportional zu ihrer Einwohnerzahl – Methode: Mosaic Hexagonal

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " " " " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " "

" " "

" " "

" " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " "

" " " "

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

!

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0
#0

#0

#0
#0

#0

#0 #0

#0

#0
#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0
#0

#0

#0

#0

#0 #0

#0

#0

#0

#0
#0

#0 #0

#0

#0
#0 #0

#0

#0

#0

#0

#0#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0

#0
#0

#0

#0 #0
#0

#0

#0
#0

kjkj
kj

kj

kj

kj

kj
kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj
kjkj

kj

kj

kj

kj
kj

kj

kj

kj

kj

kj
kj kj

kj

kj

kj

kj
kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj

kj
kj

kj

kj

kj

kj

kj

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

 

 

 

 

 

 

 

  
  

 

 

 

 

 

Kiel

Mainz

Erfurt

Berlin

Bremen

Potsdam

Dresden

Hamburg

München

Schwerin

Hannover
Magdeburg

Stuttgart

Düsseldorf

Saarbrücken

Wiesbaden

kj 5 % und mehr der Haushalte haben mindestens 3 Kinder

#0 45 % und mehr der Haushalte sind ein Einpersonenhaushalt

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

" " " " " "

20 % und mehr der Bevölkerung sind von Armut gefährdet*

Armutsgefährung

Haushaltsgröße und -struktur

Sinus-Milieus
sehr wahrscheinlich gehören mindestens 16 % der Haushalte 
zum postmaterialistisch, umwelt- und klimasensiblen, kosmopolitisch
orientierten Milieu (liberal-intellektuelles und sozial-ökologisches Milieu)
sehr wahrscheinlich gehören mindestens 30 % der Haushalte 
zum konsumfreudigen, in der Mitte verankerten aber eher gegen den 
progressiven Mainstream orientierten Milieu (bürgerliche Mitte und 
hedonistisches Milieu)

* Anteil der Personen mit einem Äquivalenzeinkommen von weniger als 60 % des 
  Medians der Äquivalenzeinkommen der Bevölkerung in Privathaushalten am Ort 
  der Hauptwohnung, Basis Mikrozensus auf Ebene der Raumordnungsregionen
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„Ein Privathaushalt ist dann überschuldet, wenn Ein-
kommen und Vermögen aller Haushaltsmitglieder über 
einen längeren Zeitraum trotz Reduzierung des Lebens-
standards nicht ausreichen, um fällige Forderungen zu 
begleichen“ (BMAS 2008: 41). Seit 1999 können auch 
Privatpersonen ein Insolvenzverfahren beantragen, um 
nach einer „Probezeit“ von ihren Restschulden befreit 
zu werden und einen Neustart beginnen zu können. 
Die Insolvenzstatistik ist eine verlässliche Quelle über 
die Verschuldung von Privathaushalten und ihre Ent-
wicklung, obwohl sie das Ausmaß der Überschuldung 
und Überschuldungsrisiken nur zu einem Bruchteil 
abbildet. Während 2010 bis 2021 durchschnittlich nur 
1,2 Verbraucherinsolvenzen pro 1.000 Einwohner ab 
18 Jahren beantragt wurden, wird die Zahl überschul-
deter Personen für diesen Zeitraum auf im Durchschnitt 
10 bis 11 % der Bevölkerung geschätzt (vgl. Maischatz 
2012: 76; Peters/Roggemann/Müller 2021: 18). Auch 
wenn eine absolute (Insolvenzverfahren) oder eine rela-
tive Überschuldung (z. B. über erfolglose Mahnungen, 
Kündigung von Kreditverträgen, Energiesperrungen 
und Energieratenzahlungen) nicht vorliegt, können 
Zahlungsverpflichtungen als zu hoch empfunden wer-
den. Auch diese „subjektive Überschuldung“ (Mai-
schatz 2012: 77) kann zu psychischer und finanzieller 
Überforderung führen.

Auch wenn die Bedeutung der Arbeitslosigkeit als Über-
schuldungsgrund seit 2008 stark abgenommen hat, ist 
sie aktuell weiterhin für jeden fünften Überschuldungs-
fall verantwortlich und bleibt somit die Hauptursache. 
Dauerhafte Niedrigeinkommen sind hingegen mittler-
weile in jedem zehnten Fall die Ursache. Oft ergibt sich 
eine Überschuldung aus Schicksalsschlägen bzw. nicht 
zu planenden Ereignissen, die sich häufig wechselseitig 
verstärken. Erkrankung, Sucht oder Unfall führte in je-
dem sechsten Fall zur Überschuldung. Die Trennung, 
Scheidung und der Tod der Partnerin oder des Partners 
ist bei Frauen der zweithäufigste Grund für Überschul-

dung (16,2 %), bei Männern dagegen nur der sechst-
häufigste (9,4 %). 14 % der Überschuldungen gehen auf 
unwirtschaftliche Haushaltsführung zurück, wobei es 
unter den 20- bis 25-Jährigen sogar über 29 % sind (vgl. 
BMAS 2021: 87). Eine gescheiterte Selbständigkeit ist 
für 8 % der Fälle die Ursache (vgl. Destatis 2022).

Es besteht ein enger räumlicher Zusammenhang zwi-
schen der Verschuldungsquote und Arbeitslosigkeit 
bzw. geringen Einkommen. In Nord- und Ostdeutsch-
land ist die Verschuldungsquote erheblich höher als 
in Süddeutschland, wo faktisch Vollbeschäftigung 
herrscht. Allerdings sind die durchschnittlichen Gläu-
bigerforderungen pro Verbraucherinsolvenz in Lan-
desteilen mit höherer Arbeitslosigkeit und geringeren 
Einkommen niedriger als im relativ wohlhabenderen 
Süddeutschland. Eine Erklärung hierfür sind zum Bei-
spiel Immobilienschulden, die grundsätzlich deutlich 
höher als allgemeine Konsumschulden ausfallen. 

Im ersten Jahr der COVID-19-Pandemie, insbesondere 
ab Mai 2020, sank die Zahl der Verbraucherinsolvenzen 
auf rund 41.000 Fälle, gefolgt von einem starken An-
stieg ab Oktober 2020 auf knapp 80.000 Fälle im Jahr 
2021 (vgl. Peters/Roggemann/Müller 2021: 18). Mit 
Gültigkeit zum 1. Oktober 2020 wurde die Zeit bis zur 
Restschuldentilgung von sechs auf drei Jahre verkürzt. 
Der Anstieg der Anträge nach Gesetzesänderung bestä-
tigt die abwartende Strategie der Verbraucherinnen und 
Verbraucher. Trotz verschiedener Zahlungsmoratorien 
zwischen dem 1. April 2020 und dem 30. Juni 2020 so-
wie den Corona-Hilfen wurden vor allem Personen, die 
sich bereits vor der Pandemie in prekären und heraus-
fordernden Lebenslagen befanden, finanziell hart ge-
troffen, da sie keine Rücklagen zur Überbrückung kri-
senhafter Ereignisse bilden können. Neben Menschen 
in atypischen Beschäftigungsverhältnissen, Alleiner-
ziehenden, Menschen mit geringem Einkommen oder 
Menschen ohne Arbeit hatten und haben auch Men-

schen in Minijobs, Soloselbständige und Kleinstunter-
nehmen finanzielle Einbußen durch teilweisen oder 
gänzlichen Einkommensausfall zu verkraften, während 
die Corona-Hilfen verspätet oder auch unzureichend 
bzw. nicht bedarfsgerecht ausgestaltet waren (vgl. ebd. 
2021). Einerseits wird daher erwartet, dass mehr Men-
schen durch die COVID-19-Krise in die Überschul-
dung rutschen werden. Andererseits haben viele Kon-
sumentinnen und Konsumenten ihre Ausgaben durch 
Verzicht angepasst, sodass keine erhöhten Zahlungsstö-
rungen an den Kreditmärkten beobachtet wurden (vgl. 
Donau 2022).

5.3 Verschuldung der Privathaushalte

Verbraucherinsolvenzen und Gläubigerforderungen 
2000 bis 2021

durchschnittliche Gläubigerforderungen pro Verfahren
(rechte Skala)

Verbraucherinsolvenzen, Verfahren insgesamt (linke Skala) 

je 1.000 Einwohner 
18 Jahre und älter
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Quelle: Insolvenzstatistik des Bundes und der Länder,  
Laufende Raumbeobachtung des BBSR © BBSR Bonn 2022
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Verbraucherinsolvenzen 2020
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Die Mindestsicherung soll für Menschen ohne (hinrei-
chendes) Einkommen das soziale Existenzminimum 
sicherstellen. In Deutschland werden verschiedene 
Bedarfsgruppen in der sozialen Mindestsicherung be-
dacht: Arbeitslosengeld II für erwerbsfähige und Sozi-
algeld für nicht-erwerbsfähige Arbeitssuchende, Hilfe 
zum Lebensunterhalt der Sozialhilfe außerhalb statio-
närer Sozialeinrichtungen, Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung sowie Regelleistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz. Die soziale Mindest-
sicherung ist eine wesentliche, aber nicht die einzige 
Säule der Unterstützung bedürftiger Privatpersonen 
und des Sozialtransfers (s. Kap. 6.4 „Soziale Sicherung 
des Wohnens“, daneben Kindergeld, Kinderzuschlag, 
Pflegegeld und Unterhaltsvorschuss). Des Weiteren 
gibt es nicht-monetäre Sozialtransfers, zum Beispiel in 
Form von Sozial- oder Familienpässen, Sozialtickets für 
den Öffentlichen Nahverkehr oder Gebührenerlass bei 
der Kinderbetreuung. Die Mindestsicherungsleistung 
kommt nur dann zum Tragen, wenn Bedürftigkeit vor-
liegt, weil Eigenmittel in Form von Einkommen und 
Vermögen nicht hinreichend zur Verfügung stehen und 
kein Anspruch gegenüber einer anderen Person auf Un-
terhalt besteht. In die Höhe der Mindestsicherung flie-
ßen die Anzahl und Bedürftigkeit aller Haushaltsmit-
glieder eines Leistungsempfängers ein. 

Die regionale Verteilung der Leistungsbeziehenden 
hängt stark mit der regionalen Verteilung von Arbeits-
losigkeit zusammen (vgl. Kap. 3.2), wobei in einigen 
strukturschwächeren Regionen mehr als vier Fünftel 
aller Leistungsbeziehenden nach dem zweiten Sozi-
algesetzbuch (SGB II) gefördert werden. Arbeitslose 
umfassen mit rund 76 % den größten Anteil an den 
Leistungsbeziehenden der Mindestsicherung. Leis-
tungsberechtigte mit Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung sind mit knapp 16 % die zweitgröß-
te Gruppe. Vor allem in Süddeutschland, wo in vielen 

Kreisen nahezu Vollbeschäftigung herrscht, sind min-
destens ein Fünftel der Leistungsbeziehenden Rentne-
rinnen und Rentner. 

Gerade bei der Altersarmut wird von einer hohen ver-
deckten Armut ausgegangen. Schätzungen zufolge ma-
chen etwa 60 % der leistungsberechtigten älteren Men-
schen ihren Anspruch aus Scham, Unwissenheit oder 
Geringfügigkeit nicht geltend (vgl. Buslei et al. 2019). 
Sozialverbände kritisieren seit Längerem, dass die Hür-
den für die Beantragung und die absolute Höhe der 
Leistungen für eine Teilhabe am soziokulturellen Leben 
nicht auskömmlich sind (vgl. Pieper/Schneider/Schrö-
der 2020). 

Um besondere und außergewöhnliche Belastungen 
aufgrund vorübergehender wirtschaftlicher Engpässe 
durch die COVID-19-Pandemie abzufangen, gilt für 
vom 1. März 2020 bis 31. Dezember 2022 beginnende 
Bewilligungszeiträume ein erleichterter Zugang zur So-
zialhilfe (SGB XII), indem die aufwändige Vermögens-
prüfung ausgesetzt wird. Dennoch blieben die Zahlen 
der Leistungsbeziehenden 2020 gegenüber 2019 nahezu 
gleich. So profitierten vor allem Haushalte der unteren 
Einkommensmitte vom Kurzarbeitergeld, der von allen 
Befragten der Sondererhebung des soziökonomischen 
Panels (SOEP) während der COVID-19-Krise am häu-
figsten erhaltenen Transferzahlung. Auch wurde die 
Bezugsdauer des Arbeitslosengeld I befristet verlängert 
(vgl. BMAS 2021). 

Die Wirkung der Sozialsysteme zeigt sich auch darin, 
dass Modellrechnungen zufolge die Markteinkommen 
durch die Corona-Pandemie um durchschnittlich 6 % 
und die verfügbaren Einkommen nach Steuern und 
Transferleistungen um weniger als 1 % sanken (vgl. 
Stockhausen 2021: 11). Auf Basis dieser Befunde sowie 
der raumzeitlichen Entwicklungen der Arbeitslosigkeit 

(vgl. Kap. 3.2) werden keine regionalen Verschiebun-
gen in der regionalen Betroffenheit von Mindestsiche-
rungsleistungen durch die COVID-19-Pandemie er-
wartet.

5.4 Sozialleistungen und Grundsicherung in der räumlichen Differenzierung

Leistungsbeziehende der Mindestsicherung nach Art 
der Leistung 2006 bis 2020

Millionen Leistungsbeziehende
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Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB XII

Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach SGB XII

Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Sozialstatistik des Bundes und
der Länder, Laufende Raumbeobachtung des BBSR © BBSR Bonn 2022
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Personen in der Mindestsicherungsleistung 2020 
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Das bundesdeutsche Bildungsverständnis orientiert 
sich an den Zielen individueller Fähigkeiten, die eige-
ne Lebensbiographie zu gestalten, an gesellschaftlicher 
Teilhabe, Chancengleichheit und an Ressourcen für 
die Sicherstellung und Weiterentwicklung des Arbeits-
kräftepotenzials (vgl. Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2020). Zwei Abschlusstypen am Ende der 
schulischen Laufbahn stehen für die Unterschiede im 
Bildungssystem: Die Erlangung der allgemeinen Hoch-
schulreife eröffnet die größte Vielfalt an möglichen 
Berufswegen. Dies umfasst vor allem die Aufnahme 
eines Hochschulstudiums sowie die Aufnahme eines 
dualen oder fachschulischen Ausbildungsberufs. Die 
schwierigsten Perspektiven aus Bildungssicht haben 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne Haupt-
schulabschluss. Zwar können Abschlüsse auch in spä-
teren Lebensphasen an beruflichen Schulen nachgeholt 
werden, jedoch ist damit ein deutlich erhöhter Aufwand 
für Nachqualifizierungen verbunden.

Mit den Bildungsreformen der 1960er-Jahre und der 
zunehmenden Akademisierung der Berufe stieg die 
Abiturientenquote kontinuierlich, stagniert jedoch seit 
2012 auf einem Niveau von ca. 33 % der gleichaltrigen 
Bevölkerung. Der Rückgang zwischen 2019 und 2020 
beruht auf dem Wechsel von G8 zurück nach G9 in 
Niedersachsen und Hessen ohne vollständigen Abitur-
jahrgang 2020. Im Vergleich zu den Abiturientenzahlen 
verlassen seit den 1980er-Jahren 8 bis 10 % der Gleich-
altrigen die Schule ohne Hauptschulabschluss.

Die Bildungspolitik liegt in Deutschland im Verantwor-
tungsbereich der Länder. In der räumlichen Verteilung 
sind daher sowohl hinsichtlich der allgemeinen Hoch-
schulreife als auch bezüglich der Personen ohne Haupt-
schulabschluss Unterschiede zwischen den Ländern 
erkennbar. Die Abiturientenquote liegt in städtischen 
Kreisen höher als in ländlichen Gebieten, was auch 
der besseren Erreichbarkeit und größeren Vielfalt der 

Schularten zur Erlangung der allgemeinen Hochschul-
reife geschuldet ist. In den dünn besiedelten Gebieten 
wurden hingegen seit 2008 überproportional viele be-
rufsbildende Schulen geschlossen (vgl. ebd.: 51). Feh-
lende Berufsschulen erschweren für die Jugendlichen 
den Übergang von der Schule in die Berufsausbildung. 
Der zusätzliche Aufwand, weiter entfernt liegende Be-
rufsschulen aufzusuchen, reduziert die Motivation, eine 
berufliche Ausbildung in der Region aufzunehmen, und 
führt bei einigen Schülern bereits zu einem vorzeitigen 
Schulabbruch.

Die zeitweiligen Schulschließungen während der 
 COVID-19-Pandemie und die vielen Wechsel zwi-
schen Online- und Präsenzunterricht legten offen, dass 
Deutschlands Schulen nicht hinreichend für digita-
le Lehre und digitales Lernen ausgestattet waren (vgl. 
Maaz/Diedrich 2020). Die Chancengleichheit erwies 
sich unter diesen Bedingungen als extrem abhängig von 
den materiellen (IT-Technik, Wohnverhältnisse) und 

kulturellen Ressourcen des Elternhauses (Bildungsbio-
graphie). Zwar attestierten rund 70 % der befragten 
Lehrerinnen und Lehrer, dass sie mit spontan entwi-
ckelten digitalen Angeboten ihre Schülerschaft erreich-
ten, allerdings gelang es einem Drittel nicht, kontinuier-
lich Kontakt zu den Kindern, Jugendlichen und Eltern 
zu halten. Das betraf insbesondere sozial schwächere 
Familien (vgl. Immerfall 2020: 23). Durch diese Ein-
schnitte und Probleme im Schulalltag wird eine noch 
größere Diskrepanz der Bildungserfolge in Abhängig-
keit von der sozialen Herkunft erwartet (vgl. Wrase/All-
mendinger 2020; Heinrich/Volf 2022). Zwar sind noch 
keine Effekte des Homeschoolings auf die Entwicklung 
der Schulabschlüsse messbar, allerdings kann sowohl 
ein Effekt der Schulschließungen auf Lernzeiten, Fähig-
keiten und Lernniveaus (vgl. BiB 2021), als auch auf 
steigende Ängste und Unsicherheiten der Abschluss-
klassen im Hinblick auf ihre gewünschten weiteren Bil-
dungswege festgestellt werden (vgl. ebd.; Heinrich/Volf 
2022).

5.5 Ungleichheiten schulischer Bildung

Schulabgängerinnen und Schulabgänger allgemeinbildender Schulen nach Art des Schulabschlusses  
von 1960 bis 2020

1960 bis 1991: früheres Bundesgebiet 
einschließlich Berlin-West

ohne Hauptschulabschluss

mit mittlerem Abschluss 

mit allgemeiner Hochschulreife
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Quelle: BMBF (2022), Laufende  
Raumbeobachtung des BBSR 
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Schulabgängerinnen und Schulabgänger nach Art des Abschlusses 2020 
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Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Geometrische Grundlage: GE5000 (Kreisregionen), Stand 31.12.2020 © GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: A. Grüne, A. Milbert

* Durchschnittsjahrganges der 15- bis unter
   17-Jährigen des Vorjahres

* Durchschnittsjahrgang der 18- bis unter 21-Jährigen 
   des Vorjahres, Niedersachsen: wegen Reformen 2020 
   kein vollständiger Jahrgang, Zahlen von 2019 
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WOHNEN

Wohnen ist ein zentrales Grundbedürfnis in unserer 
Gesellschaft. Die Wohnung oder das Haus ist der siche-
re Ort, das Dach über dem Kopf, der Schutz vor Ge-
fahren. Der Einfluss des Wohnens geht aber über die-
se Befriedigung eines Grundbedürfnisses weit hinaus. 
Wie Menschen wohnen und wie zufrieden sie mit ihrer 
Wohnsituation sind, hängt von vielen gesellschaftlichen 
Faktoren wie der sozialen Lage, dem Geschlecht und 
Alter, der Lebensform, Sozialisation, persönlichen Prä-
ferenzen und räumlichen bzw. lokalen Gegebenheiten 
ab. Im Laufe der Zeit bildeten sich im jeweiligen gesell-
schaftlichen Kontext verschiedene Wohnformen (u. a. 
individuelles Wohnen, gemeinschaftliches Wohnen, 
Wohnheime) heraus.

Die Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem und 
altersgerechtem Wohnraum sowie die energetische Ge-
bäudemodernisierung zur Reduzierung der Treibhaus-
gasemissionen zählen zu den wichtigsten wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Herausforderungen. Die 
Wohnungsmärkte unterliegen den konjunkturellen 
Verläufen marktwirtschaftlicher Prozesse. Aufgrund 
wachsender Nachfrage in großen Städten bei zugleich 
fehlendem Wohnraumangebot stiegen Mieten und 
Preise in den letzten Jahren kontinuierlich. Bezahlbarer 
Wohnraum wird insbesondere für Niedrigverdienende 
zur Mangelware. Aber auch Haushalte mit durchschnitt-
lichem Einkommen können die steigenden Mieten und 
Preise häufig nicht mehr bezahlen. Hinzu kommen 
kriegs- und krisenbedingte starke Steigerungen der Le-
benshaltungskosten, Wohnnebenkosten, insbesondere 
für Heizung, Warmwasser und Strom, sowie spürbare 
Zinssteigerungen, die die Wohnkostenbelastung vieler 
Haushalte zusätzlich erhöhen und die Wohneigentums-
bildung hemmen. Der Neubau von Häusern und Woh-

nungen ist ebenso wie die energetische Modernisierung 
der Gebäudebestände zusehends schwieriger umzuset-
zen.

Können sich in bestimmten Stadtquartieren nur noch 
Haushalte mit hohen Einkommen mit Wohnraum ver-
sorgen, kann das die ursprüngliche Bevölkerung dort 
verdrängen. Damit verändert sich die soziale Zusam-
mensetzung von Stadtteilen, Städten und Regionen. Da 
nicht jede Berufsgruppe vom wirtschaftlichen Erfolg 
einer Region profitiert, sind insbesondere Berufstätige 
im Niedriglohnsektor und zunehmend auch im durch-
schnittlichen Einkommensbereich auf bezahlbaren 
Wohnraum angewiesen. Ziehen diese Haushalte aus 
Kostengründen in das Umland, kann diese Verdrän-
gung weite Pendelwege bei überlasteter Verkehrsinfra-
struktur bedeuten.

Während der COVID-19-Pandemie lautete die Auffor-
derung „Bleiben Sie zu Hause“, um sich und andere vor 
Ansteckung zu schützen. Die Isolation in der Wohnung 
stellte für viele jedoch auch eine soziale Isolation dar. 
Zudem bestimmte die Ausstattung des Wohnraums, 
wie gut Homeschooling und Homeoffice funktionier-
ten. Die Quartiersqualitäten – soziales Quartier, grünes 
Quartier „Stadt der kurzen Wege“ – werden auf dieser 
Basis zukünftig neu zu bewerten sein (vgl. Oßenbrüg-
ge 2021). Viele Expertinnen und Experten erwarten 
aufgrund der Pandemie veränderte Präferenzen in den 
Wohnwünschen, insbesondere nach mehr Wohn- (und 
Arbeits-) Räumen pro Wohnung, mehr Grün in und 
an Standorten außerhalb der Enge der Stadt. Vor allem 
urban wohnende Menschen erwägen demnach einen 
Umzug in einen Vorort oder eine kleinere Großstadt 
(vgl. Dolls/Mehles 2021). Das eigene Haus im Umland 

der Stadt gewinnt somit an Attraktivität (vgl. Gugliel-
minetti et al. 2021), was die schon zuvor zu beobach-
tende preisgetriebene Suburbanisierung verstärkt (vgl. 
Rosenbaum-Feldbrügge/Sander 2020).

Durch die Kontaktbeschränkungen wurden viele Men-
schen ökonomisch hart getroffen. Verhältnismäßig 
stark betraf dies Erwerbstätige im Niedrigeinkommens-
bereich und Selbstständige (vgl. Beznoska et al. 2020). 
Insgesamt hat ein Fünftel der Haushalte in Deutschland 
keine Reserven, um drei Monate ohne Einkommen zu 
überbrücken, während gleichzeitig Mietzahlungen, Le-
bensmittelkäufe und Ausgaben für den Alltagsbedarf 
anfallen. Das Mietenmoratorium von April bis Juni 2020 
bot Schutz vor Räumungsklagen, wenn wohnungsbezo-
gene Zahlungsversäumnisse durch die COVID-19-Fol-
gen verursacht wurden (vgl. Busch-Geertsema/Henke 
2020). Langfristiger konnten jedoch die sozialstaatli-
chen Sicherungssysteme zunehmende Ungleichheiten 
der verfügbaren Einkommen abmildern. Darunter fal-
len der reformierte Kinderzuschlag und das reformierte 
Wohngeld (vgl. Beznoska/Niehues/Stockhausen 2020).

Die Folgen der COVID-19-Pandemie auf die regiona-
len Wohn- und Immobilienmärkte sowie die regionalen 
Bedarfe der Bevölkerung nach höheren Unterstützungs-
leistungen für Wohnen lassen sich mit den verfügbaren 
Zahlen noch nicht abbilden. Die Erwartungen der Ex-
pertinnen und Experten zu Art und Umfang geänderter 
Wohnpräferenzen auf die Stadt- und Regionalentwick-
lung bleiben zu diesem Zeitpunkt noch spekulativ. Über 
die räumlichen Entwicklungen der jüngeren Vergan-
genheit lassen sich dennoch die regionalen Herausfor-
derungen im Bereich Wohnen in Folge der Pandemie 
einordnen.
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Seit 2010 steigen die Angebotsmieten und die Immo-
bilienpreise in Deutschland nach stabilen Verläufen in 
den 2000er-Jahren deutlich an. Davon sind besonders 
die durch Zuzug wachsenden Städte und Gemeinden 
betroffen. Dazu zählen die großen Wirtschaftsmetro-
polen, viele Groß- und Mittelstädte mit guten Arbeits-
markt- und Ausbildungsmöglichkeiten, Umlandge-
meinden sowie touristisch geprägte Räume.

Die Ausweitung des Neubaus von Mietwohnungen 
scheint sich in einigen Regionen bemerkbar zu machen. 
Nach starken Anstiegen der Angebotsmieten in der 
letzten Dekade verringerten sich die Mietsteigerungen 
bei Wiedervermietung inserierter Wohnungen im Lau-
fe der Jahre 2020 und 2021. Die Beschränkungen durch 
die Pandemie sorgten 2020 allerdings für eine zeitwei-
se stark verringerte Zahl der Wohnungsinserate. Auch 
Wohnungsbesichtigungen waren während des ersten 
Lockdowns kaum möglich.

Bestandsmieten in bestehenden Mietverhältnissen stei-
gen in der Regel moderater als bei Neuvermietungen. 
Trotzdem besteht in vielen Wachstumsregionen ein 
Mangel an kostengünstigen Wohnungen für einkom-
mensschwache Haushalte. Die Zahl der von Bund und 
Ländern finanziell geförderten Wohnungen mit Miet-
preisbindungen nimmt seit Jahren ab, da mehr Woh-
nungen aus der Bindung fallen als neu gebaut werden. 

Die Nachfrage nach Immobilien, sowohl zur Selbstnut-
zung als auch als Anlageobjekte, war bis Ende 2021 wei-
terhin groß. Wichtige Treiber für die hohe Nachfrage 
und die Preissteigerungen waren die niedrigen Zinsen 
für Immobiliendarlehen, die Zuwanderung in die Ar-
beitsmarkt- und Ausbildungszentren sowie knappes 
und teures Bauland. So stiegen die Kaufpreise im Jahr 
2020 wie in den Vorjahren in allen Segmenten weiter 
stark an. 2021 legten die Steigerungsraten vor allem in 
den Städten noch einmal zu. So erhöhten sich die Kauf-

preise für Ein- und Zweifamilienhäuser in den sieben 
größten deutschen Städten seit Ende 2015 um 78 %. 
Die hohen Preise in den wachsenden Städten sorgen für 
zunehmende Wanderungen in das städtische Umland 
und gut erreichbare ländliche Räume. Auch dort äu-
ßern sich die Nachfragezuwächse seit einigen Jahren in 
steigenden Immobilienpreisen und Neubauzahlen. In 
dünn besiedelten ländlichen Kreisen legten die Preise 
– ausgehend von niedrigen Preisniveaus – um 62 % zu. 
Prägend sind hier besonders jene Kreise, die eine gute 
Verkehrsanbindung und wirtschaftliche Potenziale auf-
weisen. Mögliche Folgen der Pandemie wie die Verste-
tigung von Telearbeit oder mobilem Arbeiten könnten 
diese bereits bestehenden preisbedingten Wanderungs-
bewegungen noch verstärken.

Bundesweit nahmen die Preise für Wohnimmobilien 
nach dem Häuserpreisindex des Statistischen Bundes-

6.1 Entwicklung der Miet- und Immobilienpreise

amtes im dritten Quartal 2021 gegenüber dem Vorjah-
resquartal um knapp 13 % zu. Seither ist ein leichter 
Rückgang der Steigerungsraten auf 10 % im zweiten 
Quartal 2022 zu beobachten. Seit Anfang 2022 erscheint 
die Entwicklung der Immobilienpreise aufgrund kriegs- 
und krisenbedingter Folgen wie Zinsanstiegen, Ener-
giekostensteigerungen und Lieferengpässen zuneh-
mend unsicherer. In der Folge steigt die Zurückhaltung 
von Investoren bei Neubauprojekten und dem Erwerb 
von Bestandswohnungen. Auch der Erwerb von selbst-
genutztem Wohneigentum wird zusehends schwieriger.

Anmerkung: Metropolen = sieben 
größte Städte (Berlin, Hamburg, 
München, Köln,  Frankfurt am Main, 
Stuttgart, Düsseldorf )

Di�erenzierte siedlungsstruk-
turelle Kreistypen

Metropolen

weitere kreisfreie 
Großstädte

städtische Kreise

ländliche Kreise mit 
Verdichtungsansätzen 

dünn besiedelte länd-
liche Kreise

Index (Q4 2015 = 100)

Quartal und Jahr
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Q1 Q2 Q3 Q4
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Q1 Q2 Q3 Q4
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Wiedervermietungsmieten 2020
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Anmerkung:
Bei der Interpolation nach dem Inverse-Distance-Weighing-Verfahren (IDW)
wurden für das Jahr 2020 rund 121.000 georeferenzierte Einzelmietwerte
ohne Nebenkosten für unmöblierte Wohnungen im Gebäudebestand
(ohne Neubau) mit 40 bis 100 m² Wohn�äche, mittlere Wohnungsausstattung,
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angespannten Wohnungsmärkten 2021

Niveau der Wiedervermietungsmieten inserierter Wohnungen
nettokalt 2020 – IDW-Interpolation (Inverse Distance Weighting)

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten GmbH, 
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Kappungsgrenzenverordnungen der Länder (Stand: Februar 2021)  
Geometrische Grundlage: VG5000 (Länder), Stand 31.12.2020 
Gemeinden (generalisiert), Stand 31.12.2019 © GeoBasis-DE/BKG, 
Bearbeitung: J. Nielsen
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Trotz eines erkennbaren Wohnraummangels, insbeson-
dere in den großen Städten, ist die Pro-Kopf-Wohnflä-
che vieler Haushalte großzügig dimensioniert. Das liegt 
einerseits am Wunsch nach mehr individuellem Wohn-
raum, bedingt sich aber andererseits auch durch den 
hohen Anteil kleiner Haushalte. 

Die Pro-Kopf-Wohnfläche ist eine sehr stabile Größe, 
die seit den 2000er-Jahren als Gesamtwert für Deutsch-
land mehr oder weniger unverändert ist. Jedoch ist 
erkennbar, dass gerade größere Haushalte (i. d. R. mit 
einem oder zwei Kindern) im letzten Jahrzehnt stärker 
an Wohnfläche pro Kopf zugelegt haben als kleinere 
Haushalte mit einer oder zwei Personen. Auch die pan-
demiebedingten Effekte des Homeoffice mit einem stei-
genden Bedarf an privaten Arbeitsräumen werden sich 
vermutlich anhand steigender Wohnflächen zeigen.  

Die Ausstattung mit Wohnfläche ist in erster Linie eine 
Frage der Bezahlbarkeit. In den Städten ist Wohnraum 
in der Regel deutlich teurer zu kaufen oder zu mieten 
als im suburbanen Umland oder im ländlichen Raum. 
Daneben ist das Angebot an Einfamilienhäusern in 
Städten geringer als in anderen Räumen. Die baulichen 
Gegebenheiten und die Siedlungsdichte führen somit 
im Allgemeinen zu einer Beschränkung der Wohnflä-
chenversorgung in den großen Städten.

Die Pro-Kopf-Wohnfläche unterscheidet sich vor allem 
nach der Personenzahl im Haushalt. Kleine Haushalte 
mit einer Person weisen die höchsten Wohnflächen auf, 
insbesondere die Eigentümerhaushalte. Je mehr Perso-
nen im Haushalt leben, desto geringer ist die Pro-Kopf-
Wohnfläche. Dennoch weisen auch die größeren Haus-
halte noch eine gute Ausstattung mit Wohnfläche auf. 
Im regionalen Vergleich verzeichnen Eigentümer- bzw. 
Mieterhaushalte in den verschiedenen Kreis typen unter-

schiedliche Pro-Kopf-Wohnflächen. So liegt der Wert in 
den kreisfreien Großstädten am nied rigsten, während 
er in den ländlichen Kreistypen überdurchschnittlich 
ausfällt. Insgesamt und über alle siedlungsstrukturellen 
Kreistypen hinweg sind Eigentümerhaushalte besserge-
stellt als Mieterhaushalte. Am deutlichsten gestaltet sich 
dieser Unterschied bei den Einpersonenhaushalten. 
Eigentümerhaushalte wiesen im Jahr 2018 mit 52 Qua-
dratmetern deutlich höhere Werte auf als Hauptmieter-
haushalte mit 38,2 Quadratmetern pro Person. Die 
durchschnittliche Pro-Kopf-Wohnfläche in Deutsch-
land lag zum selben Zeitpunkt bei 45,6 Quadratmetern. 

Nach einzelnen Raumordnungsregionen betrachtet, 
unterscheiden sich die Pro-Kopf-Wohnflächen der 
Haushalte in zweierlei Hinsicht. Zum einen ist nach wie 
vor ein Unterschied zwischen West und Ost festzustel-
len. Zahlreiche Raumordnungsregionen in Ostdeutsch-
land weisen durchschnittliche Pro-Kopf-Wohnflächen 
von 40 bis 43 Quadratmeter auf und liegen damit weit 
unter dem bundesdeutschen Durchschnitt. Zum ande-
ren liegen die Pro-Kopf-Wohnflächen in den großstäd-
tischen Raumordnungsregionen deutlich unter denen 
der städtischen und ländlichen Regionen. Die niedrigs-
ten Werte weisen Berlin und Hamburg mit knapp unter 
40 Quadratmetern pro Person auf. Dagegen verfügen 
Haushalte in vielen ländlichen Regionen Westdeutsch-
lands (insb. Saarland, Pfalz, Niedersachsen) im Schnitt 
über mehr als 50 Quadratmeter pro Haushaltsmitglied. 

Die Corona-Pandemie führte nach Expertenmeinun-
gen zu einer erhöhten Nachfrage nach größeren Woh-
nungen mit Garten oder Terrasse und Arbeitszimmer. 
Dies wird die Wohnflächen pro Kopf weiter anwach-
sen lassen und möglicherweise zu einem veränderten 
Wohnstandortverhalten hin zu suburbanen Regionen 
führen.

6.2 Wohnflächennachfrage nach Wohnform und Haushaltsgröße

Pro-Kopf-Wohnfläche 2018 nach Wohnstatus, Haus-
haltsgröße und siedlungsstrukturellem Kreistyp

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistisches Bundesamt 
Sonderauswertung Mikrozensus Zusatzerhebung Wohnen 2018

Siedlungs-
struktureller
Kreistyp Haushalte nach Größe

Wohn status

Haupt-
mieter

Eigen-
tümer

ins-
gesamt

Wohnfläche in m²  
je Person

Deutschland Einpersonen 57,5 91,7 68,2

Zweipersonen 38,2 58,7 49,4

Drei-und-mehr- Personen 26,0 39,9 34,0

insgesamt 38,2 52,0 45,6

kreisfreie 
Großstädte

Einpersonen 54,7 85,8 60,0

Zweipersonen 36,4 55,1 42,7

Drei-und-mehr- Personen 24,6 37,2 29,0

insgesamt 36,8 50,0 40,9

städtische 
Kreise

Einpersonen 60,7 93,5 73,4

Zweipersonen 40,2 60,1 52,4

Drei-und-mehr- Personen 27,0 40,2 35,2

insgesamt 39,1 52,5 47,2

ländliche 
Kreise mit 
Verdichtungs- 
ansätzen

Einpersonen 58,8 93,0 72,3

Zweipersonen 38,9 58,7 51,6

Drei-und-mehr- Personen 27,2 40,7 36,5

insgesamt 39,6 52,1 47,7

dünn 
besiedelte 
ländliche 
Kreise

Einpersonen 58,7 93,3 72,4

Zweipersonen 38,4 58,7 51,7

Drei-und-mehr- Personen 26,8 40,7 36,4

insgesamt 39,6 52,6 48,2
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Pro-Kopf-Wohnflächen 2018
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Der Wohnungsneubau hat eine wichtige wohnungs- 
und sozialpolitische Rolle, um mehr bezahlbaren 
Wohnraum vor allem in wachsenden Städten und 
Regionen zu ermöglichen. Die hohe Nachfrage nach 
Wohnraum durch Binnen- und Außenwanderungsge-
winne sorgte seit Anfang der 2010er-Jahre neben wei-
teren Faktoren wie niedrigen Zinsen und einer hohen 
Anlagebereitschaft in vielen Regionen Deutschlands für 
steigende Immobilienpreise und Wohnungsmieten (vgl. 
Kap. 6.1).

Die Fertigstellungszahlen pro Jahr erhöhten sich zwi-
schen 2010 und 2020 um 92 % auf 306.000 Wohnungen. 
Einen großen Anteil daran hatte der Zuwachs des Ge-
schosswohnungsbaus, der insbesondere in Städten und 
Umlandkreisen realisiert wird. In ländlichen Kreisen 
dominiert weiterhin der Eigenheimbau. Im Jahr 2021 

verringerten sich erstmals seit 2010 die Neubauzahlen 
auf 293.000 Wohnungen.

Die Baugenehmigungszahlen legten auch im Jahr 2021 
weiter auf knapp 381.000 Wohnungen zu und zeigten 
sich unbeeindruckt von der Pandemie. So baute sich 
bis 2021 ein Bauüberhang von knapp 847.000 Wohnun-
gen auf. Der Bauüberhang bezeichnet genehmigte, aber 
noch nicht fertiggestellte Wohnungen. Der Zuwachs an 
Baugenehmigungen sorgt aufgrund des Zeitverzugs bis 
zur Fertigstellung der Baumaßnahmen automatisch für 
steigende Bauüberhangzahlen. Die Gründe hierfür sind 
vielfältig. Die Bauwirtschaft ist weiterhin ausgelastet 
und leidet unter einem ausgeprägten Fach- und Hilfs-
kräftemangel. Seit 2021 kommen Engpässe bei der Be-
schaffung von Roh- und Baustoffen sowie zuletzt starke 
Energiepreissteigerungen hinzu. Sie sind auf pandemie-

bedingte Produktions- und Lieferverzögerungen sowie 
auf die Folgen des Ukrainekrieges zurückzuführen. Die 
schnelle Regeneration der Baukonjunktur in Staaten 
wie den USA und China sorgte zusätzlich für einen in-
ternationalen Nachfragezuwachs und damit verbunde-
ne Kostensteigerungen. 

Durch das Zusammenspiel dieser Faktoren verzögern 
und verteuern sich viele Bauprojekte, sodass es immer 
schwieriger wird, bezahlbaren Wohnraum im Neubau 
zu realisieren. Aber auch Baumaßnahmen am Gebäu-
debestand werden immer teurer. Der Bedarf an Arbeits-
kräften zur Umsetzung von energetischen Modernisie-
rungsmaßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele 
und für die Schaffung von mehr Barrierefreiheit im Zu-
sammenhang mit der alternden Gesellschaft ist groß.

6.3 Neubau von Wohnungen

Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäudeart und Kreistypen 2005 bis 2020

Anmerkung: Große kreisfreie Großstädte mit mindestens 
500.000 Einwohnern

Di�erenzierte siedlungsstrukturelle Kreistypen

große kreisfreie Großstädte
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städtische Kreise

ländliche Kreise
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 (Umschätzungen nach Zensuskorrektur bis 2010 durch das BBSR) 
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Baufertigstellungen von Wohnungen nach Gebäudeart 2021
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Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, Statistik der Baufertigstellung und Fortschreibung des Bevölkerungsstandes des Bundes und der Länder, 
Geometrische Grundlage: VG5000 (Kreise), Stand 31.12.2020 © GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: A. Grüne, J. Nielsen

*Bevölkerung: Stand 2019
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Wenn Menschen und ihre Familien von Arbeitslosigkeit 
betroffen sind oder nur über eine geringe Rente bzw. ein 
geringes Einkommen verfügen, erhalten sie staatliche 
Unterstützung für die Wohnkosten. Zwei zentrale Sozi-
alsysteme für das Wohnen sind das Wohngeld und die 
Übernahme der Kosten der Unterkunft (KdU) im Rah-
men der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach SGB 
II und SGB XII. Mit diesen Leistungen1 beteiligt sich die 
öffentliche Hand in Kreisen und kreisfreien Städten bei 
bis zu einem Fünftel aller Mietwohnungen an der Miete.

Die KdU werden grundsätzlich in tatsächlicher Höhe 
als Bedarf anerkannt und übernommen – sofern sie 
nicht unangemessen hoch sind. Während der COVID-
19-Pandemie wurde eine Ausnahmeregelung geschaf-
fen, nach der die KdU ungekürzt übernommen werden 
und nicht nur bis zu der von den Kommunen vorge-
gebenen angemessenen Höhe. So wurde sichergestellt, 
dass die Wohnkosten der Haushalte mit Grundsiche-
rungsbezug gedeckt sind, auch wenn diese infolge der 
Pandemie in wirtschaftliche Schwierigkeiten gerieten.

Das Wohngeld ist ein Zuschuss zu den Wohnkosten für 
Haushalte, die zwar nicht auf Grundsicherungsleistun-
gen angewiesen sind, aber dennoch nur ein geringes ei-
genes Einkommen beziehen. Mithilfe des Wohngeldes 
werden die Wohnkosten als Miet- oder Lastenzuschuss 
für selbstnutzende Eigentümer auf ein tragbares Maß 
reduziert. Das Wohngeld ist dabei an die Situation auf 
den regionalen Wohnungsmärkten angepasst. In Regio-
nen mit hohem Mietpreisniveau erhalten die Haushalte 
meist entsprechend mehr Wohngeld als in Kreisen und 
Städten mit niedrigeren Wohnkosten. Alleinlebende 

(1) Die Wohnkosten werden auch bei weiteren Sozialleistungen 
berücksichtigt, insbesondere bei der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung nach SGB XII.

Rentnerinnen und Rentner2 erhielten beispielsweise 
im Jahr 2020 bei einer durchschnittlichen Miete von 
361 Euro einen durchschnittlichen Mietzuschuss in 
Höhe von 102 Euro Wohngeld pro Monat. Rund ein 
Viertel der Miete wurden somit durch das Wohngeld 
abgedeckt.

Da viele Haushalte infolge der COVID-19-Pandemie 
Einkommenseinbußen zu verkraften hatten, konn-
ten zusätzliche Haushalte eine Leistungsberechtigung 
für das Wohngeld erhalten. Gleichzeitig konnten sich 
Wohngeldansprüche bisheriger Empfängerhaushalte 
erhöhen. Die Antragsbearbeitung in den Wohngeldbe-
hörden wurde hierfür vereinfacht und beschleunigt. In 
der Krise kann das Wohngeld somit die Mietzahlungs-
fähigkeit der betreffenden Haushalte gewährleisten und 
die Wohnkostenbelastung stabilisieren. Dazu tragen 
auch verschiedene Leistungsverbesserungen des Wohn-
geldes bei, die während der Pandemie in Kraft traten. 
Insbesondere durch die Wohngeldreform 2020 erhöhte 
sich das Wohngeld für viele Haushalte. Seit 2021 wer-
den Wohngeldhaushalte zudem mit der Wohngeld-
CO₂-Komponente bei steigenden Heizkosten gezielt 
entlastet. 2022 wurde das Wohngeld mit der sogenann-
ten Dynamisierung erstmals automatisch an die allge-
meine Miet- und Einkommensentwicklung angepasst.

(2) Hauptmieterinnen und Hauptmieter in reinen Wohngeldhaus-
halten.

6.4 Wohngeld – soziale Sicherung des Wohnens

Mietwohnungen und soziale Sicherung des  
Wohnens 2020

100 km

Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung; Statistisches Bundesamt:
Mikrozensus 2018 (Hauptmieterhaushalte), Wohngeldstatistik 2020 (reine Wohn-
geldhaushalte, Hauptmieter), Sozialhilfestatistik 2020 (Haushalte (geschätzt) mit
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB XII außerhalb von
Einrichtungen mit Aufwendungen für Unterkunft und Heizung); Bundesagentur
für Arbeit: Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach SGB II 2020
(Bedarfsgemeinschaften (Miete) mit lfd. anerk. KdU) 
Geometrische Grundlage: GE5000 (Raumordnungsregionen), Stand 31.12.2020
© GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: A. Grüne, M. Haake, N. Oettgen     
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Miete und Wohngeld alleinlebender Rentnerinnen und Rentner 2020
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** Italien und Nordmazedonien: 2019; Vereinigtes Königreich, Island und Kosovo: 2018       *** Hypothek oder Darlehen
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* Bevölkerungsanteil in Haushalten, in dem die Gesamtwohnkosten (abzüglich Wohnungsbeihilfen) mehr als 40 % des insgesamt verfügbaren Haushaltseinkommens (abzüglich Wohnungsbeihilfen) betragen. 

Hinsichtlich der Wohnbesitzverhältnisse lässt sich Eu-
ropa in drei Kategorien teilen. In den osteuropäischen 
Ländern ist der Wohneigentumsanteil hoch. Er reicht 
von 77 % in Tschechien bis 98 % in Rumänien. Norwe-
gen reiht sich in diese Spanne ein und bildet sowohl für 
West- als auch für Nordeuropa eine Ausnahme. Eben-
falls hoch sind die Wohneigentumsquoten in den süd-
westlichen Ländern. In Italien liegt der Wert bei 79 % 
und in Spanien bei 82 %. Am niedrigsten sind die Ei-
gentümeranteile in der Schweiz (42 %), Deutschland 
(46 %) und Österreich (52 %). Sie liegen deutlich unter 
dem EU-27-Durchschnitt von 71 %.

Die Notwendigkeit, einen Erwerb über Kredite zu fi-
nanzieren, ist in den nordischen Ländern und in den 
Niederlanden am größten. Hier werden rund 50 % des 
Eigentumserwerbs über Hypotheken oder Darlehen 
abgesichert. In Deutschland sind es im Vergleich hier-
zu 46 %. Der EU-27-Durchschnitt liegt dagegen bei nur 
16 % und begründet sich durch die niedrigen Kredit- 
und Hypothekenanteile in den osteuropäischen Län-
dern. Zweifelsfrei sind diese niedrigen Quoten durch die 
Privatisierung der Wohnungen aus staatlicher Hand in 
den 1990er-Jahren zu erklären. Die ursprünglich gerin-
ge finanzielle Belastung der Eigentümer dürfte sich hier 
aber durch den finanziellen Aufwand der Eigentumser-

6.5 Blick über die Grenzen: Immobilieneigentum in Deutschland und Europa

Quote der Überbelastung durch Wohnkosten* nach Eigentumsverhältnis 2020**

haltung nachträglich ändern. Der Prozentsatz der Be-
völkerung, der in einem durch Wohnkosten finanziell 
belasteten Haushalt lebt, weil die Gesamtwohnkosten 
(abzüglich Wohnungsbeihilfen) mehr als 40 % des für 
Konsum und Ersparnis verfügbaren Haushaltseinkom-
mens (abzüglich Wohnungsbeihilfen) betragen, ist in 
Haushalten, die zur Miete leben, grundsätzlich höher 
als bei Eigentümerhaushalten. In Deutschland sind rund 
25 % der Haushalte, die zur Miete nach Marktpreisen 
wohnen, finanziell durch Wohnkosten belastet, in Öster-
reich knapp 12 % und im Vereinigten Königreich 38 %. 
In Griechenland beträgt dieser Prozentsatz fast 80 %, was 
durch die Nachwehen der Finanzkrise zu erklären ist.

Quelle: Eurostat, EU-SILC Erhebung [ilc_lvho07c] © BBSR Bonn 2022



89

Prishtina

Roma

Riga

Bern

Wien

Kyiv

Paris

Praha

Minsk

Lisboa

Skopje

Zagreb

Ankara

Madrid

Tirana

Sofiya

London
Berlin

Dublin

Athinai

Tallinn

Nicosia

Beograd

Vilnius

Valletta

Kishinev

Sarajevo

Helsinki

Budapest

Warszawa

Podgorica

Ljubljana

Stockholm

Reykjavik

København

Bucuresti

Amsterdam

Bratislava

Luxembourg

Bruxelles/Brussel

Oslo

Moskva

500 km

Anteil der Bevölkerung, der in einer 
eigenen Wohnimmobilie lebt, 2020* in %

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung Europa, 
Datengrundlage: Eurostat,  EU-SILC Erhebung
 [ilc_lvho02]
Geometrische Grundlage: GfK GeoMarketing, 
Regionen NUTS 0
Bearbeitung: L. Kiel

bis unter 50

50 bis unter 60

60 bis unter 70

70 bis unter 80

80 bis unter 90

90 und mehr

Bevölkerungsanteile nach Wohnbesitz
(in Mio. Einwohnern)

in eigener Wohnimmobilie mit 
�nanzieller Belastung**
in eigener Wohnimmobilie ohne 
�nanzielle Belastung**

zur Miete (Marktpreis)

zur Miete (ermäßigt oder 
unengeltlich)

* Italien und Nordmazedonien: 2019; 
   Vereinigtes Königreich, Island 
   und Kosovo: 2018;

  ** Darlehen oder Hypothek

1
5

10
25

50

83,2 (DE)

© BBSR Bonn 2022

WOHNEN

Wohnverhältnisse und Wohnkostenbelastung in Deutschland und Europa 2020



GLEICHSTELLUNG VON 
FRAUEN UND MÄNNERN 

IN DEN REGIONEN

7

7.1 Der Gender-Index in den Stadt- und Landkreisen

7.2 Geschlechterverhältnisse in bestimmten Altersgruppen

7.3 Berufliche Gleichstellung von Frauen und Männern in der regionalen Perspektive

7.4 Who cares? Betreuung von Kindern und Pflegebedürftige nach Geschlecht



ATLAS DER STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG 2022 91

Im Vertrag von Amsterdam aus dem Jahr 1997 ver-
pflichten sich alle Mitgliedsstaaten der EU, die Chan-
cengleichheit der Geschlechter als Ziel in allen Poli-
tikbereichen zu verankern. Auch die Regional- und 
Stadtentwicklungspolitik ist damit dem Gender-Main-
streaming verpflichtet, denn alle Bereiche des Lebens, 
ob Arbeit, Wohnen, Erholung oder Konsum, vollziehen 
sich im Raum. Die Ausstattung des Raums wirkt somit 
zwangsläufig auf die Lebensgestaltung von Frauen und 
Männern. Städte und Regionen sollten so ausgestattet 
sein, dass Frauen und Männer ihr Leben innerhalb der 
vorhandenen Angebote und Strukturen und mithil-
fe der Standortnetze und -verbindungen mit gleichen 
Chancen bedarfsgerecht gestalten können. 

Für die Betrachtung der regionalen Gleichstellung zwi-
schen Frauen und Männern sind zwei Konzeptionen re-
levant: Unter meritokratischer Chancengleichheit werden 
faire Zugangschancen verstanden, um Wettbewerbsver-
zerrungen und strukturelle Benachteiligungen als politi-
sche Reaktion zu beseitigen. Unter demokratischer Chan-
cengleichheit wird die gleiche Repräsentation von Frauen 
und Männern in Ämtern und Positionen verstanden, so-
dass die Belange beider Geschlechter in Entscheidungs-
prozessen gleiches Gehör finden (vgl. Lindner 2018). 

In der Analyse regionaler Gleichstellung finden beide 
Konzepte ihren Ausdruck über Vergleichsmaße. Haben 
beispielsweise Frauen und Männer die gleichen beruf-
lichen Aufstiegschancen, dann unterscheiden sich die 
geschlechtsspezifischen Beteiligungsquoten in Berufen 
unterschiedlicher Anforderungsprofile nicht bzw. kaum 
voneinander. Das bedeutet nicht, dass alle Frauen und 

Männer den gleichen Werdegang einschlagen oder den 
gleichen Verdienst beziehen müssen. Finden sich jedoch 
mehr oder weniger gleich viele Frauen wie Männer in 
niedrig-, mittel- und hochbezahlten Jobs, so schlagen 
sich die individuellen Verdienstunterschiede nicht im 
regional aggregierten Durchschnittsverdienst von Frau-
en und Männern nieder. Wo in den Regionen größere 
Unterschiede zwischen Frauen und Männern zu ver-
zeichnen sind, bestehen weiterhin größere Unterschiede 
in den jeweiligen Zugangs- und Beteiligungschancen.  

Gleichstellung von Frauen und Männern ist keine ne-
bensächliche oder akademische Frage. Die Europäische 
Union wertet sie als relevanten Faktor zur Überwin-
dung von Krisen und Stärkung der Europäischen Wirt-
schaft (vgl. EIGE 2016). Dass über den Einfluss oder die 
Bedeutung von Gleichstellung auf der regionalen Ebene 
wenig bekannt ist, liegt daran, dass Gleichstellung meist 
losgelöst von regionalen Zustands- und Entwicklungs-
indikatoren erfasst und nicht mit diesen in Zusammen-
hang gesetzt wird. Das BBSR hat daher den europäi-
schen Gleichstellungsindex (Gender Equality Index) 
auf die Stadt- und Landkreise übertragen (vgl. BBSR 
2015). Mit diesem Index und seinen Teilindikatoren 
lassen sich Wechselwirkungen zwischen Gleichstellung 
und Regionalentwicklung aufzeigen.

In der Gleichstellungsdebatte und für die regionale Ent-
wicklung gelten die gleichen Zugangschancen für Frauen 
und Männer im Bereich der Bildung, auf dem Arbeits-
markt und in der politischen Repräsentation als zentral. 
Bezahlte berufliche Gleichstellung kann nicht losgelöst 
von den unbezahlten Aufgaben der Sorgearbeit für Kin-

der und Angehörige betrachtet werden (vgl. Bäcker 2018; 
BMFSFJ 2017a). Unter der Notwendigkeit häuslicher 
Betreuung durch Schul- und Kitaschließungen während 
der COVID-19-Pandemie musste in Paarbeziehungen die 
Arbeitsteilung zwischen bezahlter Lohn- und unbezahl-
ter Sorgearbeit neu ausgehandelt werden. Die Effekte auf 
eine mögliche Retraditionalisierung und Vergrößerung 
der Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern in der 
Erwerbsbeteiligung sind umstritten (vgl. BMAS 2021a). 
Eine Abnahme der Zustimmung zu egalitären Rollenvor-
stellungen hängt auch von den progressiven Einstellungen 
des vorpandemischen Niveaus ab (vgl. Danzer et al. 2021). 

Größer sind die Effekte auf die branchenspezifischen 
Risiken der Erwerbsarbeit von Frauen und Männern 
durch die kontaktbeschränkenden Maßnahmen im 
Rahmen der COVID-19-Pandemie. Frauen arbeiten 
häufiger in den von Schließungen betroffenen Betrieben 
des Dienstleistungssektors, sind überproportional in ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnissen tätig 
und waren daher – zumindest befristet – in stärkerem 
Maße von Kurzarbeit und Entlassungen betroffen als 
Männer (vgl. BMAS 2021a). Brzezinski (2021) fand in 
einer international vergleichenden Studie zu Pandemien 
seit 1968 heraus, dass Ungleichheiten in der Erwerbsbe-
teiligung von Frauen und Männern über vier bis fünf 
Jahre nach Ende der Pandemie ansteigen bzw. andauern. 

Auf den folgenden Seiten werden ausgewählte Indikato-
ren zur regionalen Gleichstellung von Frauen und Män-
nern dargestellt. Es werden beobachtete und erwartete 
Effekte der COVID-19-Pandemie auf die regionalen 
Unterschiede und Entwicklungen thematisiert.

GLEICHSTELLUNG VON FRAUEN UND MÄNNERN  
IN DEN REGIONEN
NADINE BLÄTGEN | ANTONIA MILBERT
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Der kleinräumige Gender-Index für Deutschland ist 
eine Anpassung des Gender Equality Index der EU 
Mitgliedsstaaten (vgl. EIGE 2020) auf die Stadt- und 
Landkreise. Er bezieht dieselben thematischen Schwer-
punkte (Arbeit, Einkommen, Wissen, Zeitverwendung, 
gesellschaftliche Einflussnahme, Gesundheit) ein und 
nutzt die gleiche Methodik wie das europäische Vorbild. 
Lediglich in Bezug auf Einzelindikatoren weicht er auf-
grund der Datenverfügbarkeit und der Irrelevanz oder 
Nichteignung auf der regionalen Ebene leicht ab (vgl. 
BBSR 2015). Der Gender-Index ordnet die erreichte 
Gleichstellung im regionalen Vergleich mit Hinweisen 
auf die Bereiche ein, in denen weiterer Handlungsbe-
darf besteht.

Der Gender-Index kann als Anteilswert erfolgreicher 
Gleichstellung gelesen werden, indem ein Wert von 
100 % absolute Gleichstellung zwischen Frauen und 
Männern bedeutet. 2019 betrug der Gender-Index im 

Durchschnitt aller Stadt- und Landkreise in Deutsch-
land 61,6 %. Beim Gender Equality Index der EU liegt 
Deutschland mit 67,5 % im Umfeld des europäischen 
Durchschnitts von 67,9 %. Die Differenz der beiden In-
dizes für Deutschland lässt sich auf Unterschiede in der 
Wahl der Indikatoren und einer höheren Streuung zwi-
schen 401 Kreisen gegenüber 27 Staaten erklären. Den-
noch weisen beide Maßzahlen hohe Parallelen auf: Im 
Bereich „Gesundheit“ ist die Gleichstellung zwischen 
Frauen und Männern am weitesten realisiert. Dagegen 
besteht im Bereich „gesellschaftliche Einflussnahme“ 
noch der stärkste Handlungsbedarf. Die im europäi-
schen Gender Equality Index registrierbaren Verbesse-
rungen gehen auf die Einführung der Frauenquote in 
Aufsichtsräten im Jahr 2015 zurück (vgl. Burow/Fedo-
rets/Gibert 2018), die der auf Kreisen basierte Gender-
Index nicht einbeziehen kann. Dagegen ist hier der An-
teil an Stadt- und Landrätinnen berücksichtigt, der sich 
in vielen Kreisen in den Kommunalwahlen nach 2014 

7.1 Der Gender-Index in den Stadt- und Landkreisen

Streuung und Entwicklung des Gender-Index in Deutschland und im Europäischen Vergleich

verringerte. Das erklärt sich zum Teil allein dadurch, 
dass die erfolgreichen, konservativen Parteien Instru-
mente paritätisch besetzter Wahllisten und Gremien zu 
diesem Zeitpunkt ablehnten. 

Die regionalen Unterschiede im deutschen Gesamtin-
dex werden am stärksten durch den unterschiedlichen 
Grad an Gleichstellung in der politischen Einflussnah-
me bestimmt, gefolgt von unterschiedlichen Gleichstel-
lungserfolgen in den Bereichen „Arbeit“ und „Wissen“. 
Wird zum Beispiel das Konjunktur- und Krisenbewäl-
tigungspaket der COVID-19-Pandemie im Gesamtum-
fang von 167,4 Mrd. Euro nach der 3-R-Methode des 
Gender-Mainstreaming (Repräsentation, Ressourcen 
und Realität in der Umsetzung von Maßnahmen) be-
urteilt, fällen überwiegend Männer die Entscheidungen 
über die zusätzlichen finanziellen Spielräume. So kom-
men die Maßnahmen nach Auswertung von Wiesner 
(2021: 24) Männern stärker zugute als Frauen.
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Laut amtlicher Statistik lebten 2020 knapp 83,2 Mio. 
Menschen in Deutschland. Davon waren 41 Mio. Män-
ner (49,3 %) und 42,1 Mio. Frauen (50,7 %). Je nach 
Altersklasse sind die Anteile nach Geschlecht unter-
schiedlich. Unter den Neugeborenen waren – dem 
zwanzigjährigen Mittel entsprechend – 48,4 % Mäd-
chen. Da in allen Altersgruppen die Sterbewahrschein-
lichkeit von Männern höher ist als die von Frauen, 
wandelt sich der Männerüberschuss der jüngeren Al-
tersgruppen ab Mitte 50 in einen Frauenüberschuss. 

Zwischen den Regionen gibt es jedoch erhebliche Un-
terschiede. Insbesondere die nach Alter und Geschlecht 
unterschiedlichen Zu- und Abwanderungen aus dem 
Aus- und Inland wirken sich auf das Geschlechter-
verhältnis der hochmobilen Altersgruppen zwischen 
18 und 45 Jahren aus. In Deutschland wurde die höhere 
Mobilitätsbereitschaft junger Frauen besonders bei den 
Ost-West-Wanderungen seit der Wiedervereinigung 

the matisiert (vgl. Dienel/Gerloff 2003; Lehmann 2008). 
Die altersmäßig frühere und zahlenmäßig stärkere Ab-
wanderung von Frauen vor allem aus ländlichen Ge-
bieten Ostdeutschlands verdeckte das ähnliche Wande-
rungsverhalten der Frauen aus westdeutschen ländlichen 
Regionen (vgl. BBSR 2013). Des Weiteren wirkten sich 
diese Nachwende-Abwanderungen der 18- bis unter 
25-jährigen Frauen auch auf das Geschlechterverhältnis 
unter den 25- bis unter 30-Jährigen in den 2000er-Jah-
ren aus – einer Altersgruppe, in der die Wanderungsbe-
reitschaft der Männer aufschließt bzw. größer ist. Heute 
sind hiervon die Geschlechterproportionen der 30- bis 
unter 45-Jährigen betroffen, obwohl hier Frauen und 
Männer zunehmend in Paar- und Familienbeziehungen 
wandern und gleich hohe Wanderungsraten aufweisen. 

Als Folge dieser Entwicklungen fehlen in den Abwan-
derungsregionen Frauen als qualifizierte Fachkräfte, po-
tenzielle Partnerinnen und Mütter und Teil der sozialen 

Netze. Hauptgrund für die Abwanderung ist vielerorts 
ein Arbeitsmarkt, der nicht genügend qualifizierte Stellen 
bietet. Dies lässt sich auch daraus ableiten, dass das Ge-
schlechterverhältnis in den wachsenden und stark wach-
senden Regionen deutlich ausgeglichener ist und pha-
senweise in einen Frauenüberschuss umschlägt. Dagegen 
nahm der Frauenanteil in schrumpfenden Regionen zu-
mindest bis 2011/12 kontinuierlich ab. Die Abnahme des 
Anteils jüngerer Frauen wird in jüngster Zeit nicht nur 
durch den starken Zuzug überwiegend junger Männer 
aus dem Ausland seit 2015/16 gebremst, sondern auch 
dadurch, dass mittlerweile auch im Inland Männer früher 
aus ländlichen Regionen abwandern als noch vor 10 oder 
20 Jahren. Der noch zu beobachtende Geschlechterun-
terschied in der Mobilitätsbereitschaft junger Menschen 
hat deutlich abgenommen. Die beobachtbaren Ost-West-
Unterschiede sind dadurch für die Altersgruppen bis un-
ter 30 Jahren verschwunden. Dagegen zeichnet sich ein 
starker, flächendeckender Stadt-Land-Gegensatz ab.

7.2 Geschlechterverhältnisse in bestimmten Altersgruppen

Entwicklung des Frauenanteils ausgewählter Altersgruppen 1990 bis 2020 nach Staatsbürgerschaft und nach wachsenden und schrumpfenden Regionen
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Frauenanteile ausgewählter Altersgruppen 2000 und 2020

Datenbasis: Fortschreibung des
Bevölkerungsstandes des Bundes
und der Länder, Laufende Raum-
beobachtung des BBSR
Geometrische Grundlage: 
VG5000 (Kreise), Stand 31.12.2020 
© GeoBasis-DE/BKG,
Bearbeitung: A. Grüne, A. Milbert 
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Die Domäne „Arbeit“ im Gender-Index umfasst nur 
die bezahlte Erwerbsarbeit und damit die Marktfähig-
keit der Arbeit von Frauen und Männern. Kriterien zur 
Messung der Gleichstellung im Bereich Arbeit sind die 
Quantität (Vollzeit, nicht ausschließlich geringfügig 
entlohnt), die Qualifikation (Berufsabschluss) und die 
Segregation im vorwiegend öffentlichen Sektor (Erzie-
hung, Gesundheit und Sozialwesen) (vgl. BBSR 2015). 

Die Domäne „Arbeit“ ist neben der Domäne „gesell-
schaftliche Einflussnahme“ der Bereich, in dem es 
stärkere regionale Unterschiede der Gleichstellung zwi-
schen Frauen und Männern gibt. Frauen und Männer 
in Ostdeutschland sind beruflich etwas stärker gleichge-
stellt als in Westdeutschland. In Ostdeutschland gestal-
tet sich ihre Gleichstellung im städtischen Raum stärker 
als in ländlichen Räumen. Die Indexwerte sind jedoch 
seit 2011 in beiden Raumkategorien leicht rückläufig. 
Die hohe Erwerbsbeteiligung der Frauen in der DDR 
ist auch heute noch kennzeichnend für Ostdeutschland, 
sei es aus dem Selbstverständnis der Frauen heraus, 
aufgrund umfangreicherer Betreuungsmöglichkeiten, 
insbesondere für kleine Kinder, oder aufgrund ökono-
mischer Erfordernisse. In Westdeutschland steigt die 
Gleichstellung sowohl in städtischen als auch in ländli-
chen Räumen sehr langsam.

Je stärker die Stadt- und Landkreise durch unterneh-
mensnahe, freiberufliche, wissenschaftliche und tech-
nische Dienstleistungen (Wirtschaftsabschnitte K bis 
N) geprägt sind, desto stärker sind Frauen und Män-
ner beruflich in diesen Kreisen gleichgestellt. In diesen 
Wirtschaftsabschnitten gibt es weniger berufliche Se-
gregation, haben mehr Erwerbstätige eine hohe Qua-
lifikation und arbeiten auch Frauen in höherem Stun-
denumfang als in anderen Wirtschaftsabschnitten. Je 
stärker eine Region durch das produzierende Gewerbe 
geprägt ist, desto weniger sind die Geschlechter beruf-
lich gleichgestellt. Grob lassen sich männerdominierte 

Gewerbe in technisch-mechanische und frauendomi-
nierte Gewerbe in soziale Berufe einteilen. An dieser 
geschlechtsspezifischen Berufswahl wird sich gemäß 
der Qualifikations- und Berufsfeldprojektionen des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), 
dem Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) und der 
Gesellschaft für Wirtschaftliche Strukturforschung 
(GWS) (QuBE-Projekt) bis 2040 nicht viel ändern (vgl. 
BMAS 2021b: 61). 

Die Neuverhandlung der Sorgearbeit in Familien im 
Rahmen der COVID-19-Pandemie sowie im Zuge der 
wirtschaftlichen Maßnahmen zur Eindämmung der 
Pandemie führen auch zu Änderungen im Angebot und 
Umfang der Erwerbsarbeit von Frauen und Männern, 
die aber von ihren Effekten teils gegenläufig sind und 

phasenweise stärker Frauen oder stärker Männer be-
treffen (vgl. BMAS 2021a; Hans-Böckler-Stiftung 2021). 
Dadurch kann sich das allgemeine Niveau der berufli-
chen Gleichstellung zwischen Frauen und Männer leicht 
verschieben. Bezüglich der regionalen Unterschiede der 
Gleichstellung ist der Einfluss der Branchenstruktur so 
stark, dass sich die regionalen Muster nur langfristig än-
dern werden. 

Den Modellrechnungen aus dem QuBE-Projekt zufolge 
wird sich durch die COVID-19-Pandemie der stattfin-
dende Strukturwandel vom Produzierenden Gewerbe 
zu den Dienstleistungen beschleunigen. Insbesondere 
die IT-Branche, aber auch das Gesundheits-, Heim- und 
Sozialwesen werden demzufolge besonders profitieren 
(vgl. Hummel et al. 2021: 3).

7.3 Berufliche Gleichstellung von Frauen und Männern in der regionalen Perspektive

Zusammenhang des Gender-Index der Domäne „Arbeit“ und der regionalen Wirtschaftsstruktur
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Gender-Index der Domäne „Arbeit“ 2019
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Aktive Vaterschaft und eine egalitäre Rollenaufteilung 
von Haus- und Familienarbeit in Paarbeziehungen 
werden nicht nur unter Frauen und Männern, sondern 
auch in Gesellschaft und Unternehmen zunehmend 
befürwortet (vgl. BMFSFJ 2021: 127 ff.). Eine stärke-
re Erwerbsbeteiligung von Müttern und eine stärkere 
Care-Arbeit von Vätern werden durch neue famili-
enpolitische Leistungen unterstützt (z. B. Einführung 
von Elternzeit und Elterngeld sowie „ElterngeldPlus“, 
Ausbau der Kinderbetreuungsplätze für Kinder unter 
drei Jahren mit Rechtsanspruch, Ausbau des Offenen 
Ganztags in Grundschulen). Die Zusammenhänge von 
unbezahlter Familienarbeit und Beteiligung von Frau-
en und Mädchen an Bildung, Beruf und in politischen 
Gremien sind politisch erkannt und in der Agenda 2030 
unter dem Ziel SDG 5.4 adressiert.

Die Erwerbstätigkeit von Müttern mit Kindern unter 
drei Jahren ist seit Einführung des Elterngeldes deut-
lich gestiegen (vgl. BMFSFJ 2017b: 67). Dennoch fallen 
Paare mit der Familiengründung in Teilen in die tradi-
tionelle geschlechtsspezifische Aufgabenteilung zurück 
(vgl. Schneider/Panova/Waibel 2013), indem Mütter 
trotz gestiegener Erwerbsbeteiligung die Arbeitszeiten 
an die neuen familiären Bedingungen anpassen und 
verringern, während der Großteil der Väter nach wie 
vor in Vollzeit arbeitet (vgl. Destatis 2020). Die soge-
nannte „Rushhour im Familienzyklus“ (Panova et al. 
2017: 47) tritt ein mit der Geburt des ersten Kindes 
und dauert bis das jüngste Kind den Übergang in die 
Schule betritt (Destatis 2020). In der Aushandlung der 
familiären Arbeitsteilung „rücken niedrige Frauenlöh-
ne, Teilzeitbeschäftigung und schlechtere berufliche Po-
sitionierungen der Frauen gegenüber den Männern in 
den Entscheidungsmittelpunkt“ (Wiechmann/Oppen 
2008: 26). 

Auch die Trennung von Wohnen und Arbeiten in Stadt-
gebieten und Funktionsräumen, der daraus entstehende 

Aufwand des (weiten) Pendelns zum Arbeitsplatz, die 
unzureichende Ausgestaltung des öffentlichen und indi-
viduellen Personenverkehrs für komplexere Wegeketten 
in der Familienarbeit beeinflussen die Arbeitsteilung 
von Frauen und Männern (vgl. Bertram 2021). Regio-
nale Unterschiede in Art und Umfang der Arbeitsorga-
nisation und der Aufteilung der unbezahlten Haus- und 
Familienarbeit zwischen Frauen und Männern resultie-
ren neben der unterschiedlichen Beständigkeit tradi-
tioneller Rollenvorstellungen auch aus den regionalen 
Gegebenheiten (u. a. Nähe und (sektorale) Struktur der 
Arbeitsplätze, Ausgestaltung des öffentlichen Personen-
verkehrs, Ausstattung und Nähe von Bildungs-, Betreu-
ungs- und Freizeitinfrastruktur).  

Bezüglich der Pflege von älteren Angehörigen sind Fa-
milien der größte Dienstleister: in 53 % der Fälle wird 
ausschließlich informelle Pflege und in 30 % der Fälle 
informell und formell Pflege in Kombination geleistet. 
Bei rund zwei Dritteln der Pflegeleistungen überneh-
men Frauen die Fürsorgearbeit. Allerdings lösen sich 
die starken Vereinbarkeitsprobleme hier auf. In 30 % 
der Fälle teilen sich mehrere Personen aus verschiede-
nen Haushalten die Pflegearbeit. Zudem werden 44 % 
aller Pflegestunden von bereits verrenteten Personen 
geleistet (vgl. Fischer/Geyer 2020: 2 ff.).

Anders als in der Kinderbetreuung erfolgt die Pflege 
Angehöriger überwiegend nicht im eigenen Haushalt 
(vgl. ebd.: 3). Kontaktbeschränkungen und Ausgangs-
sperren während der verschiedenen Wellen der CO-
VID-19-Pandemie verursachten daher unterschiedliche 
Problemlagen: Die Einengung durch Homecare und 
Homeschooling, teilweise in Kombination mit Homeof-
fice, auf den eigenen Wohnraum führte Familien an die 
Belastungsgrenzen. In Zeiten der Lockdowns berichte-
ten mehr Mütter (52 %) und Väter (46 %) von einer er-
höhten Belastung als Frauen (46 %) und Männer (38 %) 
generell (vgl. BMFSFJ 2021: 46). Die erneute Auftei-

lung der Haushaltsarbeit sowie der Betreuung bzw. 
Beaufsichtigung der Schularbeiten wurde unter Paaren 
während der Lockdown-Phasen sehr unterschiedlich 
gehandhabt und ist abhängig von der (traditionellen/
egalitären) Arbeitsteilung vor Ausbruch der Pandemie, 
dem Bildungsniveau der Eltern und der Betroffenheit 
von Kurzarbeit (vgl. BiB 2021: 55). Die Forschungen 
fokussieren unterschiedliche Phasen der Pandemie und 
adressieren unterschiedliche Fragestellungen, sodass 
bisher keine Rückschlüsse auf eine Verfestigung oder 
eine Verbesserung der Aufteilung der Care-Arbeit zwi-
schen den Geschlechtern möglich sind.

Familienentlastende staatliche Hilfen richten sich aus-
schließlich auf die Verdienstausfälle von Eltern, die 
durch Kita- und Schulschließungen (vorrübergehend) 
nicht erwerbstätig sein konnten. Hinsichtlich der älte-
ren und pflegebedürftigen Menschen wurde die Auf-
merksamkeit auf Pflegeeinrichtungen und ihre Be-
schäftigten gerichtet (vgl. BMFSFJ 2021: 32 f.). Zu den 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie für Pflegebe-
dürftige in ihrer häuslichen Umgebung im Zusammen-
hang mit pflegenden Angehörigen gibt es bislang wenig 
Forschungsergebnisse. Um die These zu bestätigen, dass 
auf Basis der Pandemie- und Homeoffice-Erfahrungen 
mit einer zunehmenden Wohnortverlagerung von der 
Großstadt in den suburbanen oder ländlichen Raum 
kalkuliert wird (vgl. Schneider 2021), fehlt bislang in 
der Forschung die Integration bestehender Pflegearran-
gements auf Binnenwanderungsentscheidungen.

7.4 Who cares? Betreuung von Kindern und Pflegebedürftige nach Geschlecht
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Gleichstellung in der Sorgearbeit – Zeitverwendung und Elternzeit
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VERKEHR UND DIGITALE INFRASTRUKTUR
DR. ANDREA JONAS | ANTONIA MILBERT | THOMAS PÜTZ | CHRISTIAN RAUCH

Bewegungsfreiheit und ein angemessener Zugang 
zu anderen Menschen, Orten, Dienstleistungen und 
Gütern sind grundlegende Rechte unserer Gesell-
schaftsordnung. Dieser Zugang findet zu großen Tei-
len physisch statt und setzt daher eine entsprechende 
Verkehrsinfrastruktur voraus. Mobil zu sein, ist – neben 
dem Erfordernis für die Alltagsbewältigung – ein Aus-
druck von Teilhabe und Selbstbestimmung. 

Nicht nur die Mobilität als solche, sondern auch die 
Wahl des Verkehrsmittels erscheint daher selbstver-
ständlich. Die Entwicklung zur Dominanz des moto-
risierten Individualverkehrs (MIV) entstammt jedoch 
einem „komplexen Zusammenspiel politischer, öko-
nomischer, materiell-räumlicher und gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse“ (Manderscheid 2021: 33). Der ho-
hen Flexibilität eines Pkws hinsichtlich Verfügbarkeit 
und Reichweite stehen die Umweltbelastungen des MIV 
entgegen. Dieser erzeugt weltweit 20 % der Treibhaus-
gasemissionen. Zwei Drittel aller Wege werden dabei in 
Ballungsräumen zurückgelegt (vgl. Stocker 2021). Auf-
grund dieser negativen externen Effekte des Verkehrs 
wird eine Verkehrswende 2030 (vgl. deutschland.de 
2022) angestrebt. Unter Verkehrswende sind dabei drei 
Konzepte zu unterscheiden (vgl. Manderscheid 2021: 
31 f.): 

1. Antriebs- und Automatisierungswende: Verbren-
nungsmotoren werden schrittweise durch erneuer-
bare Technologien wie E- und Hybridtechnologien, 
Wasserstoff oder Brennstoffzellen ersetzt und durch 
automatisierte Sicherungstechnik wie Abbiegeassis-
tenten bis hin zu selbstfahrenden Systemen ergänzt.

2. Verkehrswende: Der private Autoverkehr wird 
durch andere, ökologisch verträglicherer Verkehrs-
lösungen wie öffentlicher Personenverkehr, Fuß- 
und Fahrradverkehr, neue Kleinstfahrzeuge wie 
E-Tretroller, Mobilitätsdienstleistungen wie Car-
sharing ersetzt bzw. reduziert, ohne die Mobilität als 
solche einzuschränken.

3. Mobilitätswende: Die Verkehrswende wird um vir-
tuelle und symbolische oder imaginierte Mobilität 
(u. a. digitale Kommunikation, Videokonferenzen, 
Videotelefonie und Chat-Dienste, virtuelle Realität 
(VR)) erweitert, sodass der Zwang nach physischer 
Mobilität reduziert wird. 

Die Verkehrswende bietet dabei hauptsächlich Optio-
nen für den Stadtverkehr, wo sich die eher kurzen Wege 
durch aktivierenden Verkehr (Fuß- und Radverkehr) 
und Kleinstfahrzeuge ersetzen lassen. Auch der öffent-
liche Personenverkehr (ÖV) und Mobilitätsdienstleis-
tungen lassen sich in städtischen, verdichteten Regio-
nen tragfähig realisieren. In ländlichen Räumen werden 
dagegen große Hoffnungen in die Automatisierungs-
wende gelegt. Autonom fahrende (Klein-)Busse könn-
ten den bei sinkenden Einwohner- und Schülerzahlen 
(vgl. Kap. 4.3) nicht tragfähigen klassischen ÖV ergän-
zen oder teilweise ersetzen (vgl. Schlump 2018). 

Virtuelle Lösungen (Bestandteil der Mobilitätswende) 
erfuhren in der COVID-19-Pandemie neuen Schwung, 
um Wege zu vermeiden und Distanzen zu überbrü-
cken. Durch die phasenweise sehr strikten Kontakt-
beschränkungen fielen Berufs-, Schul-, Freizeit- und 

Versorgungswege weg. Homeoffice, Homeschooling, 
Videokonferenzen, Onlineshopping wurden in einem 
bis dahin nicht bekannten Maß realisiert. Dadurch löste 
die Pandemie in der ersten Jahreshälfte 2020 weltweit 
einen starken Rückgang der im Verkehr erzeugten CO₂-
Emissionen aus (vgl. Liu et al. 2020). Mit den Locke-
rungen der Kontaktbeschränkungen kehrte der Stra-
ßenverkehr annähernd wieder auf das vorpandemische 
Niveau zurück. Zusätzlich lassen sich Rebound-Effekte 
erwarten: Das Zeitbudget aus eingesparter beruflicher 
Mobilität wird für entfernungsintensivere Freizeitak-
tivitäten genutzt, wodurch längere Wege und mehr 
Verkehr erzeugt werden. Steigende Präferenzen für 
suburbane Wohngebiete erzeugen ihrerseits neue Mo-
bilitätserfordernisse. Die Hoffnungen in eine sich von 
selbst einstellende neue Mobilitätserfahrung auf Basis 
der befristeten Lockdowns scheint sich somit nicht zu 
erfüllen (vgl. Frondel 2021). 

Dieses Kapitel konzentriert sich auf ausgewählte Aspek-
te des Verkehrs, in denen Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie auf die Stadt- und Raumentwicklung 
zumindest zum Teil sichtbar sind: Straßenverkehrsauf-
kommen, Homeoffice-Potenziale und Elektromobilität. 
Daneben wird der Ausbau der digitalen Infrastruktur 
beleuchtet. Besondere Relevanz für die Stadtentwick-
lung besitzt hierbei der Onlinehandel. Der Wegfall von 
Einkaufsverkehr in Innenstädten, auch im Zusammen-
hang mit Tourismus- und Freizeitverkehr, zieht Konse-
quenzen nach sich. Trotz der ubiquitären Verfügbarkeit 
von Angeboten des Onlinehandels werden diese regio-
nal unterschiedlich angenommen.

http://deutschland.de
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Die meisten Menschen erleben immer höhere Ver-
kehrsaufkommen auf Deutschlands Straßen. Das be-
stätigen offizielle Statistiken und repräsentative Erhe-
bungen: Noch nie zuvor waren so viele Kraftfahrzeuge 
in Deutschland registriert und legen dabei insgesamt 
so viele Kilometer zurück wie heute. Das Kraftfahrt-
Bundesamt (KBA) meldete für Januar 2021 den Re-
kordstand von rund 59 Mio. Kraftfahrzeugen, darunter 
knapp 48,3 Mio. Personenkraftwagen. Die Zahl der 
Kraftfahrzeuge stieg damit seit 2008 um rund 20 %, die 
der Personenkraftwagen um 17 %. Bundesweit kom-
men damit mittlerweile 580 Pkw auf 1.000 Einwohner. 
Auch die von allen Kraftfahrzeugen innerhalb Deutsch-
lands erbrachten Fahrleistungen erreichten 2016 mit 
769,1 Mrd. Fahrzeugkilometern einen neuen Spitzen-
wert. Gegenüber dem Jahr 2006 bedeutete dies eine 
Steigerung um 12 %, gegenüber 1996 um 22 %. 

Die Folgen des hohen Verkehrsaufkommens im Kraft-
fahrzeugverkehr zeigen sich vor allem in den Ballungs-
räumen. Das Bild von verstopften innerstädtischen 
Straßen – vor allem zur Rushhour – gehört in den meis-
ten Großstädten zum Alltag. Je nach Definition und Da-
tengrundlage sind Berlin, München, Düsseldorf, Ham-
burg, Stuttgart und Nürnberg die Stau-Hauptstädte in 
Deutschland. Hier verbringen Pendler in der Summe 
zwei bis drei Tage im Jahr im Stau (vgl. Süddeutsche 
Zeitung 09.03.2020).

Auf den Bundesautobahnen ist die hohe Verkehrsbelas-
tung vor allem dort spürbar, wo ein hohes lokales bzw. 
regionales Aufkommen der Berufs- und Lieferverkehre 
mit starkem überregionalen Durchgangsverkehr zu-
sammentrifft. Die Kapazitätsgrenzen werden damit in 
vielen Fällen erreicht oder überschritten. Kommt es zu-

sätzlich zu Störungen durch Witterungseinflüsse (Star-
kregen, Hagel, Schnee, Eisglätte, Nebel etc.), Unfälle, 
Baustellen, liegengebliebene Fahrzeuge oder Ähnliches, 
„bricht“ der fließende Verkehr zusammen und staut 
sich. 

Die Verkehrsverflechtungsprognose 2030 (vgl. BMVI 
2016) geht weiterhin von einer deutlichen Zunahme der 
Verkehrsbelastung aus. Sie prognostiziert für den Zeit-
raum von 2010 bis 2030 einen Anstieg der Verkehrs-
leistung von rund 10 % beim Personenverkehr und um 
39 % im Straßengüterverkehr. Das gesamte Verkehrs-
system „Straße“ steht zukünftig vor einer Belastungs-
probe, die vor allem die Ballungsräume betreffen wird. 

Für das Jahr 2020 ist ein deutlicher Rückgang in den 
Fahrleistungen zu beobachten. Während im Jahr 2018 
die Staumeldungen (745.000 Meldungen, mehr als 
1,5 Mrd. Staukilometer) neue Höchstwerte schrieben 
und 2019 bereits ein leichter Rückgang zu verzeichnen 
war, kam es durch die pandemiebedingten Einschrän-
kungen im Jahr 2020 zu einer drastischen Abnahme der 
Staus auf deutschen Autobahnen (28 % weniger Stau-
meldungen und 52 % weniger Staukilometer als 2019). 

Der Jahresverlauf 2020 zeigt deutliche Reaktionen auf 
Verschärfungen oder Lockerungen von Kontaktbe-
schränkungen als auch auf Schließungen und Öffnun-
gen von Schulen, Einzelhandel und Freizeitangeboten. 
Es ist daher von einer Rückkehr zur vorpandemischen 
„Normalität“ im Straßenverkehr auszugehen. Die vor-
läufigen Abschätzungen zur Gesamtfahrleistung von 
Kraftfahrzeugen auf deutschen Straßen zeigen einen 
Rückgang um 9 % auf voraussichtlich 683 Mrd. Kilome-
ter für das Jahr 2020. Nach diesem starken Rückgang 

wird aber bereits für das Jahr 2021 wieder von einem 
leichten Anstieg um 0,5 % auf 686 Mrd. Kilometer 
ausgegangen (vgl. Intraplan Consult GmbH 2022). 
Vor diesem Hintergrund ist für die nach der Novelle 
des Klimaschutzgesetzes angestrebte Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors eine ver-
stärkte Elektrifizierung des Straßenverkehrs unerläss-
lich (vgl. Kap. 8.3).

8.1 Immer mehr Straßenverkehr?

Gesamtfahrleistungen im Pkw- und Schwerverkehr 
1991 bis 2019
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Verkehrsstärke auf Bundesautobahnen

Datenbasis: Bundesanstalt für Straßenwesen – Fortschreibung/Ergebnisse der SVZ 2015 und 
der temporären Messungen 2016 bis 2019: Fortschreibung/Hochrechnung auf das Jahr 2019
Geometrische Grundlage: VG5000 (Kreise), Stand 31.12.2021 © GeoBasis-DE/BKG
Bearbeitung: A. Grüne, T. Pütz
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Durch den technologischen Fortschritt und die Digita-
lisierung ist seit rund zehn Jahren eine Entwicklung im 
Bereich „neuer Arbeitsformen“ zu beobachten. Home-
office, also der Büroarbeitsplatz zu Hause, wurde aber 
erst nach dem Ausbruch der Corona-Pandemie zu einer 
wichtigen Alternative für Unternehmen und Beschäf-
tigte, um den Betrieb und die Arbeitsfähigkeit aufrecht-
zuerhalten, und ist seitdem in der öffentlichen Diskus-
sion sehr präsent. 

In der bisherigen Forschung hatte die Frage, wie viele 
Menschen im Homeoffice arbeiten können, keine gro-
ße Bedeutung. Nicht einmal jeder zweite Arbeitgeber 
bot Homeoffice an (vgl. Randstad Deutschland 2016) 
und nicht jeder Beschäftigte nutzte die vorhandenen 
Möglichkeiten. Deutschland lag bei der Homeoffice-
Nutzung bis vor Kurzem deutlich unter dem europä-
ischen Durchschnitt (vgl. Eurostat 2019). Wie hoch 
das Homeoffice-Potenzial in Deutschland ist, lässt sich 
nur schwierig abschätzen. Einige Studien orientieren 
sich in ihrer Berechnung überwiegend an der jeweili-
gen Branche oder den ausgeübten Tätigkeiten. Je nach 
Methodik, Abgrenzungsschärfe und räumlicher Auflö-
sung weisen die erzielten Ergebnisse jedoch eine hohe 
Schwankung zwischen 17 und 56 % auf (vgl. OECD 
2020; Alipour et al. 2020). Darüber hinaus schätzen 
einige von der Pandemie getriebene Umfragen, dass 
mehr als die Hälfte der Beschäftigten von zu Hause aus 
arbeiten kann und dies auch gerne tun würde (vgl. DLR 
2020a; DLR 2020b). „Grundsätzlich ist Homeoffice für 
alle Beschäftigten geeignet, deren Arbeiten EDV-ge-
stützt sind (und die das nötige Maß an Selbstorganisa-
tion mitbringen)“ (BMFSFJ 2020). Besonders beliebt ist 
Homeoffice in Branchen wie Telekommunikation und 
IT, Banken und Versicherungen oder in der Verwaltung 
(öffentliche Verwaltung ebenso wie die Verwaltung von 
Unternehmen). 

Um eine räumlich differenzierte Betrachtung der Home-
office-Potenziale durchzuführen, nutzt diese Analyse 
eine Abgrenzung anhand der Berufssegmente und der 
ausgeübten Tätigkeiten mittels der Beschäftigtenstatis-
tik der Bundesagentur für Arbeit (BA) auf Kreisebene. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass selbst dort, wo es die 
ausgeübte Tätigkeit grundsätzlich zuließe, Homeoffice 
nicht für alle Mitarbeiter zeitgleich und flächendeckend 
möglich ist. Dies begründet sich zum Teil durch man-
gelnde IT-Ausstattung oder durch Schwierigkeiten in 
der Arbeitsorganisation (vgl. Deutscher Bundestag 
2017; Deutscher Bundestag 2020). Häufig fehlt es auch 
am Willen der Unternehmen. Der methodische Ansatz 
von Alipour et al. (2020), auf den sich diese Analyse 
stützt, verwendet die Ergebnisse der Erwerbstätigen-
befragung des Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA) zur Einschätzung des Homeoffice- 
Potenzials für die jeweiligen Berufssegmente. 

Der Anteil der Tätigkeiten von sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, die potenziell im Homeoffice 
ausgeführt werden können, liegt je nach Annahmen-
setzung in der Minimalvariante zwischen 15 und 27 % 
und in der Maximalvariante zwischen 28 und 48 %. Er 
ist vor allem in Ballungsräumen sehr hoch, da hier min-
destens ein Drittel der Arbeiten im Homeoffice getätigt 
werden könnte. Im bundesweiten Durchschnitt liegt der 
Wert zwischen 20 und 37 %. 

Welche Auswirkungen die verstärkte Nutzung von 
Homeoffice in Zukunft auf die Stadt- und Verkehrsent-
wicklung haben wird, bleibt eine spannende Frage. Es 
sprechen viele umweltpolitische und gesamtgesell-
schaftliche Argumente dafür, Homeoffice verstärkt 
zu nutzen, nicht zuletzt da die zunehmende Digitali-
sierung der Arbeit ein unumkehrbarer Prozess ist. Es 

kann davon ausgegangen werden, dass sich aufgrund 
der Erfahrungen der letzten Monate und der sich po-
sitiv verändernden Rahmenbedingungen die verstärk-
te Nutzung von Homeoffice verstetigen wird. Damit 
könnten sich vor allem innerhalb der Großstädte und 
ihrem direkten Umland (Pendlereinzugsbereiche) im 
Berufsverkehr spürbare Entlastungseffekte für die Ver-
kehrssysteme ergeben (vgl. DLR 2020b). Dies ist jedoch 
im starkem Maße davon abhängig, in welcher Form das 
flexible oder mobile Arbeiten des Einzelnen umgesetzt 
wird.

8.2 Homeoffice-Potenzial und Mobilität

Homeoffice-Potenzial nach Berufsgruppen
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Homeoffice-Potenziale von Tätigkeiten sozialversicherungspflichtig Beschäftigter
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Deutschland erlebt gegenwärtig einen Boom in der 
Elektromobilität. Laut Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) 
waren zum Stichtag 1. Oktober 2021 mehr als eine Mio. 
Pkw mit Elektroantrieben (Batterie, Plug-in-Hybrid, 
Brennstoffzelle) zugelassen. Das entspricht einer Stei-
gerung von 142 % gegenüber dem Vorjahr (vgl. KBA 
2021a). Setzt sich dieser Trend fort, dürfte Prognosen 
zufolge im Jahr 2030 ein Bestand von bis zu 10 Mio. 
Elektrofahrzeugen erreicht sein (vgl. KBA 2021b). Ge-
messen am Gesamtbestand von derzeit rund 48 Mio. 
Pkw bliebe der Zuwachs dennoch hinter den Ambiti-
onen der Bundesregierung zurück, die sich bis 2030 
das Ziel von mindestens 15 Mio. vollelektrische Pkw 
gesetzt hat. Zwar verfügen bundesweit damit erst 2,1 % 
aller Pkw über einen Elektroantrieb, ihr Anteil am 
Bestand hat sich im Vergleich zum Beginn des Jahres 
2020 (0,5 %) allerdings mehr als vervierfacht. Bei den 
Neuzulassungen machen Pkw mit Elektroantrieben 
inzwischen sogar über 25 % aus (Januar bis November 
2021, vgl. KBA 2021c).

Regional betrachtet ist der Anteil der Pkw mit Elek-
troantrieben in Deutschland unterschiedlich stark 
ausgeprägt (vgl. KBA 2021d). Das zeigt sich bereits 
auf der Ebene der Bundesländer: In Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt ist er mit jeweils 
0,7 % deutlich geringer als in anderen Flächenländern 
wie Baden-Württemberg oder Bayern mit 1,9 bzw. 
1,7 % (Stichtag 1. April 2021). Allein in Nordrhein-
Westfalen sind mit über 154.000 Elektro-Pkw nahezu 
doppelt so viele Elektrofahrzeuge zugelassen wie im 
gesamten Osten der Republik inklusive Berlin. Ne-
ben den Standorten von Autoherstellern (Wolfsburg, 
Ingolstadt, Stuttgart, München) sind es vor allem die 
großen Ballungsräume in den alten Bundesländern, 
in denen der Anteil der Elektrofahrzeuge überdurch-
schnittlich hoch ist.

Die Dynamik der Verbreitung von E-Antrieben un-
terscheidet sich deutlich zwischen urbanen und länd-
lichen Räumen: In Metropolen, Regiopolen und ande-
ren Großstädten werden Elektroautos relativ betrachtet 
häufiger zugelassen als in ländlichen Regionen. Klein-
räumig betrachtet sind die Verhältnisse allerdings nicht 
eindeutig determiniert. Eine Sonderauswertung der 
haushaltsrepräsentativen Befragung des KfW-Energie-
wendebarometers zeigt unter anderem, dass vor allem 
gutverdienende Haushalte – insbesondere Eigenheim-
besitzer in ländlichen Regionen – Elektroautos nutzen 
(vgl. Römer/Steinbrecher 2021). Dafür spricht auch, 
dass sich in der Top-10-Rangliste der Gemeinden mit 
dem höchsten Anteil an Pkw mit Elektroantrieben ne-
ben Sindelfingen und Wolfsburg überwiegend kleine 
Gemeinden im ländlichen Raum befinden. 

Die positive Entwicklung alternativer Antriebe hat ver-
schiedene Ursachen. Ein allmählicher Kurswechsel der 
Automobilindustrie aufgrund strengerer Vorgaben zu 
Treibhausgasemissionen und eine erweiterte Modell-
palette vieler Hersteller bei Elektrofahrzeugen führen 
ebenso zu diesem Aufwärtstrend wie Kaufprämien 
für E-Autos im Zuge der COVID-19-Pandemie. Der 
staatliche Förderanteil am Umweltbonus, der mit dem 
Konjunkturpaket zur Abfederung der Pandemiefolgen 
verdoppelt wurde (vgl. Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung2021), hat der Elektromobilität in 
der Bundesrepublik einen sichtbaren Schub verliehen. 
Darüber hinaus gelten seit Anfang 2020 zusätzliche 
steuerliche Anreize für Elektrofahrzeuge. Entgegen dem 
allgemeinen Branchentrend rückläufiger Absatzzahlen 
und dem zeitweisen Rückgang der Mobilität infolge der 
Pandemie (vgl. Bohnensteffen/Mühlhan/Saidani 2021) 
hat die Elektromobilität in Deutschland während der 
COVID-19-Pandemie ihren Durchbruch erfahren (vgl. 
Roland Berger 2021). Experten gehen davon aus, dass 

sich mit der Krise der Wandel zu alternativen Antrieben 
nicht nur beschleunigt, sondern darüber hinaus auch 
verstetigt (vgl. McKinsey Center for Future Mobility 
2021).

Um die Elektromobilität und die erfolgreiche Verkehrs-
wende weiter zu befördern, bedarf es neben wirtschaft-
lichen Anreizen den flächendeckenden Zugang zur 
Ladeinfrastruktur sowie vorausschauende verkehrspoli-
tische und städtebauliche Konzepte. Ansonsten drohen 
Regionen, in denen bislang nur wenige Ladestationen 
vorhanden sind, in puncto postfossiler Mobilität weiter 
ins Hintertreffen zu geraten: Zu wenige Lademöglich-
keiten und teurere Ladetarife machen diese Teile des 
Landes für die Nutzung von Elektroautos doppelt un-
attraktiv – beispielsweise auch für Touristen.

8.3 Elektromobilität

Entwicklung des Pkw-Bestandes mit Elektroantrieb
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Elektrokraftfahrzeugbestand 2021
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Eine der wesentlichen Voraussetzungen für die digitale 
Transformation ist die Verfügbarkeit schnellen Inter-
nets bzw. hoher Datenübertagungskapazitäten (Mbit/s). 
Die Bundesregierung plant hierfür die „flächendecken-
de Versorgung mit Glasfaser und dem neuesten Mo-
bilfunkstandard“ (SPD/Bündnis90/Die Grünen/FDP 
2021: 8, 16). Bis 2014 sollten drei Viertel aller Haus-
halte mit mindestens 50 Mbit/s versorgt sein, bis 2030 
neuester Mobilfunkstandard für alle (vgl. Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung 2022). Die „Di-
gitale Kluft“ besteht vor allem zwischen Städten und 
Kommunen in peripheren Lagen mit niedrigen Über-
tragungsraten und Städten in zentralen Lagen, die als 
erste über den neuesten Standard verfügen. „Nur wer 
einen schnellen [Internet-]Zugang hat, kann auch die 
Möglichkeiten positiv nutzen, die mit der Digitalen 
Transformation verbunden sind bzw. die überhaupt erst 
durch diese entstehen“ (Bertelsmann Stiftung 2018). 

Eine bestmögliche Ausstattung aller Räume und Ge-
meinden, unabhängig von Größe und Typ, mit ent-
sprechenden Infrastrukturen der Informations- und 
Kommunikationstechnologie ist notwendiger Bestand-
teil für eine möglichst gleichwertige gesamtgesellschaft-
liche Entwicklung. Aber nur ein Teil der Gebiete ist 
kommerziell erschließbar (vgl. Henseler-Unger 2016; 
Spellerberg 2021: 13). Auch Ende 2020 können in rund 
10 % aller Städte und Gemeinden weniger als 75 % der 
Haushalte über den aktuellen Standard verfügen. Im 
Vergleich dazu sind bereits in 20 % aller Städte und Ge-
meinden mindestens 75 % der Haushalte an Breitband 
der Übertragungsgeschwindigkeit 1.000 Mbit/s ange-
schlossen. Trotz der voranschreitenden Erschließung 
in allen Landesteilen bleibt die Kluft zwischen größe-
ren und kleinen Gemeinden sowie zwischen zentralen 
und peripheren Gebieten. Auffällig gute Ausbaustände 
ländlicher Räume wie im Landkreis Herzogtum Lauen-
burg (Schleswig-Holstein) beruhen auf Initiativen der 
Stadtwerke oder anderer öffentlicher kommunaler Ent-

Prozesse in der Arbeitsorganisation und zur Automati-
sierung in Unternehmen wurden intensiviert oder ein-
geführt (vgl. Krzywdzinski et al. 2022; s. Kap. 3.7). Bor-
da/Grishchenko/Kowalczyk-Rólczynska (2022) stellten 
einen starken Zusammenhang zwischen der Zahl der 
COVID-19-Fälle und der Ungleichheit der Internetnut-
zung und der damit verbundenen Möglichkeiten zur so-
zialen Distanzierung fest. Sie schließen aus ihren Daten, 
dass eine flächendeckende Verfügbarkeit des Internet-
zuganges relevant ist, um andere digitale Klüfte in einer 
stärker digital organisierten Lebenswelt zu vermeiden.

8.4 Digitale Infrastruktur
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scheidungsträger (vgl. Stormarner Tageblatt 15.08.2016; 
Holznagel et al. 2010).

Die Kontaktbeschränkungen während der COVID-
19- Pandemie bewirkten in vielen Lebens- und 
Wirtschaftsbereichen eine unerwartete Zunahme 
digitaler Lösungen, vor allem bezüglich der Kommu-
nikation (Homeschooling, Homeoffice, Videokonferen-
zen). „Mobilität im Netz hat Mobilität im Raum ersetzt“ 
(Berg/Ramesohl 2020: 52) – zumindest in der ersten 
Phase der Kontaktbeschränkungen. Aber auch digitale 

Entwicklung des Breitbandausbaus von Dezember 2019 bis Juni 2021 nach Stadt- und Gemeindetyp und Lage

Quelle: Breitbandatlas, Laufende Raumbeobachtung des BBSR © BBSR Bonn 2022
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Breitbandverfügbarkeit 2020

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

München

Stuttgart

Saarbrücken

Wiesbaden

Bremen

Hamburg

Berlin

Magdeburg

Dresden

Hannover

Kiel

Erfurt

Potsdam

Schwerin

Düsseldorf

Mainz

NL

BE

LU

FR

CH

AT

CZ

PL

DK

München

Stuttgart

Saarbrücken

Wiesbaden

Bremen

Hamburg

Berlin

Magdeburg

Dresden

Hannover

Kiel

Erfurt

Potsdam

Schwerin

Düsseldorf

Mainz

100 km

Anteil der Haushalte, die über einen Breitband-Anschluss der Mindestleitung verfügen, 
Dezember 2020 in %

1.000 Mbit/s50 Mbit/s

Datenbasis: Breitbandatlas, Laufende Raumbeobachtung des BBSR,
Geometrische Grundlage: VG 5000 (Gemeinden, Gemeindeverbände), Stand 31.12.2020 © GeoBasis-DE/BKG, Bearbeitung: A. Grüne, A. Milbert

9991.13992285732612926
Anzahl Gemeinden und Gemeindeverbände

29711484638607582.059
Anzahl Gemeinden und Gemeindeverbände

50 Mbit/s 1.000 Mbit/s

bis unter 25

25 bis unter 50

50 bis unter 75

75 bis unter 90

90 bis unter 95

95 bis unter 98

98 und mehr

gemeindefreie Gebiete

© BBSR Bonn 2022



ATLAS DER STADT- UND REGIONALENTWICKLUNG 2022110

Ob Produkte stationär und/oder online erworben wer-
den steht in hohem Zusammenhang zur Art der nach-
gefragten Waren. Besonders häufig werden in Deutsch-
land Bekleidung, Elektrohaushaltsgeräte, Bücher und 
Schreibwaren sowie Baumarktprodukte und Einrich-
tungsbedarfe online erworben. Diese sortimentsbezo-
gene Betrachtung ist für die räumliche Planung von ho-
her Relevanz, da die Sortimente eine unterschiedliche 
räumliche Ausprägung besitzen. So stellt zum Beispiel 
Bekleidung ein Sortiment mit sehr hoher Innenstadt-
relevanz dar, für das mit durchschnittlich 107 Euro je 
Einwohner die höchste Online-Kaufkraft aufgewen-
det wird. Baumarktsortimente mit einer ebenfalls ver-
gleichsweise hohen Einzelhandelskaufkraft sind hinge-
gen eher in städtischen Randlagen zu finden, während 
Lebensmittel, die bislang überwiegend stationär erwor-
ben werden, nahezu flächendeckend verfügbar sind. 
Bundesweit lag die Online-Einzelhandelskaufkraft im 
Jahr 2020 bei 813 Euro pro Einwohner (vgl. GfK 2020).

Regional schwankt die Online-Einzelhandelskaufkraft 
zwischen durchschnittlich 652 Euro je Einwohner im 
Minimum und 1.060 Euro im Maximum. Der Zusam-
menhang zwischen Online-Kaufkraft und Prosperität 
einer Region ist dabei größer als der Zusammenhang zur 
Siedlungsstruktur. Die Online-Kaufkraft ist in städti-
schen Kreisen im Mittel am höchsten. Diese bilden auch 
den suburbanen Raum um die großen Städte ab (z. B. 
im Umland von München, Frankfurt oder Hamburg), 
die Wohnstandort für einkommensstarke Haushalte 
sind. In Großstädten werden sowohl die höchsten als 
auch die niedrigsten Werte der Einzelhandelskaufkraft 
gemessen, da diese Kategorie sowohl die wirtschaftlich 
starken „Boomtowns“ umfasst als auch strukturschwa-
che Städte, zum Beispiel des Ruhrgebiets. Sehr deutlich 
zeigt sich, dass in wachsenden Regionen mehr privater 
Konsum für den Onlinewareneinkauf verwendet wird 

als in schrumpfenden Regionen. In überdurchschnitt-
lich wachsenden Regionen liegt die Online-Kaufkraft 
mehr als 100 Euro pro Einwohner höher als in über-
durchschnittlich schrumpfenden Regionen. 

Einflussfaktoren auf die regionalen Unterschiede der 
Online-Einzelhandelskaufkraft können zum einen in 
infrastrukturellen Ausstattungsmerkmalen wie der Er-
reichbarkeit von Zentren, den Verkehrsanbindungen 
oder der Anbindung an eine leistungsstarke Internet-
verbindung liegen. Zudem wirken sich insbesondere 
soziodemographische Determinanten (Alter, Einkom-
men, Wohnform, Haushaltsform, etc.) auf die regionale 
Online-Einzelhandelskaufkraft aus. Neben der Schnel-
ligkeit der Internetverbindung spielen auch IT-Kom-
petenzen der Nutzerinnen und Nutzer eine wichtige 
Rolle, die bei jüngeren Personen eher gegeben ist als 
bei älteren Menschen (vgl. Initiative D21 e. V. 2022: 
12). Der Zusammenhang zwischen Online-Einzelhan-
delskaufkraft und soziodemographischen Kennzahlen 
einer Region ist stärker als der zu ihrer infrastrukturel-
len Ausstattung. Demnach werden fehlende Zugangs-
möglichkeiten zu stationären Einkaufsmöglichkeiten 
in einer Region vermutlich nicht durch einen erhöhten 
Onlinekonsum kompensiert. 

Bereits vor der COVID-19-Pandemie zählte der stetig 
wachsende Onlinehandel zu den zentralen Einflussfak-
toren auf die Handelslandschaft in Deutschland. Die 
Pandemie hat diese Prozesse intensiviert: Aufgrund 
temporärer Geschäftsschließungen, Kontaktverboten 
oder Einschränkungen im Zugang zum stationären 
Handel, stellte der Onlinekauf von Waren eine zuneh-
mend angewendete Alternative dar. Insbesondere wäh-
rend der Anfangsphase der Pandemie stiegen die Um-
sätze des Versand- und Internet-Einzelhandels an (vgl. 
Destatis 2021). Diese Entwicklung resultiert sowohl aus 

einer höheren Nachfrage bei reinen Onlinehändlern als 
auch aus einer erweiterten Nachfrage bei bislang aus-
schließlich im stationären Einzelhandel aktiven Händ-
lern, die ihr Angebot um einen Online-Kanal ergänzten 
(vgl. GfK 2021: 6). Zukünftig wird daher mit einem wei-
teren Bedeutungsgewinn des Onlinehandels gerechnet, 
der die Einzelhandelslandschaft in Deutschland prägen 
und verändern wird (vgl. Anders/Kreutz/Krüger 2021; 
bevh 2021; BBSR 2021, GfK 2021; Händlerbund 2020, 
IFH/HDE 2021a).

8.5 Am liebsten online? Die Zukunft des Handels ist regional

Online-Einzelhandelskaufkraft 2020 nach Regionstypen
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Online-Einzelhandelskaufkraft 2020
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UMWELT UND KLIMA –  
DIE ANDERE KRISE NEBEN COVID-19
NADINE BLÄTGEN | DR. FABIAN DOSCH | SILAS EICHFUSS | ANNA GRÜNE | MARTINA HOLLEN | DR. ANDREA JONAS | ANTONIA MILBERT

Eine intakte Umwelt ist ein zentraler Pfeiler für ein le-
benswertes Miteinander. Sie ist Voraussetzung für ge-
sundes Leben, vielfältige Natur und nachhaltige Wirt-
schaft. In Zeiten intensiver Beanspruchung knapper 
Flächen mit komplexeren Nutzungsansprüchen und ih-
rer steigenden Vulnerabilität gegenüber Naturgefahren, 
braucht es eine resiliente Umwelt, die gegenüber den 
Folgen des Klimawandels und anderer Umwelteinflüsse 
möglichst widerstandfähig ist. 

Die Erfahrungen unter der COVID-19-Pandemie zei-
gen einen geschärften Blick auf Krisen und Risiken. So 
treten neben der COVID-19-Krise auch weitere Krisen 
wie der Klimawandel in den Fokus, die zwar schon vor-
her bekannt waren, nun aber durch die krisenbedingte 
Mehrfachbelastung verstärkt zum Vorschein kommen.

Umwelt- und Klimaprobleme zeigen sich in Deutsch-
land auf unterschiedliche Weise und treten ebenso 
klein- wie großräumig auf. Dabei betreffen sie ärme-
re Bevölkerungsschichten meist stärker. Das gilt nicht 
nur für Luftschadstoffe, Feinstaub oder Nitrat, sondern 
auch für Lärm, Flächenverfügbarkeit, Hitze, Grünaus-
stattung oder Naturnähe. Durch eine dichtere Bebau-
ung nehmen die Risiken für die gebaute, natürliche und 
humane Infrastruktur weiter zu. Gleichwohl können 
auch ländliche Räume von Umweltkatastrophen betrof-
fen sein, wie das Extremhochwasser 2021 an Ahr, Erft, 
Ruhr und Lenne zeigte. Die früheren Vorstellungen von 
Land gleich Natur und Stadt gleich Umweltbelastung 
gilt längst nicht mehr überall. So trägt zum Beispiel der 
ländliche Raum oft die entstehenden Lasten, um Bal-

lungsräumen Ressourcen für den Schutz der Umwelt 
bereitzustellen, wie beispielsweise beim Wasserrück-
halt.

Der Schutz der Umwelt und des Klimas fordert ein ge-
sellschaftliches Umdenken sowie die Anpassung der 
Planung hin zur Vorsorge vor Umwelt- und Klimari-
siken. In der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 2021 
(Bundesregierung 2021: 271) wird das Ziel des Ver-
brauchs von weniger als 30 Hektar Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche pro Tag um die Flächenkreislaufwirtschaft 
bis 2050 verschärft. Dies bedeutet den Schutz klimaak-
tiver, für die Ernährung und Biodiversität wichtiger Flä-
chen im Außenbereich von Siedlungsflächen – auch im 
Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen.

Dieses Kapitel stellt regionale Disparitäten anhand eini-
ger besonders raumwirksamer Umweltwirkungen dar. 
Zuvorderst steht die weiterhin ungelöste Herausforde-
rung eines wieder steigenden Flächenverbrauchs durch 
die Erweiterung von Siedlungs- und Verkehrsflächen. 
Dieser vollzieht sich in Ballungsräumen überwiegend 
langsam, was jedoch die wenigen verfügbaren Freiflä-
chen weiter verknappt, auf dem Land dagegen meist 
ungebremst. Gerade in den Ballungsräumen sind kli-
maaktive Freiflächen und eine gute Grünausstattung 
unabdingbar, um Klimafolgen abzudämmen und die 
Gesundheit der Bevölkerung zu schützen. Öffentliche 
Grünflächen trugen in den Phasen der Kontaktbe-
schränkungen der COVID-19-Pandemie wohnungsnah 
zu hohem Erholungswert bei. Stark versiegelte Bereiche 
hingegen verstärken die Folgen von immer häufigeren 

Hitzewellen und Überflutungen infolge Extremregen 
und sind somit eine große Gefahr für die Gesundheit 
der Bevölkerung und die lokale Infrastruktur.   

Nicht nur der Klimawandel, auch der Ukraine-Krieg 
und seine Folgen sind herausfordernd für die Energie-
versorgung und die Energieinfrastruktur im Bundesge-
biet. Für den schnellen Wandel von fossilen Energieträ-
gern zu regenerativen Energien sind genügend Flächen 
bereitzustellen, der Netzausbau zu beschleunigen und 
die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern zu min-
dern. Auch wenn sich die Luftqualität in den letzten 
Jahrzehnten deutlich verbessert hat, sind kleinräumi-
ge Belastungen durch Feinstaub und Stickoxide in den 
Städten weiterhin eine Gefahr für die Gesundheit der 
Bevölkerung. Die weltweiten Kontaktbeschränkungen 
während der COVID-19-Pandemie zeigten, dass sich 
aufgrund des eingeschränkten internationalen Handels 
und der verringerten Mobilität die Luftqualität – wenn 
auch nur kurzfristig – verbessert hat. 

Mit COVID-19 stieg auch die Bedeutung der Nah-
mobilität und der Urlaub im eigenen Land. Der Schutz 
historischer Landschaften und die Gestaltung der 
vielfältigen Landschaftsräume für Ressourcenschutz, 
Nahrungsmittelproduktion und Erholung tritt damit 
in den Vordergrund. Die Erfahrungen der COVID-19- 
Pandemie weisen daher einmal mehr darauf hin, dass 
eine Verbesserung der Umwelt und des Klimas stark 
von individuellem Verhalten sowie der Art und Inten-
sität des (internationalen) Handels und der Logistik 
abhängt.
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Um Flächen nachhaltig zu nutzen, gilt es, besonders 
sparsam mit Freiflächen im besiedelten Bereich um-
zugehen und unbebaute, nicht zersiedelte und un-
zerschnittene Freiräume im Außenbereich zu erhal-
ten. Dadurch können die Böden ihre Funktionen für 
landwirtschaftliche Produktion, Wasserhaushalt, Kli-
maschutz und -anpassung, Biotop- und Artenschutz, 
Landschaftsschutz sowie Erzeugung nachwachsender 
Rohstoffe und Bioenergie wahren. Nach den Nachhal-
tigkeitszielen der Bundesregierung soll der Flächenver-
brauch – die Umwandlung von Freiflächen in Flächen 
für Siedlungs- und Verkehrszwecke – verringert, der 
Freiraum geschützt und Landschaftszerschneidung 
vermieden werden. Dabei gilt laut den deutschen Nach-
haltigkeitszielen bis 2030 die Verringerung des tägli-
chen Flächenverbrauchs auf unter 30 Hektar, bis 2050 
auf „Netto 0“ mit einer Flächenkreislaufwirtschaft (vgl. 
Bundesregierung 2021: 271). Zwischen 2017 und 2020 
wurden täglich 52 Hektar Fläche für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke neu in Anspruch genommen. Dieser 
Wert hat sich innerhalb der letzten 20 Jahre von 120 ha 
pro Tag mehr als halbiert (vgl. Destatis 2022a). 

Der sparsame und effiziente Umgang mit Siedlungs-
flächen wird über verschiedene Indikatoren gemessen. 
Die Siedlungsdichte, gemessen in Einwohnern pro km² 
Siedlungs- und Verkehrsfläche, gilt als wichtiger In-
dikator für die räumliche Auslastung dieser Flächen. 
Der Indikator Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Quadrat-
kilometer Siedlungs- und Verkehrsfläche gibt die so-
genannte Wertschöpfungseffizienz an. Städtische und 
wachsende Kreise haben dabei eine höhere Wertschöp-
fung als ländliche Kreise. Hohe Dichten, zum Beispiel 
in den Städten, bedingen eine flächeneffektivere Wert-
schöpfung.

Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie strebt an, die Dich-
te konstant zu halten und – wo es möglich ist – zu erhö-
hen (vgl. Bundesregierung 2021: 274). Eine niedrigere 
Flächenauslastung geht mit höheren Infrastrukturkos-
ten und einem höheren Flächenverbrauch in der Breite 
einher und ist weniger effizient. Im Bundesdurchschnitt 
liegt die Siedlungsdichte bei 1.657 Menschen pro km² 
wobei in städtischen Räumen 2.402 und in ländlichen 
Räumen 1.000 Menschen auf dieser Fläche leben. Grö-
ßere Großstädte weisen im Schnitt mit 4.632 Menschen 
pro km² sehr hohe und steigende Dichten auf, wohinge-
gen stark wachsende Städte mit 2.132 Menschen (noch) 
durchschnittliche Dichten aufweisen. 

Seit 2016 entwickelt sich der Bundesdurchschnitt ne-
gativ. Eine Ausnahme bildet hierbei die Siedlungsdich-
te in Großstädten. Die kompakte Bauweise und der 
Bevölkerungszuwachs sind ausschlaggebende Grün-
de für diese steigende Entwicklung. In allen anderen 
Stadt- und Raumkategorien lassen sich die negativen 
Siedlungsdichtetrends vor allem auf die Ausweitung 
der Siedlungsflächen und die vorherrschende Bebau-
ung mit Ein- und Zweifamilienhäusern zurückführen. 
Die verstärkte Suburbanisierung, insbesondere von 
familienbildenden Bevölkerungsgruppen, fördert den 
Flächenverbrauch außerhalb der Städte. Im Zuge der 
COVID-19-Pandemie werden diese Wanderungspro-
zesse noch verschärft (s. Kap. 4 und 6). Dies steht im 
Widerspruch zum flächenpolitischen Ziel der Reduk-
tion der Flächeninanspruchnahme auf unter 30 ha pro 
Tag bis 2030 und dem Flächenspargebot des Baugesetz-
buches (BauGB).

Die stetige Versiegelung von Frei- und Grünflächen 
führt zu Herausforderungen in den Bereichen Lebens-

9.1 Siedlungsentwicklung und Flächenneuinanspruchnahme

Siedlungsdichte und Wertschöpfungseffizienz 2020

Raumbezüge

Siedlungsdichte

Stand 
31.12.2020

Veränderung  
zum 

31.12.2016

BIP 2019 je 
km² SuV

Einwohner je km² in Euro

Bund 1.657 –18 69.005

Westdeutschland 1.780 12 76.832

Ostdeutschland 1.345 –33 44.367

Süd (Bayern und 
Baden-Württemberg) 1.749 –76 84.040

siedlungsstrukturelle Kreistypen

kreisfreie Großstädte 3.945 27 222.478

städtische Kreise 1.856 –15 69.748

ländliche Kreise mit 
 Verdichtungsansätzen 1.145 –17 37.725

dünn besiedelte   
ländliche Kreise 868 –17 27.953

städtischer/ländlicher Raum

städtischer Raum 2.402 –11 109.951

ländlicher Raum 996 –19 32.538

weitere Gebietstypen (Auswahl)

größere Großstädte 4.632 65 k. A.

überduchschnittliche 
 wachsende Kreise 2.132 14 101.830

Quelle: Flächenstatistik des Bundes und der Länder,  
Laufende Raumbeobachtung des BBSR

qualität, Klima und Gesundheit. So gilt die doppelte 
Innenverdichtung (bauliche Verdichtung bei Erhalt der 
Grünflächen) als Ziel, eine verträgliche, grüne und ge-
sunde Siedlungsdichte zu schaffen.
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Flächennutzung 2020
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Stadtgrün macht das Wohnumfeld lebenswert,  bietet 
Erholungs- und Bewegungsräume, verbessert das Stadt-
klima und sichert die Artenvielfalt. In welchem Maß 
deutsche Städte durchgrünt sind, wird durch die amt-
liche Statistik nicht erfasst. Eine bundesweit vergleich-
bare, kleinräumige Datenbasis zu verschiedenen Indi-
katoren des Stadtgrüns wurde im Auftrag des BBSR auf 
Basis von Sentinel-2-Satellitendaten des europäischen 
Copernicus-Programms erarbeitet (vgl. BBSR 2022a). 
Dabei wurde das Grün flächendeckend in drei Kate-
gorien klassifiziert: Laubholz, Nadelholz und niedrige 
Vegetation. 

Das „Stadtgrünraster Deutschland“ liegt für die Jahre 
2016 und 2018 vor. Damit lassen sich die Grünausstat-
tung innerhalb und zwischen Städten kleinräumig und 
einwohnergewichtet vergleichen, Ziele künftiger Grün-
ausstattung formulieren und räumliche Schwerpunkte 
mit mangelnder Grünausstattung ermitteln. Weitere 
Aussagen der Karten umfassen die Grünfläche pro Ein-
wohner, die Grünvernetzung und die Erreichbarkeit 
von Grünflächen im Wohnumfeld. 

Unterschiede in der Grünausstattung werden insbe-
sondere von der Stadtgröße und der Stadtstruktur 
bestimmt. Beispielsweise variiert die einwohnerbezo-
gene Grünausstattung in den Stadtbezirken Berlins 
zwischen den inneren und äußeren Stadtbezirken 
um den Faktor 20 – abhängig davon, welche adminis-
trative Bezugsgrößen, Radien oder morphologische 
Grenzen um den besiedelten Raum gewählt werden 
(vgl. Taubenböck et al. 2021). Die Ergebnisse können 
als Ausgangspunkt dienen, den Erhalt der einwoh-
nerspezifischen Grünausstattung zu gewährleisten 
und Zielgrößen für die Ausstattung mit Stadtgrün für 
städtische Teilräume zu formulieren. Am Beispiel von 
Fallstudienstädten wurde mithilfe weiterer Daten die 
Grünausstattung nach sozialen Lagen oder SINUS-
Milieus untersucht. Status höhere Wohnlagen wiesen 

dabei deutlich höhere Grünanteile auf als statusnied-
rigere. 

Öffentliche Grünflächen haben als Bewegungs- und 
Begegnungsräume eine hohe Bedeutung für die Ge-
sundheitsprävention. Während der Pandemie stieg 
die Bedeutung von Nahräumen aufgrund von Home-
office, flexiblen Arbeitszeiten und Reisebeschränkun-
gen. Daraus resultierte eine vermehrte Nutzung von 
öffentlichem städtischen Grün, vor allem in städti-
schen Randlagen sowie Stadtwäldern im Nahbereich. 
Abgesperrte Freiflächen und Spielplätze erwiesen sich 
als sozial problematisch und erhöhten den Druck auf 

die verbleibenden Grünflächen. Ihre soziale Rolle als 
Orte für Begegnung und Austausch stieg während der 
Pandemie einmal mehr (vgl. Dosch/Haury 2021). Dies 
belegen auch Berechnungen zur Nutzungsfrequenz 
von Stadtteilparks und Innenstädten vor und während 
der Pandemie mittels Mobilfunkdaten. So zeigen in-
nenstadtnahe Mobilfunkzellen, in denen Stadtparks 
liegen, höhere Nutzungsfrequenzen gegenüber dem 
Jahr 2019, was auf die Funktion als „drittes Wohnzim-
mer“, Naherholungsgebiet und Reiseersatz hinweisen 
kann. Demgegenüber zeigen Innenstadtlagen und Ein-
kaufzentren deutlich rückläufige Nutzungshäufigkeiten 
(vgl. ebd. 2022).

9.2 Stadtgrün und Nutzung von Grünanlagen während der Pandemie

Nutzungsfrequenz von ausgewählten City- und Stadtpark-Mobilfunkzellen 2020 und 2021 im Vergleich zum 
Referenzjahr 2019
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Städte und Ballungsräume sind wegen ihrer dichten 
Bebauung und Infrastruktur anfällig gegenüber Klima-
folgen. Das gilt insbesondere, wenn sie in Becken- oder 
Flusslage verortet sind. Städte werden künftig häufiger, 
intensiver und länger von Witterungsextremen wie Hit-
ze, Trockenheit und Starkregen betroffen sein. Hieraus 
resultieren Risiken für Gesundheit, Stadtgrün, Bauwer-
ke und Infrastruktur. 

Hitzeperioden treffen auch in Deutschland auf eine 
alternde und damit hitzesensitivere Bevölkerung. Der 
Sommer 2018 war drei Grad Celsius heißer als zur Re-
ferenzperiode zwischen 1961 und 1990 und nach 2003 
der heißeste seit 1881 und der trockenste seit 1911, der 
Sommer 2022 mit 2,9 Grad Temperaturplus ähnlich 
heiß und der sechsttrockenste seit 1881 (vgl. DWD 
2022). 2019 wurden mit 41,2 Grad Celsius in Duisburg 
und Bonn neue Temperaturrekorde gemessen. In den 
überbauten und versiegelten Innenstädten verstärkt 
sich der Wärmeinseleffekt. Am Ende einer Strahlungs-
nacht kann die Innenstadt bis zu 10,5 Grad wärmer sein 
als das Umland (vgl. LANUV 2013: 54) Die gesundheit-
lich problematischen Tropennächte werden in Deutsch-
land bis Ende des 21. Jahrhunderts im Mittel um bis zu 
16 Tage zunehmen, in städtischen Agglomerationen so-
gar um bis zu 30 Tage (vgl. Kahlenborn et al. 2021: 37). 
Heiße Tage und Wüstentage mit mehr als 30 bis 35 Grad 
Celsius und Hitzedome mit stabiler Extremhitze treten 
in Zukunft viel häufiger auf. 

Die Erderwärmung verlängert Dürreperioden, sodass 
die Waldbrandgefahr steigt. 2022 war, ähnlich wie 2018, 
in vielen Regionen extrem trocken. Der Nordosten 
Deutschlands, das Thüringer Becken und Rheinhessen 
sind die trockensten Regionen in Deutschland. Insbe-
sondere in ostdeutschen Böden hält die Trockenheit an 
(vgl. UFZ 2022). Bundesweit sind 380.000 Hektar Wald 
vertrocknet (vgl. BMEL 2022). Die extreme Dürre der 
Jahre 2018 bis 2020 führte zudem in vielen Regionen 

Deutschlands zu Ernteausfällen und Wassermangel, 
der künftig verstärkt auch in Stadtregionen auftreten 
wird. Durch Trockenheit verstärkte Luftbelastung mit 
Feinstaub PM2.5 und Staub kann die Anfälligkeit der 
Bevölkerung für COVID-19 erhöhen (vgl. Copat et al. 
2021). 

Stadtklimatische Herausforderungen hängen eng mit 
der sozialen Situation von Stadträumen zusammen: 
Speziell in benachteiligten Quartieren ist es oft schwieri-
ger, das Stadtklima zu verbessern, weil eine höhere bau-
liche Dichte, mehr Baumasse, weniger Freiräume und 
weniger Stadtgrün vorhanden sind (vgl. BBSR 2022a). 
Hochrisikogruppen für hitzebedingte Gesundheitspro-
bleme, unter anderem ältere Menschen mit Vorerkran-
kungen, sind oft auch COVID-19-Hochrisikogruppen 
(vgl. Bose-O’Reilly et al. 2021: 4). Gesundheitseinrich-
tungen werden während Hitzewellen und Pandemien 
besonders herausgefordert, selbst wenn im Sommer die 
Infektionszahlen meist niedriger sind. Zwischen Sied-
lungs- bzw. Infrastrukturdichte und Wärmeinselinten-
sität besteht eine hohe Korrelation. Städte müssen ihre 
Verwundbarkeit gegenüber Klimafolgen reduzieren 
und ihre Resilienz erhöhen, insbesondere mithilfe von 
Durchgrünung bzw. blau-grüner Infrastruktur, Ver-
schattung und Durchlüftung sowie Hitzeaktionsplänen 
(vgl. BBSR 2022b).

Der Starkregen im Juli 2021 an Ahr, Erft, Ruhr und 
Lenne zeigte in dramatischer Weise seine zerstörerische 
Wirkung. Am häufigsten treten Starkregenereignisse 
an den Nordrändern der Mittelgebirge auf, können je-
doch in extremer Ausprägung überall vorkommen. Mit 
der weiteren Klimaerwärmung wird kurzer, extremer 
Starkregen künftig deutlich großflächiger und intensi-
ver. Die Schadensrisiken dieser Niederschläge unter-
scheiden sich je nach Topografie, Versiegelung, Kanal-
netz und anderen Faktoren. Die höchste Vulnerabilität 
gegenüber Hochwasserereignissen weist der urbane 

Raum aufgrund seiner hohen Bevölkerungsdichte, sei-
ner komplexen Infrastruktur und seiner Akkumulation 
an Sachwerten auf. Städte müssen mit Maßnahmen der 
Siedlungsentwässerung die Überflutungsvorsorge stär-
ken. Dazu zählt eine wassersensible Stadtentwicklung, 
um Wasser in der Fläche zurückzuhalten und Abfluss-
spitzen zu mindern.

9.3 Hitzeinseln und Starkregenverbreitung

Tropennächte 2018
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Zur Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung und der Energiewende sind Entwicklungen im 
Energieverbrauch der Industrie bedeutsam. Mit 39 % 
verbrauchen industrielle Unternehmen des verarbeiten-
den Gewerbes und des Bergbaus die meiste Energie. Es 
folgen die privaten Haushalte mit 33 und Unternehmen 
des Dienstleistungssektors mit 26 %. Nur ein Hunderts-
tel des Verbrauchs entfällt auf die Land- und Forstwirt-
schaft (vgl. Destatis 2021a: 433). Während der Energie-
verbrauch der privaten Haushalte zwischen 2003 und 
2018 um knapp 3 % stieg, ging der Energieverbrauch 
der Unternehmen um etwa 7 % zurück (vgl. Destatis 
2021a: 436). 

Der höchste Energieverbrauch im verarbeitenden Ge-
werbe entfällt auf Betriebe der chemischen Industrie, 
Verkehrs- und Lagereileistungen, Metallerzeugung und 
-bearbeitung sowie Kokerei und Mineralölverarbeitung 
(vgl. Destatis 2021a, 2021b). Der industrielle Energie-
verbrauch hängt dabei eng mit der konjunkturellen 
Lage zusammen. Trotz des wirtschaftlichen Wachstums 
der vergangenen Jahre sank der Energieverbrauch der 
Industrie zwischen 2013 und 2019 um 5 %. Das Um-
weltbundesamt (2021) führt Fortschritte bei der Ener-
gieeffizienz als Gründe für diese Entwicklung an.

Als Energieträger dienten im verarbeitenden Gewerbe 
im Jahr 2020 in erster Linie Erdgas (31 %) und Strom 
(21 %), in zweiter Linie Kohle (16 %) und erneuerbare 
Energien (etwa 4 %). Der Verbrauch von Erdgas stieg 
von 27 % im Jahr 2015 auf 31 % im Jahr 2020 an (De-
statis 2022b).

Bundesweit zeigen sich deutliche regionale Unterschie-
de im Energieverbrauch des verarbeitenden Gewerbes. 
Besonders energieintensive Industrieproduktion findet 
sich in Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und in Teilen Baden-Württembergs.  

Gründe für diese räumlichen Entwicklungen liegen 
zum einen in der regional unterschiedlichen, historisch 
gewachsenen Branchenstruktur. Eine Rolle spielt aber 
auch die Art der Beschäftigungen im verarbeitenden 
Gewerbe: In Städten und Stadtstaaten arbeiten mehr 
Beschäftigte in hoch digitalisierten, weniger energiein-
tensiven Fertigungsberufen, während die Bundesländer 
Saarland oder Thüringen hohe Anteile an Beschäftigten 
in der Metallverarbeitung, der Werkzeugtechnik oder 
im Metallbau aufweisen (vgl. IAB 2019). Dies kann teil-
weise auch den geringen Energieverbrauch wachsender 
Regionen erklären, zu denen viele Städte und städtische 
Regionen zählen. 

Aufgrund von Technologiesprüngen befinden sich vie-
le produzierende Industrien derzeit im Umbruch. Ein 
Beispiel hierfür ist die Automobilindustrie mit der Um-
stellung von Verbrennungsmotoren auf Elektroantriebe 
(vgl. BBSR 2019). Möglicherweise führen solche Pro-
duktionsumstellungen mit Doppelstrukturen kurzfris-
tig zu einem steigenden Energieverbrauch. 

Wie sich die COVID-19 auf den Energieverbrauch der 
Industrie ausgewirkt hat, kann zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht beziffert werden. Es ist davon auszugehen, dass es 
insbesondere zu Beginn der Pandemie zu leichten Rück-
gängen kam, da Produktionstätigkeiten zurückgingen. 
Aufgrund verschiedener Rohstoffengpässe kommt es 
zudem zu Verzögerungen in der Fertigung. Wie sich die 
aktuelle Energiekrise konkret auf den Energieverbrauch 
in der Industrie auswirkt, kann ebenfalls aufgrund der 
derzeit vorliegenden Daten nicht abschließend beur-
teilt werden. Anzunehmen ist jedoch, dass sich diese 
Krise stärker auf den Energieverbrauch auswirkt als die 
 COVID-19-Pandemie.

9.4 Energiewende und Energieverbrauch in der Industrie

Entwicklung des Energieverbrauchs in der Industrie 
nach Energieträgern 2015 bis 2020
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Energieverbrauch der Industrie 2019

In 42 von 401 Landkreisen und kreisfreien Städten unterliegen 
die Angaben des Energieverbrauchs der statistischen Geheimhaltung. 
Dazu gehören große Industriestandorte wie zum Beispiel Duisburg, 
Köln oder Wolfsburg (Destatis 2021a).
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Zu den Luftschadstoffen, die nachgewiesenermaßen 
Gesundheitsrisiken verursachen, zählen vor allem 
Feinstaub (PM10 und PM2.5), Ozon, Stickstoffdioxid 
(NO₂) und Schwefeldioxid (vgl. BMG 2021). 15 % 
der weltweiten und 19 % der europaweiten COVID-
19-Todesfälle gehen auf Luftverunreinigung zurück 
(vgl. Münzel et al. 2021). Sowohl SARS-CoV-2 als auch 
Luftschadstoffe wirken ähnlich auf den kardiovaskulä-
ren Bereich. 

Auf Kreisebene lassen sich in keiner der sieben Phasen 
der Pandemie Zusammenhänge zwischen der Höhe 
der Luftverunreinigung im Jahresdurchschnitt und den 
Todesfallzahlen pro 100.000 Einwohner feststellen. Das 
liegt zum einen daran, dass Luftverschmutzung lokal 
sehr beschränkt sein kann. Sowohl die Feinstaub- als 
auch die Stickoxidbelastung ist vor allem in großen 
Ballungsräumen sowie entlang der großen Fernver-
kehrstrassen höher als in den anderen Gebieten (vgl. 
Müller/Erbertseder/Taubenböck 2022). Darüber hi-
naus ist die Feinstaubbelastung im norddeutschen 
Flachland höher als in den Mittel- und Hochgebirgs-
lagen. Allerdings breitete sich in Norddeutschland das 
Virus über viele Phasen der Pandemie weniger stark 
aus (vgl. Kap 2.1). 

Anders als bei der Stickoxidkonzentration wirkten 
sich die Lockdowns über eine starke Reduzierung von 
Verkehr und industrieller Produktion deutlich auf die 
Feinstaubbelastung aus. In vielen Teilen Norddeutsch-
lands war die PM10-Konzentration 2020 niedriger 
als 2019. Die Entlastung war allerdings in den Bal-
lungsräumen und entlang der Verkehrstrassen weni-
ger spürbar. Letzteres mag mit der nur kurzfristigen 
Reduzierung des Straßenverkehrs zusammenhän-
gen (vgl. Kap. 8.1), da verminderte Emissionen lokal 
nicht automatisch zu verbesserter Luftqualität führen 
(vgl. Herrmann et al. 2020). Viele Untersuchungen 
zum Zusammenhang zwischen den Kontaktbeschrän-

kungsmaßnahmen und der Luftqualität beziehen sich 
auf die ersten Lockdowns im Frühjahr 2020, in denen 
eine spürbare Reduktion der Schadstoffkonzentratio-

9.5 Luftqualität – NO₂ und PM10

Zusammenhang Luftqualität und soziale Benachteiligung

nen um 25 bis 55 % ermittelt wurde, diese aber meist 
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Landschaften sind in Deutschland ein schützenswertes 
Kulturgut, ein Stück Heimat, Identifikationsanker, Trä-
ger regionaler Identität. Mit Ausnahme vereinzelter Na-
turreservate ist fast jede Landschaft Ergebnis mensch-
lichen Handelns. Selbst die 451 naturschutzfachlich 
bedeutsamen Landschaftsräume (vgl. BfN 2018), die als 
schützenswerte Landschaftsräume ca. 25 % der Fläche 
des Bundesgebietes ausmachen, sind lediglich „natur-
nah“. Landschaften definieren sich aus physisch-räum-
lichen Aspekten, aber auch Wahrnehmungs- und Iden-
tifikationsprozessen (vgl. ARL 2022; BBSR 2021: 11, 31, 
83; BfN 2018: 28, 68). 

Landschaften sind daher komplex und werden unter-
schiedlich abgegrenzt, beispielsweise über das Konzept 
der „Kulturdominanzen“ (vgl. Schmidt 2006 nach BBSR 
2021: 17). Dabei wird erfasst, wie aktuelle Nutzungen 
und dominante Elemente die Landschaft prägen. Der 
vom BBSR (2021: 17 ff.) weiterentwickelten Typologie 
zufolge waren im Jahr 2021 zwar lediglich 6,7 % der 
Räume als urbane und suburbane Landschaften zu be-
zeichnen, hinzu kommen knapp 1 % Bergbaufolge, 7,4 % 
Infrastrukturlandschaften (u. a. Verkehrstrassen) und 

16,6 % Windenergielandschaften (vgl. BBSR 2021: 21). 
Insgesamt nehmen Siedlungs- und Infrastrukturland-
schaften mit 31,7 % der Fläche den größten Teil des Bun-
desgebietes ein (vgl. Strubelt/Dosch/Meinel 2021).

Nach einer Analyse von Schmidt/Dunkel (BfN/BBSR 
2014: 24, 27) erfuhren zwischen 1996 und 2014 mehr 
als zwei Drittel der Landschaften eine Veränderung, 
vor allem Landwirtschaftsflächen, angetrieben durch 
die Energiewende. Bundesweit ging zwischen 1990 und 
2013 Dauergrünland in der Größenordnung der Hälfte 
des Freistaates Sachsen verloren. Technogen geprägte 
Landschaftstypen, bei denen sichtbare Veränderung 
in erster Linie durch eine Technisierung und Indus-
trialisierung von Landschaften erfolgt, umfassen be-
reits 25 % der Landschaften und könnten sich bis 2030 
gegenüber 2014 nahezu verdoppeln (vgl. BfN/BBSR 
2014a: 41; BBSR 2021: 23; Hartz 2019).

Vor diesem Hintergrund ist der Erhalt attraktiver Land-
schaften in Deutschland zentral für Leben, Arbeiten, 
Freizeit und Erholung. Die flächendeckende Karte 
„Landschaftstypologien“ zeigt 18 Typen von Natur- und 

9.6 Den Landschaftswandel erfassen

Kulturerbelandschaften. In diesen Räumen gestalten 
sich die Aufgaben und Handlungsansätze unterschied-
lich (BBSR 2021). 

Ein Trendszenario des BBSR für die Siedlungsflächen-
entwicklung von 2015 bis 2045 lässt eine weitere Aufsie-
delung der suburbanen Räume erwarten (UBA 2020). 
Nach rasantem Wachstum der Großstädte in den 2010er-
Jahren verlagert sich das Bevölkerungswachstum an den 
Stadtrand, mit verstärktem Druck auf die suburbanen 
Freiräume (vgl. Dosch/Beckmann. 2020). Der Digitalisie-
rungsschub während der COVID- 19-Pandemie verstärk-
ten diesen Trend durch die Verlagerung von Arbeit in das 
Homeoffice (vgl. Kap. 8.2). Die Pandemie, die erneuten 
fluchtbedingten Außenwanderungsgewinne und die 
drastischen Auswirkungen des Klimawandels erhöhen 
die Ansprüche an Siedlungsfläche sowie Nachfrage nach 
Landschaft. Auswertungen des Freizeit- und Mobilitäts-
verhaltens zeigen, wie Naherholungs- und Landschafts-
räume, Regionalparks, insbesondere um Agglomeratio-
nen, aber auch Tourismusregionen in Deutschland – ob 
zu Fuß, mit dem Fahrrad oder E-Bike – pandemiebedingt 
verstärkt aufgesucht wurden (vgl. Dosch/Haury 2021).

Transformationslandschaften 1996 bis 2030
Landschaftswandel 1996 bis 2016 durch …

… Etablierung
von Windenergie-

anlagen

… Etablierung
von Anlagen zur

energetischen Bio-
masseerzeugung

… Etablierung von
Photovoltaik-

Anlagen

… Zunahme oder
Verlust an Wald-

flächen

… Zunahme an
Siedlungs- und
Verkehrsflächen

… Zunahme von
Rohsto�abbau-

flächen

… Verlust von
Grünlandflächen

… Zunahme des
Silomaisanbaus

Landschaften mit
erwartetem erheblichen
Transformationsdruck 

bis 2030 

Landschaften mit der aktuell höchsten Dominanz von Anlagen bzw. der höchsten Änderungsrate ausgewählter Flächennutzungen im bundesweiten Durchschnitt  

Landschaften der beiden nächsthöchsten Interpolationsstufen

Landschaftswandel seit 1996 durch Etablierung von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien und durch die Zunahme oder den Verlust von ausgewählten Flächennutzungen 

}
Landschaftswandel
seit 1996 bis heute

insgesamt 

Erwarteter Tranformationsdruck bis 2030

Quelle: verändert nach BMVI /BBSR 2016: Regionale Landschaftsgestaltung. Vorstudie (Bearb.: agl Landschafts-, Stadt- und Raumplanung), Berlin
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Landschaftstypologien und Handlungsansätze zur Gestaltung
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